
TECHNIK UND 
WIRTSCHAFT
MONATS CHRÖT DES VEREINES DEUTSCHER 
INGENIEURE» » * REDAKTEURD»MEyER

4. JAHRG. APRIL 1911 4. HEFT

DER „VERWALTUNGSINGENIEUR“ IM PREUSZISCHEN 
ABGEORDNETENHAUSE.

Daß der G edanke, die technische Intelligenz für die „höhere V erw altung“ 
nutzbar zu m achen1), in w eitere Kreise dringt, hat auch die diesjährige E tats­
beratung im preußischen Landtage gezeigt. In der Sitzung vom 15. März 
sprachen zu dem Them a die A bgeordneten Macco und Dr. Bell.

Der erstere gab eine ein halbes Jah rhundert zurückführende Übersicht über 
die Entw icklung der Technik und der technischen Tätigkeitsgebiete, die beson­
ders im letzten Jahrzehnt eine früher ungeahnte A usdehnung gew onnen haben.

„Ich erinnere an die Aufgaben, welche neuerdings die Kreise, teilweise 
auch die Provinzen, übernom m en haben, und ich erinnere an die Aufgaben 
des Staates, die sich in hohem  M aße erw eitert haben, und an die infolge­
dessen notw endige Einw irkung der Technik auf die G esetzgebung. Diese 
A nforderungen der N euzeit stellen im mer neue Ansprüche an die m oderne 
Technik und dam it auch an die Technischen H ochschulen, A nforderungen, 
die in früheren Jahren diesen Schulen fremd w aren.“
Die Technischen Hochschulen haben — was w ir schon öfter betont haben — 

eine größere Bedeutung erhalten, seitdem zugleich mit der geschilderten Ent­
wicklung ihre größere und w eitergehende A ufgabe erkannt w urde. Die Be­
griffe T echniker und technische Bildung haben sich erweitert. Und daraus folgt 
w eiter, daß das W issen und Können, die Fähigkeiten und die Initiative der aus 
der technischen Erziehung herauswachsenden Kräfte (der technischen Intelli­
genz) für die allgemeineren A ufgaben der V olksgem einschaft und insbesondere 
auch für die A ufgaben der Staatsführung, der „höheren V erw altung“ , nun­
m ehr in w eiterem  Umfange herangezogen werden müssen. Das ist eine selbst-

x) Vergl. den Aufsatz von Prof. W. Franz: Die W ertung der technischen 
Intelligenz und die V erw ertung des technischen Könnens, im Jg. 1910 H eft 4 
dieser Zeitschrift.
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verständliche Forderung  in jedem  Staatsw esen, das zu seiner E rhaltung und  
W eiterentw icklung die in ihm enthaltenen Kräfte zur W irkung komm en lassen 
muß — um som ehr, als doch die bisherige Beschränkung auf einen engeren Kreis 
von ausschließlich juristisch gebildeten Beamten nicht m ehr haltbar ist.

„Ich m öchte hier nur die F rage aufw erfen, ob die heutigen V erw altungs­
beam ten den an sie gestellten A nforderungen, die jeden T ag  an sie heran­
treten, in vollem M aße entsprechen können. Nach m einer E rfahrung ist 
das zur Zeit nicht der Fall. W er in den G eschäften tätig  ist, w ird heute 
sehr schnell die Überzeugung bekom m en, daß die meisten unserer heutigen 
V erw altungsbeam ten nicht in der Lage sind, selbständig die A ufgaben zu 
übernehm en und vertreten, die ihnen nach den A nforderungen unserer 
kulturellen Verhältnisse gestellt w erden.“
Mit besonderer Freude wird es w ohl zu begrüßen sein, daß Macco auch 

dafür eingetreten ist, daß den jungen Technikern, welche sich in ihrem H och­
schulstudium  auf die B erufstätigkeit des V erw altungsbeam ten vorbereitet haben, 
n a c h  ihrem Studium auch die G elegenheit zu praktischer Übung in den eigen­
artigen G eschäften der V erw altung gegeben wird.

„Eins muß vor allen D ingen in hohem  M aße bem ängelt w erden, das ist 
das, daß unsere Staatsverw altung im großen und ganzen, daß unsere S taats­
beam ten diesem neuen Zug, der dahin drängt, diese sogenannten V erw al­
tungstechniker auszubilden, unfreundlich gegenüberstehen. Ist es doch 
hier im H ause ausgesprochen, daß die E isenbahnverw altung sagt, w ir sind 
nicht in der Lage, jungen Leuten, die sich auf diesem G ebiete Erfahrungen 
sammeln wollen, G elegenheit dafür zu g eb en ; w ir haben keinen Raum für 
solche Leute. — Das ist eine kleinliche Stellung und eine g roße  V erkennung 
der gew altigen A ufgaben, vor denen w ir stehen.

W enn ich gesag t habe, daß w ir eine Änderung in der A usbildung der 
Ingenieure w ünschen, so steh t das im Z usam m enhänge m it dem jenigen, 
was der Verein deutscher Ingenieure m ehrfach zum A usdruck gebrach t hat.
Er hat am 9. A ugust 1909 an den M inister des Innern eine E ingabe g e­
rich te t2), in der es heiß t:

, ,In im m er w eitere Kreise der B evölkerung ist nun die Erkenntnis
gedrungen, daß ein einseitig juristisches Studium  den höheren V erw al­
tungsbeam ten nicht m ehr genügt, um die heute vornehm lich durch T ech­
nik und Industrie, H andel und V erkehr beeinflußten V erhältnisse des 
öffentlichen Lebens zu beherrschen.'

Ich kann den Satz doppelt unterstreichen. Ebenso sag t der Verein 
in einer Eingabe von 19103) :

d em en tsp rech en d  sind A bsolventen technischer H ochschulen, die 
sich rechts-, staats- und w irtschaftsw issenschaftlichen Studien gew idm et 
haben und die erforderlichen K enntnisse durch A blegung einer staa t­
lich geregelten  P rüfung  nachw eisen, zur praktischen A usbildung in der 
allgem einen V erw altung und zu einer den E rfordernissen der heutigen 
Zeit angepaßten  zweiten S taatsprüfung fü r den höheren V erw altungs- .  
dienst zuzulassen.'

Diese W ünsche sind bisher von den staatlichen B ehörden nicht aner­
kannt w orden und es ist diesen W ünschen nicht R echnung getragen . Ich

2) s. Z. 1909 S. 1391. 3) s_ z .  1910 S. 909.
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bin sicher, daß wir dahin kommen werden, wenn vielleicht auch in einer 
Zeit, w o schon viele Fehler gem acht sind, die unser ganzes soziales Leben 
geschädigt haben.

D ieser W iderstand, der praktischen Ausbildung, der U nterstützung des 
technischen Strebens in der V erwaltung gerecht zu werden, findet seine 
H auptstütze in unseren U niversitäten und denjenigen, welche sich aus der 
U niversitätsbildung entwickelt haben. W enn die technischen Hochschulen 
die A ufgaben erfüllen, die ich bezeichnet habe, und wenn sie daneben M än­
ner mit einem umfangreichen technischen W issen ausbilden, dann möchte 
ich fragen, ob der Unterschied, den man zwischen technischen Hochschulen 
und U niversitäten macht, berechtigt ist. Das W issen der heutigen Tech­
nik erfordert eine solche Ausbildung des Geistes, der Logik nach allen 
Richtungen und eine aufopfernde Tätigkeit des Einzelnen, die nur durch 
Ideale möglich ist, daß m einer Ansicht nach die M enschen, die dem ge­
nügen, mindestens den Produkten der U niversitäten gleichgestellt werden 
können.

Daß diese Ansicht in weitere Kreise gedrungen ist und daß sie auch 
von der Allerhöchsten Stelle als berechtigt anerkannt w orden ist, hat ja 
in der Sitzung vom 22. Februar 1908 unser dam aliger ausgezeichneter 
Kollege M ünsterberg hier ausgeführt. Bei der Bedeutung der Sache halte 
ich mich aber verpflichtet, die W orte, die von der Allerhöchsten Stelle bei 
E röffnung der Danziger Hochschule ausgesprochen worden sind, noch­
mals zu erw ähnen:

,Die ungeahnte Entwicklung, welche die deutsche Technik seit dem 
Beginn des Zeitalters der Eisenbahnen nach allen Richtungen erfahren 
hat, haben wir nicht zufälligen Entdeckungen und glücklichen Einfällen, 
sondern der ernsten Arbeit und dem auf dem festen Boden der W issen­
schaft fußenden, systematischen U nterricht an unseren H ochschulen zu 
verdanken.'

U nd es heißt dann w eiter:
,Sie stellen in ihrer E igenart eine wissenschaftliche Universitas dar, 

die mit der alten Universität um so m ehr verglichen w erden kann, als 
ein nicht unbeträchtlicher Teil des Lehrgebietes beiden Anstalten ge­
meinsam ist. Die G leichartigkeit und E benbürtigkeit derselben habe 
Ich Mich bem üht, auch nach außen hin zum Ausdruck zu bringen.'

Ja, meine H erren, nach solchen W orten hätte man wohl hoffen können, 
daß die Technik allmählich eine andere Stellung in unserm bürgerlichen 
Leben einnehmen würde, und daß ihr eine gerechte und eine andere Aner­
kennung gegeben würde. Das ist aber nicht geschehen, und dieser Appell 
von A llerhöchster Seite ist an den alten, gew ohnten Ansichten gescheitert, 
die heute noch unser Land beherrschen.“

So eindringlich und entschieden ist unser Standpunkt im Landtage noch 
nicht vertreten w orden.

D er zweite Redner, Dr. Bell, Essen, ging insbesondere auf die von dem 
V erbände deutscher D iplom ingenieure an das A bgeordnetenhaus gerichtete 
Petition näher ein. Auch dieser Redner betonte (von seinem Standpunkt als 
Jurist), daß es durchaus angezeigt sei, denjenigen Diplomingenieuren, welche

1*
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die für die höhere V erw altung erforderlichen Studien auf der Technischen H och­
schule betrieben hätten, den E intritt in die Laufbahn zu gew ähren. Dem U m ­
stande, daß der Redner selbst sich frühzeitig zur V erw altung gew endet hat, ist 
es wohl zuzuschreiben, daß auch er die praktische Übung als besonders no t­
wendig bezeichnet

M it Bezugnahme auf die D enkschrift des V erbandes deutscher A rchitekten- 
und Ingenieur-V ereine führte der R edner aus:

„W enn man sich auf die D auer der A uffassung nicht verschließen kann, 
daß auch die Kaufleute, die Techniker, die Landw irte m it in diese G roß­
betriebe an leitender Stelle gehören, daß sie auch in die K om m unalver­
w altungen eingegliedert w erden sollen und vielleicht später auch in die 
S taatsverw altungen, dann erscheint es doch bedenklich, nun den Sprung 
in die V erw altung d irekt aus d er Praxis zu m achen. Ich halte es denn 
doch nicht fü r angezeigt, w enn m an ohne w eiteres einen fü r die V erw al­
tung nicht w issenschaftlich vorgebildeten und im V erw altungsrecht n icht 
geschulten Kaufmann, T echniker oder Landw irt in die industriellen G roß­
betriebe, in die K om m unal\*rw altungen oder g ar in die staatlichen V er­
w altungen hineinbringt. F ür derartige Stellen m üßten in erster Linie die 
a u s  d e n  T e c h n i s c h e n  H o c h s c h u le n  h e r v o r g e g a n g e n e n  D ip lo m ­
in g e n i e u r e  berücksichtigt und es m üßte zugleich durch die A rt des 
U nterrichtes auf den Technischen H ochschulen dafür geso rg t w erden, daß 
solche für die V erw altung besonders geeignete, befähigte und interessierte 
S tudenten auch in die V erw altungszw eige eingeführt w erden, daß sie m it 
dem Staatsrecht und den  V erw altungssystem en auch theoretisch  und  prak­
tisch befaß t w erden.“

Dr. Bell ist auch der Ansicht, daß es richtig ist, dafü r zu sorgen, daß
„diejenigen, die in den V erw altungsdienst einzutreten g e w i l l t  sind und 
sich dafür eignen, in ausreichendem  M aße G elegenheit haben, sich m it den 
einschlägigen M aterien des Rechts und der V erw altung zu beschäftigen. 
Dazu ist bei der Technischen H ochschule in C harlo ttenburg  ja  schon ein 
bedeutsam er Schritt g e tan ; es ist aber w ünschensw ert, daß das N äm liche, 
und zw ar in erw eitertem  M aße, bei allen unseren preußischen technischen 
H ochschulen geschehe. Denn, meine H erren , wenn es richtig  ist, daß 
unsere T echniker und D iplom ingenieure in die V erw altungen hineingeglie­
dert w erden sollen, dann is t allerdings eine unerläßliche V oraussetzung, daß 
sie sich das nötige M aß von Rechts- und V erw altungskenntnissen aneignen. 
Und dazu ist der gegebene W eg  eine Änderung und E rw eiterung des S tu­
dienplanes unserer technischen H ochschulen.“

M it den Reden der beiden A bgeordneten  ist die D iskussion über die F rage 
voraussichtlich nicht beendet; sie w ird gelegentlich der B ehandlung der vor­
erw ähnten Petition nochm als berührt w erden. Soviel ist aber zu ersehen, daß 
die Idee, welche an das W ort „V erw altungsingenieur“  geknüpft is t und die 
auch innerhalb unseres Vereines erö rtert w ird, in w eitere Kreise gedrungen ist 
und nicht m ehr aufzuhalten sein w ird. Die Idee m arschiert. Das w ird die 
D urchführung des Beschlusses der D resdener H auptversam m lung unseres V er­
e in es4) vom  Jahre 1908 nunm ehr erleichtern.

4) s. Z. 1908 S. 1497.
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D I E  G E S A M T O R G A N I S A T I O N  
D E R  B E R L I N - A N H A L T I S C H E N  M A S C H I N E N B A U - A .- G .

Von Ingen ieu r RICHARD BLUM, DireUtor 
der B erlin-A nhaltischen M aschinenbau-A.-G., Berlin.

(Schluß von Seite 146)
III. R e in  t e c h n i s c h e  O r g a n is a t io n .

Jeder technische Beamte erhält beim Eintritt eine gedruckte G eschäfts­
ordnung  gegen Q uittung. Aus ihr kann er ohne weitere Rückfrage alles das 
ersehen, was auf die Erledigung der Arbeiten und auf seine sonstigen Rechte 
und Pflichten Bezug hat. Die G eschäftsordnung und der Anstellungsvertrag 
enthalten u. a. die Bestimm ungen über die A rt der Tätigkeit, die G eschäft­
zeit, V erhalten bei Krankheit, Bestimm ungen über die V erw ertung von Er­
findungen, G ehaltzahlungen, Kündigung, V errechnung von Reiseauslagen, 
Zahlung der Beiträge für die staatlichen Versicherungen und der Beiträge für 
die Beam ten-Pensionskasse der Bamag. Sie enthalten ferner Bestimmungen 
über Urlaub, rechtzeitige M eldung von militärischen Übungen usw. Durch diese 
G eschäftsordnung w ird erreicht, daß keiner der technischen Beamten einwenden 
kann, er habe nicht gew ußt, wie dies oder jenes bei uns gehandhabt wird. Je 
g rö ß e r die Anzahl der Beamten wird, umso w eniger ist es möglich, daß die 
A bteilungsvorsteher sie einzeln über ihre Rechte und Pflichten belehren; umso 
nö tiger erw eisen sich genaue Vorschriften, dam it alles im Sinne des V orstandes 
durchgeführt wird.

Die G eschäftsordnung enthält w eiter genaue Vorschriften über die Aus­
arbeitung von Zeichnungen, über die auf den Zeichnungen zu machenden An­
gaben , über zugehörige Zeichnungen, Stücklisten, über das Verhalten bei der 
Leitung von Aufstellungsarbeiten, über die Erledigung des Briefwechsels und 
über die M aterialbestellungen. Für all diese Vorkomm nisse sind in die G e­
schäftsordnung die entsprechenden V ordrucke eingeklebt, dam it der neu ein­
tretende Beamte von vornherein unsere A rbeitsweise genau erfaßt.

Die Einstellung von technischen Beamten erfolgt auf Bericht und Vorschlag 
d er A bteilungsvorsteher durch das zuständige Vorstandsm itglied. Mit welchen 
Arbeiten die Beamten beschäftigt werden, ist vollkommen den A bteilungsvor­
stehern  überlassen, sow eit nicht besondere Interessen hier mitsprechen, die ein 
E ingreifen der V orstandsm itglieder notw endig machen.

Da unsere sämtlichen A bteilungen größeren Umfang haben, ist eine 
U nterteilung in G ruppen von 5 bis 8 H erren erfolgt. Jede dieser Ab­
teilungen ist einem G ruppenführer unterstellt. Die ganze Abteilung unter­
steht einem O beringenieur, dem ein Stellvertreter beigegeben ist. Zur Ent­
lastung der V orstandsm itglieder sind sämtliche O beringenieure, sow eit sie 
nicht Prokura haben, für ihre Abteilung zum Unterzeichnen der Briefe be­
vollmächtigt. In der G eschäftsordnung für Prokuristen und O beringenieure 
is t genau geordnet, welche Briefe der U nterschrift zweier Prokuristen oder 
eines V orstandsm itgliedes bedürfen.

Für die Erledigung des Briefwechsels dient als erster Grundsatz, daß alle 
Briefe möglichst postw endend beantw ortet werden. Sind zur Erledigung des
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Briefes Zeichnungen oder irgendw elche V orarbeiten erforderlich, so ist der 
Brief um gehend zu bestätigen und der voraussichtliche T ag der Erledigung an­
zugeben. W erden Bestellungen auf Ersatzteile oder sonstige Bestellungen g e ­
macht, so ist, um später M ißverständnisse bei der R echnungslegung zu ver­
meiden, auf der B estätigung der Preis einzufügen.

In einer Reihe unserer A bteilungen sind die G ruppen derart eingeteilt, 
daß eine G ruppe die einlaufenden A nfragen erledigt, die Entw ürfe und K osten­
anschläge ausarbeitet. Zu diesem Zwecke stehen die betreffenden Beamten 
in Fühlung m it der Vorkalkulation und der Nachkalkulation.

W ird eine Anlage bestellt, so erfolgt die B earbeitung durch G ruppe 2, 
welche die ganze Anlage bearbeitet. An H and des A uftragschreibens oder 
des V ertrages oder des A ngebotes w ird der U m fang der L ieferung genau 
festgestellt. Es ist Pflicht dieser G ruppe, sofort nach E ingang des A uftrages 
festzustellen, welche U nterlagen für die B earbeitung erforderlich sind, welche 
U nterlagen schon vorhanden sind und w elche noch zu beschaffen sind. Die 
notw endigen Schritte zur Beschaffung fehlender U nterlagen haben um gehend 
zu erfolgen. Die G ruppe 2 arbeite t die Anlage sow eit durch, daß die ein­
zelnen Arbeiten an die ändern G ruppen w eitergegeben w erden können. Durch 
diese U nterteilung prüfen sich erstens die G ruppen gegenseitig , und zweitens 
w erden die Arbeiten beschleunigt, da  eine G ruppe von der ändern abhängig  
und auf die A ngaben d er einen oder ändern angew iesen ist.

Es w ürde zu w eit führen, alle die einzelnen V orschriften der G eschäftsord­
nung hier aufzuführen. Es seien nur einige w esentliche V orschriften her­
vorgehoben, zunächst die sogenannten  M eisterbeschreibungen. Aus ihnen geh t 
der U m fang der Bestellung hervor. Das fü r die W erkstatt N otw endige muß 
darin verm erkt sein, so daß diese im stande ist, danach zu arbeiten. In der 
M eisterbeschreibung ist auseinandergehalten, w as vom  Besteller und w as von 
uns auszuführen ist, w as au f dem  Bauplatz vom  A uftraggeber zu erstellen ist, 
wie z. B. Beleuchtung, H eizung, das notw endige Öl zur Inbetriebsetzung usw . 
Es sind ferner alle A ngaben darin enthalten über E ntladung, A ufstellung, F unda­
mente, ferner darüber, welche G egenstände von ändern Firm en geliefert w erden, 
ob sie nach der Fabrik, ob nach dem B estellungsort abzurufen sind, ob sie un ter­
w egs aufgeladen w erden und dergl. Von diesen M eisterbeschreibungen w er­
den 7 A bzüge gem acht, welche fü r die betreffenden A bteilungen, fü r das 
Betriebsbureau, für die einzelnen W erkstätten, für die V ersandabteilung und 
für die A ufstellungsabteilung bestim m t sind. M it dieser M eisterbeschreibung 
zusam men w erden für die B etriebsabteilung die Z usam m enstellungszeichnun­
gen der Anlage herausgegeben, dam it hier der U m fang der L ieferung festge­
stellt w ird und die A nordnungen rechtzeitig  und  richtig  getroffen  w erden  können. 
Eine w eitere w ichtige V orschrift sind die sogenannten  Schlußberichte, die 
unsere Ingenieure und R ichtm eister von ihren A ufstellungen zu geben haben. 
In diesen Schlußberichten sind u n te r H inw eis auf die Zeichnungen alle Ände­
rungen aufzuführen, w elche sich nachträglich bei den A ufstellungsarbeiten oder 
bei der Inbetriebsetzung ergeben haben. Es ist auch kurz anzugeben, w ie sich 
die A nlieferung des M ateriales vollzogen hat, ob  durch unrichtige A nlieferung 
oder durch sonstige V orkom m nisse, wie anhaltenden Regen, Schneefall, s trenge 
Kälte usw., der Bau aufgehalten ist. Es ist ferner anzugeben, ob das M aterial 
N acharbeiten erfordert hat, und welche Z eit h ierauf verw endet ist. W eite r
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sind V orschläge für spätere Ausführungen zu machen, die durch Skizzen ver­
anschaulicht und begründet werden. Aus den Schlußberichten muß auch her­
vorgehen, ob wir berechtigt sind, M ehrarbeiten in Anrechnung zu bringen, oder 
ob uns ohne unser Verschulden durch längeren Aufenthalt von Richtmeistern 
oder Ingenieuren Kosten entstanden sind, die w ir berechnen dürfen. Diese 
Schlußberichte sind der zuständigen Abteilung zuzustellen, dam it sich Fehler 
nicht m ehr w iederholen.

Eine weitere wichtige V orschrift der G eschäftsordnung betrifft die Re­
gelung von Normalien. In den technischen Abteilungen sind verschiedene 
Listen über N orm alkonstruktionen ausgehängt, welche für die betreffende 
Abteilung in Frage kommen. Bei der A usarbeitung von Zeichnungen besteht 
die Vorschrift, daß diese Normalien unbedingt zu benutzen sind. Sie sind 
von einer besonderen Abteilung unter Zuziehung der Betriebsabteilung ausge­
arbeitet und stellen im G runde die Erfahrungen dar, die im Laufe vieler 
Jahre gew onnen sind. Bei neuen K onstruktionen muß unbedingt das Betriebs­
bureau hinzugezogen w erden, um gleich die richtigen Vorschläge für die Be­
arbeitung zu machen, namentlich dann, wenn es sich um G egenstände handelt, 
die auf M assenherstellung zugeschnitten sind.

Durch diese G eschäftsordnung wird w iederum erreicht, daß das Ver­
halten der Beamten innerhalb und außerhalb der Fabrik in dem Sinne geregelt 
wird, in welchem der V orstand dies wünscht. F ü r die richtige Erfüllung der 
Vorschriften sind die einzelnen A bteilungsvorstände verantwortlich. D er Vor­
stand greift erst dann ein, wenn aus den Briefauszügen Klagen unserer Kunden 
oder sonstige M itteilungen einen Verstoß gegen die Vorschriften erkennen 
lassen.

Jeder A bteilungsvorsteher unserer verschiedenen Abteilungen führt eine 
Kartei über Anfragen, die seiner Abteilung überw iesen sind. Aus dieser Kartei 
g eh t hervor, wann die Anfrage eingelaufen ist und wann das A ngebot heraus­
gehen muß. Sind bei den Anfragen bestim m te Zeiten nicht angegeben, so w er­
den solche hierfür angenomm en. Man erkennt an der Reiterstellung in der 
Kartei sofort, welche Arbeiten am eiligsten sind und welche Term ine näher 
rücken; man kann dann sofort das N otw endige veranlassen.

H and in H and mit d ieser Kartei gehen dann noch die Anfragenkartei und 
die A ngebotkartei für säm tliche Abteilungen, welche von dem Beamten geführt 
werden, der die V erbandsachen unter sich hat. Die letztgenannte Kartei wird 
laufend durch die technischen V orstandsm itglieder geprüft.

Zu dem rein technischen Betriebe gehört auch die O rdnung und Ausgabe 
der Zeichnungen und Lichtpausen. Die Zeichnungen müssen so geordnet 
sein, daß sie schnell und sicher gegen Q uittung ausgehändigt w erden können, 
so daß sich die zuständigen Beamten zur V erm eidung der A nfertigung un­
nützer Zeichnungen oder g ar der W iederholung von Zeichnungen innerhalb 
w eniger Sekunden darüber unterrichten können, ob ähnliche oder gleiche Zeich­
nungen vorhanden sind. Zu diesem Zweck un tersteh t die Ausgabe der Zeich­
nungen bestim m ten Beamten, welche an H and einer sorgsam  geführten Kartei 
jede gew ünschte Auskunft geben können. Jede neue Zeichnung wird in ein 
Buch eingetragen; w ir nennen dieses Buch „T aufreg ister“ . Darin sind ver­
m erkt: die fortlaufenden Zeichnungsnum m em , Blattgröße, Datum der Fertig­
stellung, Bezeichnung, M aßstab, Bestellfirma, A ufstellungsort, Bestellnummer,
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H inw eis auf U nterkartei-N um m em  und sonstige B em erkungen. Aus diesem  
T aufregister w ird der Inhalt d e r Zeichnungen auf besondere K arten der Kartei 
übertragen. Die Zeichnungen w erden dreim al gebucht, und zw ar

1. un ter alphabetischem  Ortsverzeichnis,
2. un ter einem alphabetischen K undenverzeichnis,
3. nach dem G egenstände.

Die verschiedenen A usführungsgruppen sind durch Leit- und Führkarten 
nochm als u n te rte ilt

Die Zeichnungen sind in besonderen, nach bestim m ten G rößen  ange­
fertigten Schränken nach E ntw urf- und A usführungszeichnungen ge trenn t g e­
o rd n e t Sie w erden in einem feuersicheren Raum aufbew ahrt. Ein Buch, das 
säm tliche Zeichnungen m it W ertangabe fü r die V ersicherung enthält, w ird  in 
einem besonderen feuersicheren Raum, ge trenn t von jenem , aufbew ahrt, dam it 
bei V ernichtung der Zeichnungen durch F euer ihr W ert jew eils einw andfrei fest­
gestellt w erden kann.

Im Zusam m enhang m it der V erw altung der Z eichnungen steh t die Licht­
p au san s ta lt Lichtpausen dürfen n u r von den betreffenden B eam ten ange­
fertig t w erden, w enn die vorgeschriebenen V ordrucke ausgefüllt und von den 
zuständigen A bteilungsvorstehern gegengezeichnet sind.

Um eine schnelle Z ustellung und  A blegung von Zeichnungen und Akten 
zu bew irken, läuft durch das V erw altungsgebäude vom  untersten  bis zum 
obersten Stockw erk ein Patern  oster-A ktenaufzug, d er von allen Stellen be­
quem  zu erreichen is t; in ihn w erden von den  L aufburschen die V or­
drucke fü r die Zeichnungen und  Akten, fü r die einzelnen A bteilungen durch 
bestim m te Farben kenntlich, gew orfen. Das G ew ünschte w ird  dann als­
bald durch die .Aktenverwaltung oder Zeichnungsausgabe eingestellt und an 
der betreffenden Stelle w ieder dem  Paternosterw erk  entnom m en.

U nsere Bibliothek sow ie alle Bildstöcke und D ruckstöcke sind ebenfalls 
mittels einer Kartei übersichtlich geordnet.

IV.
W e r k s t ä t t e n - O r g a n i s a t i o n ,  L o h n -  u n d  A k k o r d w e s e n .

A r b e i t e r e i n s t e l l u n g .  Sobald ein A rbeiter eingestellt w ird, füllt der 
M eister einen Schein nach V ordruck aus. Die E instellung w ird  von dem 
B etriebsleiter durch U nterschrift g en eh m ig t AVit diesem  Scheine g eh t der 
A rbeiter dann nach dem  Lohnbureau, w o die D aten genau  in die Stam m rolle 
eingetragen w erden. Ist der A rbeiter m inderjährig, so ha t e r sein A rbeits­
buch abzuliefern. Allen neu eingestellten A rbeitern w ird  eine A rbeitsord­
nung ausgehändigt, deren Em pfang sie in einem besonderen  Buch m it einge­
hefteter A rbeitsordnung zu bescheinigen haben. D er Einstellzettel w andert 
alsdann zum Pförtner, dam it d ieser über den V organg  un terrich tet ist und  sich 
die M arkennum m er verm erkt. Nach G egenzeichnung des P förtners w ird  der 
Z ettel dem  L ohnbureau zur A ufbew ahrung übergeben. D ieser Z ettel zu­
sam m en m it d er S tam m rollenkarte und  dem  E ntlassungsschein d ien t als U nter­
lage, sobald  ein A rbeiter zum zw eiten M al eingestellt w ird. D er .Arbeiter 
kann ohne K ündigung gem äß A rbeitsordnung jederzeit abgehen oder ent­
lassen w erden.
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A r b e i t e r e n t l a s s u n g .  W ird ein A rbeiter aus irgendeinem G runde ent­
lassen, so füllt der M eister einen Schein aus. Der Arbeiter geht mit diesem 
Scheine nach der W erkzeugverw altung und liefert das em pfangene W erk­
zeug ab. Das ihm übergebene W erkzeug ist in einer Kartei und in einem 
Buch, welches der A rbeiter erhält, eingetragen. Nachdem das W erkzeug 
abgeliefert und durch U nterschrift des W erkzeug Verwalters die Richtigkeit 
der Ablieferung bestätig t worden ist, unterzeichnet der Betriebsleiter den 
Schein. A lsdann beg ib t sich der A rbeiter m it dem Scheine nach dem Lohn­
bureau. Auf der Rückseite des Scheines wird die V errechnung für den Rest­
lohn vorgenom m en und der Em pfang des G eldes vom Arbeiter bescheinigt. 
Das Arbeitsbuch, die Invalidenkarte und der Entlassungsschein w erden aus­
gehändigt und der Name des Arbeiters in der Stam mrolle gelöscht. Die 
Stam mrolle besteht aus einer Kartei.

L o h n v e r r e c h n u n g .  Bei seiner Einstellung erhält der A rbeiter eine 
U hrkarte zum Stem peln d er Zeit beim  E ingang in die Fabrik und beim A usgang 
aus der Fabrik und eine Stundenkarte ausgehändigt, welche Kontrollnum mer, 
Namen und Stand des Arbeiters, sow ie einen Vermerk der betreffenden 
Lohnwoche auf der V orderseite enthält. Die Innenseite ist von dem A rbeiter 
nach Vordruck über die geleisteten Arbeiten auszufüllen. Die Karte wird 
jeden A bend nach Arbeitschluß von dem A rbeiter vervollständigt und in be­
sonders hierfür in den W erkstätten aushängenden Kasten mit Fächern ein­
geordnet. Die Fächer tragen die M arkennum m er des betreffenden Arbeiters. 
M orgens zwischen 7 und 9 U hr nim mt der M eister diese Karten heraus, 
p rüft die von dem A rbeiter gem achten Angaben und bestätigt die Richtig­
keit durch Unterschrift. Um Q1^  U hr w andern sie nach dem Lohnbureau und 
w erden hier in das Lohnbuch übertragen. Von dort gelangen sie nach­
m ittags um 4 U hr w ieder zurück an die W erkstattabteilungen.

A k k o r d w e s e n .  Von den technischen Bureaus gelangen die Zeichnun­
gen in das Betriebsbureau. H ier w erden von besonderen Beamten die ein­
zelnen Preise für Hobeln, Bohren, Schmieden, Fräsen usw. festgesetzt und 
Akkordzettel ausgeschrieben. Die A kkordzettel haben je nach der Abteilung 
eine besondere F arb e : rot, grün, blau, gelb usw. Die erm ittelten Preise 
w erden eingetragen. F ür kleinere Akkorde, welche von vornherein nicht 
vorgesehen w aren, schreib t der M eister einen sogenannten A uftragzettel, 
der in den Farben der betreffenden Abteilung gehalten ist. Der A kkord­
zettel gelangt von dem Betriebsbureau an die M eister, welche sie an die 
Arbeiter w eitergeben, die m it der A nfertigung der Teile beauftrag t w erden 
sollen. D er A rbeiter hat, sobald er m it dem A kkord einverstanden ist, 
die Übernahme durch U nterschrift anzuerkennen. W enn es sich um Ko­
lonnenarbeiten handelt, müssen sich die H elfer ebenfalls mit dem Akkordpreis 
einverstanden erklären. W ährend der A rbeit hat der A kkordübem ehm er für 
sich und die einzelnen H elfer auf der Rückseite des Akkordzettels die ein­
zelnen A rbeitstunden genau aufzuschreiben. Nach Fertigstellung des A rbeits­
vorganges gelangt der Zettel w ieder an den M eister zurück, der die Fertig­
stellung bestätig t und den Zettel an das Betriebsbureau zur Prüfung w eiter 
gibt. Das B etriebsbureau g ib t nach Prüfung die Zettel zur V errechnung an 
das Lohnbureau, das alsdann die etw aigen Überschüsse ausrechnet, auf den 
Zetteln  ein trägt und im Lohnbuch die A brechnung vornimm t. Zu bemerken
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ist hier noch, daß jeder Zettel doppelt ausgeschrieben wird. D er D urchschlag 
geh t sofort an das Lohnbureau, w o die N am en der A rbeiter und die S tunden 
aus den T ageskarten  auf die Rückseite eingetragen w erden. Sobald nun der 
in der W erksta tt befindliche Schein an das L ohnbureau gelangt, w erden die 
beiden Scheine, w elche die gleiche Bestell- und A kkordnum m er tragen, ver­
glichen, ob sich die A ngaben m iteinander decken. D adurch ist uns eine w irk­
sam e Prüfung  über die Arbeiten möglich.

Es ist selbstverständlich, daß die Akkorde einer dauernden P rüfung  unter­
zogen werden. Infolgedessen arbeiten die Beamten, w elche die Akkorde 
aufstellen, H and in H and m it dem  M eister derjenigen W erkstatt, für die 
sie die Akkorde ausarbeiten. W erden neue M aschinen angeschafft, so w er­
den die alten Akkorde un ter Berücksichtigung d er M ehrleistung durch diese 
Maschinen verändert. H ierbei w ird streng darauf geachtet, daß un ter voller 
Einsetzung von A rbeiter und M aschine das M indesteinkom m en des betref­
fenden Arbeiters nicht niedriger ist als vo rher; nur die Leistung muß erhöht 
w erden.

Die E inrichtung einer Z entralstelle zw ischen der technischen V erw altung 
und der W erkstatt in Form  des B etriebsbureaus ist fü r m oderne B etriebe eine 
im bedingte N otw endigkeit. G rundbedingung für das w irtschaftliche Arbeiten 
dieses B etriebsbureaus ist besonders die A ufstellung und dauernde N achprüfung 
von A kkorden. Es muß unausgesetzt eine P rü fung  stattfinden, ob die Ak­
korde bei den gleichen A rbeiten n ich t w esentliche U nterschiede aufweisen.
Durch diese ständige Prüfung  w ird  ein altes Übel beseitigt, w elches vielen
deutschen W erkstätten anhaftete und noch heute zum Teil anhaftet, nämlich 
die sogenannte M eisterw irtschaft. M eisterw irtschaft he iß t auf deu tsch : Fest­
halten an dem A lthergebrachten, m öglichst g roße  Bequemlichkeit, passiver
W iderstand gegen alle N euerungen, N ie-Zeithaben und G ünstlingsw irtschaft 
W er von den Fabrikanten, d ie  sich bem üht haben, N euerungen einzuführen, 
und die gezw ungen w aren, zuerst m it alten, jahrzehntelang angestellten M eistern 
zu arbeiten, hat nicht hundertfach geh ö rt: „E s ist doch so lange g u t bei uns 
gegangen, was brauchen w ir zu än d e rn ?“  W er von den Fabrik leitern  hat 
nicht von seinen A rbeitern w iederholt Klage gehört, daß d er eine oder der 
andere A rbeiter von ¡den M eistern bevorzugt w erde, daß V ertuschen von 
in den W erkstätten gem achten Fehlem  und V ersehen, die erst an den Auf­
stellungsplätzen bem erkt w erden, von den M eistern gew ünsch t und ver­
langt w erde! Das B etriebsbureau in V erbindung m it dem A kkordw esen, die 
Aufstellung der Akkorde durch unbeteilig te Beam te steuern  diesem  Unwesen 
am zw eckm äßigsten, nam entlich w enn auch die außerhalb  beschäftigten Richt­
m eister ihre Berichte an  eine besondere A bteilung zu leiten haben, die 
w iederum  Fühlung m it dem  B etriebsbureau hat.

Alle Zeichnungen und Stücklisten, sow ie Bestellscheine für N orm alien, 
die in das B etriebsbureau gelangen, w erden in ein besonderes Buch einge­
tragen und lau t V ordruck m it Fertigstellungsterm inen für die einzelnen W erk­
stätten versehen; diese Term ine w erden ebenfalls in das Z eichnungsbuch ein­
getragen. F ür eilige Arbeiten sind besondere ro te  Zettel, sogenannte Eilzettel, 
vorgesehen. D iese w erden vom technischen B ureau ausgeschrieben, und zw ar 
für Arbeiten, deren E rledigung noch am selben T age eingeleitet w erden soll.
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Falls vom technischen Bureau Änderungen vorgenom m en werden müssen, 
w ird die betreffende Zeichnung m ittels Zettels von dem Betriebsbureau zurück­
verlangt. D er Zettel bleibt solange als Q uittung in den H änden des betreffen­
den M eisters, bis dieser die geänderte Zeichnung zurückerhält. Den Em pfang 
der Zeichnung muß das technische Bureau in einem besonderen Buch be­
scheinigen.

Die Akkorde für norm ale Teile, welche im mer in derselben A usführung 
w iederkehren, sind in einer besonderen Kartei aufgeführt, in der alle Preise 
für Hobeln, Drehen, Schmieden, Fräsen usw. aufgezeichnet sind. Nach dieser 
Kartei w erden alsdann die nötigen A kkordzettel ausgeschrieben.

Alle Teile, die auf V orrat hergestellt werden, haben eine V orrat­
karte, in welche alle D aten und Term ine eingetragen sind, so daß sofort zu 
erkennen ist, ob von den betreffenden Teilen noch einige auf Lager sind, oder 
ob sie neu aufgegeben w erden müssen. Die verbrauchten Teile werden unter 
A usgang gebucht. D urch diese Kartei kann auch gleichzeitig der Jahres­
bedarf festgestellt werden. F ür Instandsetzungen, die in der W erkstatt an 
M aschinen usw. ausgeführt w erden sollen, muß der M eister einen Zettel aus­
füllen, der zur G enehm igung der A usführung dem Betriebsleiter vorgelegt 
w erden muß.

W ird m it Überzeit gearbeitet, so hat der A bteilungsm eister einen Schein 
auszufüllen und an den T orw art abzuliefern. D er T orw art füllt alsdann auf 
G rund dieser Scheine einen Prüfbericht aus. Der Prüfbericht m it den Über­
zeitzetteln gelangt m orgens früh um 8 U hr an den Betriebsleiter, der von den 
E intragungen Kenntnis nimmt. Durch diese Einrichtung wird erreicht, daß 
kein A rbeiter unnütz Überstunden machen kann.

Stellt sich an irgend einem Teile w ährend der Bearbeitung ein Fehler 
heraus, so daß N acharbeiten erforderlich sind oder das Stück verw orfen w er­
den muß, so hat der betreffende M eister einen Ersatzzettel auszuschreiben, 
und zw ar doppelt. Beide Zettel tragen dieselbe Blattnummer. D er eine 
Zettel g eh t zur K enntnisnahme an das Betriebsbureau, der andere nach Ein­
tragung  des bereits aufgew endeten Lohnes an die Nachkalkulation, dam it 
sie ohne w eiteres den m ehr aufgew endeten Lohn für die betreffende Be­
stellnum m er besonders verbuchen kann. Der erste Schein geh t w ieder an den 
M eister zurück, falls er ein Ersatzstück liefern muß. W enn es sich um 
G ußstücke oder falsche Lieferungen handelt, w ird durch den Schein dem 
M agazin N achricht gegeben, dam it von do rt das Ausschußstück zurückgesandt 
und Ersatz beschafft werden kann.

Im Betriebsbureau ist eine Kartei für sämtliche Bestellnummern eingerichtet. 
Auf die Karten w erden aus den D urchschlagen des Bestellbuches geschnittene 
Streifen mit den einzelnen Bestellungen geklebt. Unten in den Spalten werden 
Angaben gem acht über die T age, an denen die Zeichnungen in die W erkstatt ge­
gangen sind, wann das M aterial eingetroffen ist, es werden ferner die einzelnen 
Zeiten für die Fertigstellung in den betreffenden W erkstätten eingetragen. Schließ­
lich w ird noch der V ersandterm in vermerkt. Diese Karten sind mit Reitern 
versehen. Sie w erden täglich von einem Prüfbeam ten durchgesehen, und es 
w erden, falls Lieferzeiten fällig sind, die betreffenden W erkstätten gem ahnt.

Im Betriebsbureau ist ein Techniker angestellt, der lange Zeit in der Fabrik 
gearbeite t und selbständige Aufstellungsarbeiten außerhalb der Fabrik aus-
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gefüh rt hat, so daß er mit allen A rbeiten Bescheid weiß. E r hat den A uftrag, 
säm tliche Bestellungen der technischen Bureaus, ehe sie herausgegeben w erden, 
daraufhin zu untersuchen, ob und inw iew eit V orräte benutzt w erden können. 
Diese Einrichtung hat sich ausgezeichnet bew ährt, da w ir auf diese W eise im 
Laufe der Jahre unsere V orratteile, die von einzelnen A rbeiten übrig geblieben 
waren, oder welche von A ufstellungsplätzen zurückgeschickt w urden, verw en­
den konnten. Die A rbeit dieses M annes hat sich vielfach bezahlt gem acht.

Jede M aschine in der W erkstatt hat ihre N um m er und ihre Karte. Auf 
diesen Karten wird regelm äßig von dem bedienenden A rbeiter verm erkt, wie 
lange die M aschine jeden T ag  im Betrieb w ar, w ann sie ausgebessert w orden 
ist, wie lange die A usbesserung gedauert hat usw. Diese K arten w erden von 
den M eistern gegengeprüft. Auf diese W eise ist es leicht, bei dem  U nkosten­
zuschlag, der auf die W erkstätten komm t, un ter Zuhülfenahm e des Buch­
w ertes der M aschine richtig zu erm itteln, w elchen Anteil jede M aschine an 
den Unkosten der betreffenden W erkstatt hat. Es läß t sich hierdurch auch 
unschw er erm itteln, welche M aschinen am w enigsten ausgenutzt und des­
halb besser durch neue ersetzt werden.

In unsern säm tlichen W erkstätten haben w ir Fragekasten  für unsere Ar­
beiter aufgehängt, in w elche sie V orschläge für V erbesserung von Kon­
struktionen, A rbeitsverfahren, B etriebseinrichtungen usw. w erfen. D iese V or­
schläge w erden zweimal monatlich von dem B etriebsingenieur gesichtet und die 
besten V orschläge dem technischen V orstandsm itgliede vorgelegt, das dann 
über die V erteilung der ausgesetzten Preise in H öhe von 25, 15 und 10 M be­
stim mt. Auf diese W eise haben w ir m anchen guten  V orschlag von unsern Ar­
beitern bekom m en. Einzelne V orschläge w aren so gut, daß w ir darauf Patente 
nachsuchen konnten und m it den betreffenden A rbeitern N utzungsverträge ab­
schlossen. Aus diesen V erträgen haben die Betreffenden laufende Einnahm en. 
D urch diese E inrichtung w ird das Interesse der A rbeiter gew eck t; nam entlich die 
intelligenten finden dabei ihre Rechnung.

G etrennt von den B earbeitungsw erkstätten ist die O rganisation der M odell­
tischlerei und d er G ießerei zu beschreiben. U nser B erliner W erk erhält den 
G uß von unserer D essauer E isengießerei, die auch die D essauer W erke 
versorgt, ebenso wie die E isengießerei in Köln-Bayenthal den G uß fü r unsere 
K öln-Bayenthaler W erkstätten liefert. In der Berliner Fabrik befindet sich 
lediglich eine kleine Hülfs-M odelltischlerei.

1. M o d e l l t i s c h l e r e i .
V on a u ß e r h a l b  e i n g e s a n d t e  M o d e l le .

Bei den von außerhalb  eingesandten M odellen w erden die Bestellungen 
im G ießereibureau m it besonderen V ordrucken eingetragen. Die Tischlerei 
p rü ft die M odelle und stellt sie gegebenenfalls nach eingesandten  Z eichnungen 
richtig. Die M odelle w erden m it Bestellzetteln bek leb t und in die M odellaus­
gabe gebracht. Von dort w erden sie von dem F orm erm eister an die Form er 
zugleich m it dem  A kkordzettel abgegeben.

N ach E rledigung in der G ießerei w erden die M odelle n eb st zugehörigen 
Kernkasten an den A uftraggeber zurückgesandt oder auf dessen W unsch in
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dem M odellschuppen gelagert. Um bei einer Nachbestellung in dem Schuppen 
lagernde M odelle leicht finden zu können, w erden diese in besondere Kartei- und 
M odellbücher eingetragen und übersichtlich darin geordnet.

M o d e l le  f ü r  e ig e n e  A u f t r ä g e .
Die bei der G ießerei auf besonders vorgedruckten Zetteln eingehenden 

Bestellungen w erden d o rt gebucht und an die M odelltischlerei w eitergegeben. 
Die H erstellung d er M odelle w ird im Akkord vergeben. Das für die An­
fertigung von Modellen nötige Holz wird dauernd nach Sorten und A bm essun­
gen in ein bestim m tes Buch eingetragen. H ierdurch ist es möglich, den Be­
stand in den einzelnen Holzarten jederzeit festzustellen und rechtzeitig das 
Fehlende aufzugeben.

Nach Fertigstellung w erden die M odelle mit besonderen Vordrucken ver­
sehen und der M odellausgabe überw iesen. V on dort aus werden sie von 
dem Form erm eister unter gleichzeitiger Festsetzung des Akkordes an die 
Form er gegeben.

Nach E rledigung in der G ießerei w erden auch diese M odelle in den M odell­
schupper gebrach t und die Lagerung wie oben beschrieben vermerkt. Jeder 
M odellschuppen hat eine eigene Nummer. Um bei etw a entstehenden Brän­
den den W ert der M odelle für die V ersicherung nachweisen zu können, 
ist der für jedes M odell verauslagte Lohn und H olzw ert in die Lagerbücher, 
welche in feuersicheren Schränken aufbew ahrt werden, eingetragen. Aus 
G ründen der Feuersicherheit sind die einzelnen M odellschuppen räumlich ge­
trennt gebaut.

2. G ie ß e r e i .
E ingehende Bestellungen w erden in das H auptbestellbuch eingetragen. 

In dieses Bestellbuch w erden alle nötigen V erm erke über Stückzahl, Zeich­
nungsnum m er, M odellnum mer, Lieferzeiten, Versand usw. aufgenom m en. Die 
Gußteile w erden an die W erkstätten oder an die V ersandabteilung verab­
folgt. D er Form erm eister erhält rechtzeitig bei Eingang der Bestellung Aus­
züge über den U m fang der Bestellungen und der Lieferungsverpflichtungen. In 
diese Auszüge sind außer den obigen A ngaben alle notw endigen M itteilungen 
über Keimkasten, Form erlöhne, Kernmacherlohn, Gewicht, Name des Form ers 
und sonstige Bemerkungen einzutragen. Sämtliche G ußstücke w erden bei der 
M odellausgabe an den Form er auf G rund sorgfältiger V errechnungen im 
Akkord vergeben. D ie G ußstücke werden, wenn es sich um große Stücke 
handelt, m it Preßw erkzeugen, kleinere Form en m it Sandstrahlgebläsen oder 
m it der Putztrom m el geputzt. Abgeschliffen w erden die G ußteile durch 
Schmirgelschleifm aschinen. Nachdem sie fertig geputzt sind, w erden sie den 
einzelnen W erkstätten gegen Q uittung oder der V ersandabteilung mit Ver­
sandanw eisung ausgeliefert.

Zum Form en von M assenwaren w erden mit P reßw asser betriebene Form ­
maschinen angew endet. Die Form en und Kerne w erden in Trockenöfen, die 
teilweise m it H albgasfeuerung, teilweise m it G asfeuerung geheizt werden, 
getrocknet.

Bei G ußstücken m it aufgesetzten Köpfen wird bei der G ußabnahm e zunächst 
das B ruttogew icht des Stückes ermittelt. D er G ußkopf wird abgeschlagen oder 
in den mechanischen W erkstätten abgetrennt, das G ew icht des abgetrennten
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Teiles erm ittelt und vom B ruttogew icht in Abzug gebracht. Das B ruttogew icht 
des betreffenden Stückes w ird als G rundlage für die Berechnung des F orm er­
lohnes benutzt.

Der Guß w ird regelm äßig auf seine Beschaffenheit geprüft, indem N orm al­
stäbe  aus den einzelnen G ießpfannen abgegossen w erden. Sie w erden dann 
auf besonderen Prüfm aschinen durch Zerreißen auf Festigkeit, D ichtigkeit usw. 
geprüft. Daß auch strenge Aufsicht über die G ießzeiten, über die G ußm engen, 
über die H erbeischaffung der zum G uß zu verw endenden verschiedenen E isen­
sorten  herrscht, b raucht nicht erst gesag t zu w erden. Es w ürde zu w eit 
führen, all die Einzelheiten hier zu beschreiben. Es genügt, diesen kurzen 
Abriß über M odelltischlerei und G ießerei zu geben, um zu zeigen, w ie sie 
sich in das Ganze einordnen.

W ir kommen nun w iederum  auf die weitere Beschreibung der unsere säm t­
lichen Fabriken um fassenden G esam torganisation zurück.

Jeder A rbeiter erhält ein W erkzeugbuch, in dem alle em pfangenen W erk­
zeuge aufgezählt sind. Die G egenprüfung hierzu w ird in der W erkzeugm acherei 
geführt. Ferner erhält er 10 W erkzeugm arken m it entsprechender Prüf- 
num m er und dem Firm enstem pel. Diese M arken dienen dazu, um Sonder­
werkzeuge und  allgem eine W erkzeuge aus dem W erkzeugm agazin gegen  M arke 
zu entnehm en. Jeder A rbeiter ist bei Strafe gehalten, alle auf M arken ent­
nom m enen W erkzeuge jeden Sonnabend zur Prüfung  an die W erkzeugabgabe 
zurückzuliefem. Die S trafgelder fallen, wie die übrigen, an die A rbeiterunter­
stützungskasse. Bei E ntlassung der A rbeiter sind die W erkzeuge an H and 
des Prüfbuches zurückzugeben. E tw a fehlende W erkzeuge w erden von der 
Lohnsum m e abgesetzt. R ichtm eister und A rbeiter, welche A ufstellungen in 
Berlin und U m gegend vorzunehm en haben, m üssen, w enn sie die Fabrik ver­
lassen, dem P förtner einen Erlaubnisschein zum V erlassen der Fabrik  vorzeigen.

Jeden Sonnabend N achm ittag w erden säm tliche im G ebrauch befindlichen 
Lastketten nach der W erkzeugausgabe gebracht, um in den nächsten  Tagen 
durchgesehen und gegebenenfalls durchgeprüft zu w erden. B eschädigte und 
nicht ganz einw andfreie Ketten w erden gegen brauchbare um getauscht. Alle 
Ketten sind m it einer Prüfnum m er versehen. Es w ird ein genaues Buch über 
die P rüfungen m it allen V erm erken geführt. Alle g rößeren  Lastketten 
w erden halbjährlich von einer Sonderfirm a einer Prüfung  unterzogen, w orüber 
eine Bescheinigung ausgestellt w ird. U nbrauchbare Ketten w erden ausge­
schieden und zur w eiteren V erw endung völlig unbrauchbar gem acht. Diese 
P rüfung der Ketten |ist im Interesse der U nfallverhütung außerordentlich  
notw endig.

Die auf den A ufstellungsplätzen nötigen W erkzeuge w erden in einer be­
sonderen A bteilung aufbew ahrt, gep rü ft und auch von dieser versandt. N ach 
den von der A ufstellungsabteilung ausgefüllten Listen w ird der V ersand be­
w irkt und d er A usgang der einzelnen W erkzeuge m it N am en des A ufstellungs­
platzes und des R ichtm eisters in eine besondere K arteikarte eingetragen. 
Alle W erkzeuge und H ülfsw erkzeuge, die von den A ufstellungsplätzen zu­
rückkom m en, w erden ohne A usnahm e dem W erkzeuglager zur D urchprüfung 
übergeben  und in der Kartei u n te r E ingang  gebucht. Feh lendes W erk­
zeug w ird von den betreffenden A ufstellungsorten so fo rt eingefordert. Ist
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es nicht zu beschaffen, so w erden dem Richtmeister oder dem H ülfsrichtm eister 
entsprechende Abzüge gem acht. Alle zurückgelieferten W erkzeuge werden 
untersucht, w ieder aufgearbeitet, gerein ig t und, sow eit notw endig, gestrichen. 
Alle H ebezeuge und Ketten w erden halbjährlich einer Prüfung auf ihre Sicher­
heit unterw orfen. Bindetaue, Draht- und Hanfseile w erden jeden Sonnabend 
von einem Prüfbeam ten einer Sonderfirm a auf ihre Brauchbarkeit untersucht, 
und zw ar nicht nur die, welche im eigenen Betriebe verw endet werden, 
sondern auch die, w elche von den Aufstellungsplätzen zurückgeschickt werden. 
Falls Fehler an den Tauen oder Seilen vorhanden sind, werden diese durch 
Z erhauen unbrauchbar gem acht.

Da es oft vorkom m t, daß W erkzeuge von einem A ufstellungsplatz an den 
ändern w eiter gesandt w erden, sind sie von dem Richtmeister, welcher 
die W erkzeuge neu em pfängt, sofort nachzuprüfen. U nbrauchbare W erkzeuge 
sind zurückzuschicken. Die Eintragungen in der Kartei geben den A nhalt­
punkt dafür, w ann die W erkzeuge im ganzen zurückgefordert w erden müssen, 
um w ieder auf ihre Brauchbarkeit geprüft zu werden.

Bei dem Jahresabschluß erhalten Arbeiter, die über 5 Jahre bei uns 
sind, einen bestim m ten Betrag. D ieser Betrag steigt je nach der D auer 
d er Dienstzeit. F ür die A rbeiter haben wir eine U nterstützungskasse ein­
gerichtet. D er bei uns jedes Jah r neu zu wählende Arbeiterrat, welcher 
aus 5 bis 7 M itgliedern besteht, m acht V orschläge w egen U nterstützung 
zweimal im M onat ;oder im N otfall öfter an das Betriebsbureau, wo sie 
übergeprüft und dann dem technischen V orstandsm itglied zur G enehm igung 
vorgelegt werden. Dadurch, daß der A rbeiterrat diese Vorschläge macht, 
der aus Leuten der verschiedensten Parteirichtungen besteht, ist die U n­
parteilichkeit bei der G ew ährung der U nterstützungen verbürgt.

Der A rbeiterra t1) hat sich als eine segensreiche Einrichtung bei uns bewährt. 
W esentlich ist, daß säm tliche Sitzungen des A rbeiterrates in G egenw art des 
Betriebsingenieurs und der M eister von dem technischen Vorstandsm itgliede 
persönlich geleitet werden. Infolgedessen wird der Zusam m enhang zwischen 
A rbeitgeber und A rbeitnehm er gew ahrt und nicht nur einer M aßregelung der 
A rbeiter durch M eister beim V orbringen der Beschwerden vorgebeugt, sondern 
es w ird auch in ruhiger und sachlicher W eise bei Änderungen in der Fabrik 
über neue M aßnahm en, über U nterstützungen, über Anstellung oder E nt­
lassung von Arbeitern, über billige Beschaffung von Lebensmitteln durch 
Einkauf im G roßen usw. gesprochen. Durch diese regelm äßigen Sitzungen mit 
dem  A rbeiterrat kommen auch alle Beschwerden der A rbeiter zur Kenntnis 
des V orstandes, und es w ird so M einungsverschiedenheiten vorgebeugt. Da­
durch, daß diese Sitzungen von den V orstandsm itgliedern persönlich w ahr­
genom m en werden, konnte es erreicht werden, daß Arbeitseinstellungen bis 
heute bei unserer G esellschaft nicht vorgekom m en sind.

Durch das oben beschriebene, strenge A kkordwesen wird angestrebt, 
daß die H erstellung im mer m ehr verbilligt wird. Durch die einwandfreie 
Führung einer Lohnstatistik in den einzelnen W erkstätten für die ein­

i) A usführlicheres enthält der A ufsatz des V aters des V erfassers: Zw anzig­
jährige Erfahrung mit der E inrichtung eines A rbeiterrates, T. u .W . 1909 S .496 u .f.



224 ABHANDLUNGEN

zelnen bei uns länger in Stellung befindlichen A rbeiter, durch Aufzeich­
nen entsprechender Kurven wird die B ew egung der Löhne fortdauernd nach­
geprüft. W ir konnten in allen A rbeiterratsitzungen, in denen Beschw er­
den über zu niedrige Löhne vorgebracht w urden, den N achw eis führen, 
daß die Löhne bei jedem einzelnen unserer A rbeiter, sow eit er nicht un taug­
lich war, entsprechend den teuern Zeiten gestiegen sind, und daß gerade  
durch E inführung des A kkordwesens den tüchtigen und fleißigen Arbeitern 
G elegenheit geboten  ist, trotz H erabsetzung der E inheitsätze unter Berück­
sichtigung neuer, schneller arbeitender M aschinen die G esam teinnahm e am 
Ende der Lohnw oche w esentlich zu erhöhen. Durch diesen N achw eis ist es 
uns auch fast in jedem einzelnen Falle gelungen, Beschw erden von vornherein 
die Spitze abzubrechen. Das Z utrauen der A rbeiter zu diesem  System ist 
in dem M aße gew achsen, wie sie gesehen haben, daß berechtigte Beschw er­
den von den V orstandsm itgliedern persönlich gep rü ft und berücksichtigt w erden.

Durch Einblick in die bei der B etriebsabteilung befindliche Kartei ist es 
der Fabrikleitung jederzeit möglich, A uskunft über den S tand der einzelnen 
Arbeiten zu erhalten. W erden die A rbeiten n icht pünktlich abgeliefert, kom ­
men Beanstandungen des Bestellers an ausgeführten  A rbeiten vor und dergl., 
dann erfährt w iederum  der V orstand durch die B riefauszüge das N otw endige 
und ist so in der Lage, jederzeit einzugreifen.

Der B etriebsingenieur unterbreite t dem technischen V orstandsm itglied in 
regelm äßigen Z eitabständen seine V orschläge für R egelung der A rbeitsver­
fahren, für Ä nderungen an M aschinen und Beschaffung von neuen M aschinen 
und m acht seine V orschläge für sonstige auf den Betrieb bezügliche M aß­
nahm en. Daß alle Eindrücke, welche die technischen V orstandsm itglieder 
durch ln- und A uslandreisen, durch B esichtigung von ändern W erken gew innen, 
sogleich w eitergegeben w erden, ist selbstverständlich. D aß hierzu auch die 
im W ettbew erbkam pf gew onnenen Erfahrungen w esentlich beitragen, ist ebenso 
natürlich, da man m eist durch U nterbietungen gezw ungen ist, auf M ittel und 
W ege zu sinnen, im m er billiger herzustellen, ohne die G üte der W aren zu be­
einflussen. So g ib t die technische V orstandsleitung dem Betriebe neue An­
regung und em pfängt selbst solche. D er dauernde Einfluß des V orstandes 
bleibt gew ahrt.

In engem Zusam m enhang mit dem B etriebsbureau steh t das Lohnbureau.
Das Lohnbureau arbeitet in Fragen der Entlassung, der E instellung von 

Arbeitern und der Lohnverrechnung H and in H and mit der Betriebsleitung. 
Es erübrig t sich nach dem V orhergehenden, die Einzelheiten hier nochm als 
aufzuzählen. Es sei nur noch erw ähnt, daß dem A rbeiter m it seiner E instellung 
die Invalidenkarte abgenom m en wird. Sie w ird nach den bestehenden G e­
setzen wöchentlich m it einer M arke versehen. D er A rbeiter w ird in der 
Fabrikkrankenkasse angem eldet, die im K rankheitsfalle die B ehandlung über­
nim m t und auch K rankenunterstützung zahlt.

U nsere Lohnperiode fängt D onnerstag  früh an und endet M ittw och Abend. 
Am D onnerstag und Freitag w ird dann der W ochenverdienst in den Lohn­
bureaus, welche in einzelne Abteilungen, wie Tischlerei, Schlosserei, Schmiede, 
M alerei, D reherei usw., eingeteilt sind, verrechnet. Sämtliche fertiggestellten
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A kkorde w erden voll ausbezahlt. Nach Fertigstellung der A rbeit gelangen 
die Akkordzettel, wie erw ähnt, aus dem Betriebsbureau in das Lohnbureau. 
A ußerdem  erhält das Lohnbureau über die einzelnen Akkordarbeiten D oppel­
zettel, auf welchen wöchentlich die in diesen Akkorden gearbeiteten Stunden 
so lange verm erkt w erden, bis der Akkord beendet ist und der A kkordzettel 
zur V errechnung komm t. D er A kkordüberschuß wird bei K olonnenarbeit 
an die A rbeiter im V erhältnis d er festgesetzten Lohneinheiten verte ilt

H aben A rbeiter auf einen bestim m ten Akkord Schulden gemacht, so wer­
den diese bei ändern Akkorden w ieder in Abzug geb rach t Die auf der Ein- 
und A usgangskarte gestem pelten Stunden w erden genau berechnet und mit 
den in der Lohnkarte von dem A rbeiter angegebenen verglichen. Die Zu- 
spätgekom m enen und Leute, welche die Zeit auf der U hrkarte nicht gestem pelt 
haben, w erden laut A rbeiterordnung b e s tra ft Akkordzettel, bei denen die 
Inhaber zu großen Überschuß erhalten (über 50 vH), und solche, bei denen 
m it Schulden gearbeitet w urde, w erden nach V errechnung dem Betriebsleiter 
zur K enntnisnahm e unterbreitet, dam it er in beiden Fällen die Akkorde nach­
prüfen und regeln kann.

Am Freitag wird der W ochenverdienst der einzelnen A rbeiter in die Lohn­
listen übertragen, und es w erden die Abzüge, wie z. B. Kranken- und In­
validitätsversicherung, Strafen usw. gem acht. Die auf den Lohnlisten verm erkten 
Beträge w erden von zwei Beamten getrennt zusam m engezählt und die End­
sum me nach P rü fung  der Lohnzusam m enstellung bei dem Kassierer gegen 
Q uittung abgehoben. Die einzelnen Summen der Lohnbücher w erden vorher 
von zwei Beamten aus einer anderen Abteilung m it den Lohnlisten verglichen, 
um etw aige Fehler noch vor der Zahlung richtigstellen zu können.

F ür jeden A rbeiter w ird eine Lohndüte ausgeschrieben, auf w elcher die 
Anzahl der gearbeiteten Stunden, sow ie Lohn und Akkord verzeichnet sind. 
N achdem die Kranken- und Invaliditätsbeiträge und sonstigen Abzüge auf dieser 
aufgeführt w orden sind, w ird die Endsum m e m it der Lohnliste verglichen und 
das G eld von zwei Beamten eingezählt. Dem A rbeiter w ird bei der Löhnung 
der Inhalt der Lohndüte in G egenw art des M eisters vorgezählt.

Bei der Entlassung von Arbeitern w ird auf einer N ational-Karteikarte der 
T ag  des A ustrittes verm erkt und der betreffende A rbeiter bei der Krankenkasse 
abgem eldet W enn sich A rbeiter bei uns w ieder melden, die früher bei uns 
beschäftigt w aren und aus irgendeinem  G runde entlassen w urden, so  ge­
statten unsere Bücher stets eine genaue Prüfung, warum  die E ntlassung er­
fo lg t ist, und wir sind sofort in der Lage, uns nicht genehm e A rbeiter zurück­
zuweisen. U nsere säm tlichen A rbeiter sind bei der N ordöstlichen Eisen- und 
S tahl-Berufsgenossenschaft versichert, der w ir die verdienten Löhne am Schluß 
eines jeden Jahres aufgeben. W ir sind gesetzlich verpflichtet, dieser Berufs­
genossenschaft jeden Betriebsunfall w egen späterer Rentenzahlung zu melden.

V.
O r g a n i s a t i o n  d e r  A u f s t e l l u n g s a b te i l u n g .

In vielen Betrieben ist es üblich, die A ufstellungsarbeiten von dem tech­
nischen Bureau leiten zu lassen. W ir haben m it dieser Einrichtung gebrochen. 
Bei dem alten System kann unmöglich eine einheitliche Prüfung und Ent­
sendung der Richtm eister stattfinden. Es kommen da viel zu viel Sonder-

3
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m teressen einzelner Beamten in Frage. Auch dadurch, daß die betreffenden 
Beamten der technischen Bureaus zu oft durch andere Arbeiten in A nspruch 
genom m en sind, w ird unnötige Zeit versäum t, wenn sich Richtm eister an- 
oder abm elden. Es ,war deshalb w ichtig, eine A bteilung zu schaffen, die 
für alle Arbeiten an H and der ihr gegebenen D aten bestim m t, in w elcher W eise 
diese einzelnen A rbeiten angeliefert w erden müssen. Dies w ar bei uns um so 
notw endiger, als w ir nam entlich in unserer Berliner und Kölner Fabrik bei 
der Errichtung und Fertigstellung von G asw erken sogenannte C am pagne-A rbeit 
zu liefern haben. W ir müssen, w enn w ir nicht unsere Kunden verlieren wollen, 
bei E intritt des W inters m it unsern A rbeitern fertig  sein, ganz gleichgültig, 
ob die Bestellung pünktlich oder zu spät ergangen ist.

U nsere A ufstellungsabteilung ist so ein Bindeglied zwischen technischem  
Bureau und W erkstatt. Sie bereite t die A ufstellungsarbeiten vor, überw acht 
und schließt sie ab. Z u  diesem Zweck ist es notw endig , daß sie Kenntnis 
von den A ufträgen bei E ingang der B estellung erhält. Ferner m uß der Zeit­
punkt für A nlieferung des M ateriales zur Baustelle festgelegt w erden.

D urch eine sachgem äß eingerichtete Kartei w ird eine dauernde Prüfung 
ausgeüb t darüber, ob die fü r den A uftrag notw endigen einzelnen Bestellungen 
von dem technischen Bureau rechtzeitig herausgegeben sind, ob die einzelnen 
M aterialien rechtzeitig  angeliefert sind — im ändern Falle w ird zur rich­
tigen Z eit gem ahn t — und ob die einzelnen W erkstätten  m it ihren Ar­
beiten rechtzeitig  fertig  w erden. Die Karten der Kartei erhalten zwei Reiter, 
und zw ar einen w eißen für den L ieferm onat und einen schw arzen fü r den 
T ag  der A nlieferung. Die Karten w erden nach Bestellnum m ern geordnet, ln 
eine zw eite Kartei w erden die Besteller alphabetisch eingetragen, so daß es 
jederzeit m öglich ist, g leichgültig, ob man die B estellnum m er oder den Be­
steller angibt, den betreffenden A uftrag m it Leichtigkeit zu finden.

In der A ufstellungsabteilung sind zur vollständigen Ü bersicht Tafeln über 
die Richtm eister, über ihren A ufenthaltsort, über ihren Bestim m ungsort, über 
die A ufstellungen selbst m it allen notw endigen A ngaben, also über Beginn 
der A ufstellung, D auer der Aufstellung, T ag  der Fertigstellung, T ag  der In­
betriebsetzung, etw aige V erzugstrafen usw ., angebracht. Auch alle A nga­
ben über Bezug und L ieferung von M aterial von U nterlieferern sind leicht 
ersichtlich. Auf g roßen Landkarten sind durch entsprechende Fähnchen die 
derzeitigen A ufenthaltsorte der Richtm eister, und zw ar nach A rt ihrer Be­
schäftigung in verschiedener Farbe, gekennzeichnet. W enn an einzelnen O rten 
R ichtm eister fü r Stunden oder T age dringend verlangt w erden, so ist es auf 
G rund  dieser übersichtlichen Karte leicht, in w enigen M inuten die no t­
w endigen A nordnungen zu treffen. Es sei im voraus erw ähnt, daß w ir durch 
besondere Beamte, m eist erfahrene alte R ichtm eister, eine scharfe Kontrolle 
über unsere R ichtm eister ausüben lassen, dadurch, daß sie unangem eldet 
nach den A ufstellungsplätzen kom m en, alle A ngaben auf ihre Richtigkeit p rü­
fen, ferner genau prüfen, ob Pünktlichkeit und O rdnung herrscht usw . Diese 
P rüfbeam ten  haben gleichzeitig dafü r zu sorgen, daß die R ichtm eister nicht 
e tw a „pfuschen“ , da sie ein gew isses Interesse daran  haben, infolge der 
vereinbarten Akkorde so  schnell wie m öglich fertig  zu w erden. Ich kann 
die Einzelheiten dieser E inrichtung hier nicht so eingehend beschreiben und 
m öchte auf den Aufsatz hinw eisen, den mein leider so früh versto rbener S tudien­



GESAMTORGANISATION DER BAMAG 227

freund, Professor Tischbein, seinerzeit über unsere A ufstellungsabteilung in 
der „W erkstatts-Tech'nik“  veröffentlicht hat.

Die Tafeln geben einen guten Anhalt dafür, unnötige Reisen der Richt­
m eister zu verm eiden und sie nicht ohne N ot nach unsern einzelnen Fabriken zu- 
rückkom rnen zu lassen; es w ird auch dadurch, daß man sie von ihren ver­
schiedenen A ufenthaltorten w eiterleitet, an Reisekosten gespart.

Die für die A ufstellung notw endigen Zeichnungen gehen der A ufstellungs­
abteilung wie dem technischen Bureau zur gleichen Zeit zu, wenn die W erk- 
siattzeichnunger der Betriebsabteilung überm ittelt werden können. Ferner 
kann die A ufstellungsabteilung aus der früher erw ähnten, ihr gleichzeitig zu­
gehenden M eisterbeschreibung alles W eitere ersehen.

Die A ufstellungsabteilung wird dauernd über den F ortgang der Arbeiten 
dadurch unterrichtet, daß an jedem Sonnabend Verzeichnisse der in Aus­
führung begriffenen Anlagen angefertigt und den M eistern ausgehändigt werden. 
Die M eister verm erken in diesen Listen, wie weit die einzelnen Arbeiten ge­
diehen sind, oder wann die Teile angeliefert w erden können. An jedem M itt­
w och findet eine Besprechung in der Betriebsabteilung zwischen den M eistern 
und je einem V ertreter der Betriebs- und der Aufstellungsabteilung statt. Bei 
diesen Verhandlungen w erden die Lieferzeiten festgelegt. Besonders eilige 
Arbeiten w erden bevorzugt. Im engen Zusam m enhang mit dem technischen 
Bureau und der W erkstatt sorg t die Aufstellungsabteilung dafür, daß recht­
zeitig zur Ü berwachung und Leitung der Aufstellungsarbeiten Ingenieure oder 
Richtm eister bestim m t werden.

Durch die in der Aufstellungsabteilung eingerichtete Bestell- und Mahn- 
kartei ist diese jederzeit in der Lage, festzustellen, ob alle M aterialien zur 
Stelle sind, und welche zu bestim m ter Zeit abgerufen w erden müssen. Um 
diese Kartei vollständig auf dem Laufenden erhalten zu können, bekomm t 
die A ufstellungsabteilung von säm tlichen Bestellungen der technischen und 
kaufm ännischen Bureaus Durchschläge. Sie macht danach ihre E intragungen.

Der zur A ufstellung zu entsendende Ingenieur oder Richtmeister erhält 
durch die A ufstellungsabteilung die nötigen Zeichnungen, M eisterbeschreibun­
gen, Einführungsschreiben und einen Lohnzettel mit Angabe der Zeitdauer 
und des festgesetzten Preises für die A ufstellung. Über die ausgew ählten 
W erkzeuge und R üstungen erhält der Richtmeister zwei Listen, von denen er 
eine als Bescheinigung der Richtigkeit zurücksenden muß. Etw aige Fehler sind 
so fo rt zu melden. Um unsere Richtm eister an den Aufstellungsarbeiten zu 
beteiligen, haben wir für sie ein sogenanntes Präm iensystem  eingerichtet. Mit 
dem Richtm eister wird für die A ufstellung ein bestim m ter Preis vereinbart. 
U nterschreitet er diesen Preis, so erhält er vom Überschuß ein Drittel als 
Präm ie. D agegen wird ein Drittel der M ehrkosten auf seine nächste Auf­
stellung in Abzug gebracht, wenn er den Preis überschreitet. Namentlich 
die letztere M aßregel zw ingt unsere R ichtm eister dazu, uns alle Angaben 
zu machen, wenn ohne ihr V erschulden ein längerer A ufenthalt oder M ehr­
kosten entstanden sind. Infolge dieser Berichte sind wir dann in der Lage, 
bei unsern A uftraggebern rechtzeitig eingreifen zu können. W ir erhalten 
auf diese W eise auch Bericht und genaue Kontrolle darüber, ob etwa Material 
gefehlt hat, ob g rößere  T ransporte notw endig w urden, ob sonstige M ehrarbeiten, 
die w ir vertraglich nicht auszuführen haben, verlangt worden sind usw.

3*
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Der R ichtm eister ist verpflichtet, am Schluß der A ufstellungsarbeiten einen 
genauen Bericht einzusenden. Um ihn von seiner A rbeit nicht abzuhalten, ist ihm 
die Schreibarbeit durch zahlreiche V ordrucke vereinfacht. E r erhält bei seinem  
Fortgang eine M appe m it allen V ordrucken, allen A ufstellungszeichnungen 
und dem erforderlichen Schreibgerät. D er Richtm eister h a t regelm äßig M itt­
woch und Sonnabend jeder W oche zu berichten. Bei Ausbleiben der Berichte 
erhält er sofort eine vorgedruckte M ahnung.1' Diese Berichte w erden zur 
W eitergabe an die einzelnen Abteilungen m it zwei D urchschriften angefertig t.

D a die Lohnw oche am M ittw och Abend endet, so m üssen von allen aus­
w ärtigen Aufstellungsplätzen diese Lohnlisten im Laufe des M ittw och bei der 
A ufstellungsabteilung eintreffen. Diese prüft sie daraufhin, ob die A brechnung 
den A bm achungen entspricht. Ein kaufm ännischer Beam ter der A ufstellungs­
abteilung prüft die Liste rechnerisch und hinsichtlich der E intragung d er 
Abzüge für Invaliditäts- und Krankenversicherung. N ach D urchführung dieser 
Prüfung w ird eine A nw eisung über den Schlußbetrag der Lohnliste an die 
Kasse gegeben, die fü r Ü bersendung des G eldes Sorge trägt. N ach B eendigung 
der A ufstellung w erden die Löhne an H and der Lohnlisten zusam m engestellt 
und auf einem dazu bestim m ten V ordruck eingetragen. D er ausgefüllte V or­
druck wird dem Richtm eister zugesandt, w ährend eine D urchschrift in der 
A ufstellungsabteilung verbleibt. Die Präm ie w ird dem Richtm eister erst ein 
halbes Jah r nach Beendigung d er Aufstellung ausgezahlt, dam it w ir in der Zw i­
schenzeit G elegenheit haben, festzustellen, ob die A rbeiten richtig und gu t aus­
geführt sind. E tw aige N acharbeiten fü r Fehler, die auf ein V erschulden des 
R ichtm eisters zurückzuführen sind, w erden vom V erdienst abgezogen.

Die A ufstellungsabteilung führt ein Verzeichnis darüber, welche Richt­
m eister die einzelnen Arbeiten ausgeführt haben, um später bei B eanstandungen 
usw. die no tw endigen Feststellungen m achen zu können. Es läß t sich an 
H and dieser K arten ohne w eiteres nachw eisen, ob die Leute g u t gearbeite t 
haben, ob die A ufstellung teuer oder billig gew orden  ist. D urch Vergleich 
der in den A nschlag für die A ufstellung eingesetzten Sum m e und un ter Zu­
grundelegung eines M indestzuschlages auf die U nkosten wird die no tw endige 
Prüfung darüber ausgeübt, ob bei richtiger A rbeitsw eise die in den K osten­
anschlag eingesetzten Summ en zu hoch oder zu n iedrig gegriffen sind. E tw aige 
sich aus den Erfahrungen ergebende Änderungen w erden den technischen 
Abteilungen für neue K ostenanschläge m itgeteilt.

Dadurch, daß die A ufstellungsabteilung von allen V ersandanzeigen Ab­
schrift erhält, ist sie in d er Lage, der Buchhalterei rechtzeitig durch bestim m te 
auszufüllende V ordrucke M itteilung über das Fälligw erden von Z ahlungen 
Kenntnis zu geben. Sobald eine Anlage in Betrieb kom m t, erhält sow ohl die 
N achkalkulation wie die R echnungsabteilung entsprechende M itteilung. Die 
N achkalkulation setzt h ier ein, da sie im stande ist, die N achrechnung fü r die 
betreffende A nlage zu m achen, w ährend die R echnungsabteilung dem Besteller 
die Schlußrechnung übersenden kann.

Die A ufstellungsabteilung fördert und überw acht durch die hier beschriebene 
O rdnung die Fertigstellung der Anlage m it einfachen M itteln. D urch E rsparen 
von V erzugstrafen, durch V erm eidung von Ärger und U nstim m igkeiten m it un- 
sern A uftraggebern, durch V erm eidung von Beschw erden über unrichtige 
Lieferungen m acht sie sich mehrfach bezahlt.
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Die Übersichtlichkeit, welche die Tafeln und Karten in V erbindung m it den 
K arteien in der A ufstellungsabteilung geben, gesta tte t den V orstandsm itglie­
dern, sich bei etw aigen Beanstandungen, von denen sie aus den Briefauszügen 
Kenntnis bekom m en, über den Stand der A ngelegenheit in wenigen Minuten 
zu unterrichten. Das technische V orstandsm itglied prüft regelm äßig nach, 
wie sich die vereinbarten Akkordsum m en zu den veranschlagten Summen in 
W irklichkeit stellen, da w ir darauf zu achten haben, daß einerseits nicht zu 
hohe Beträge gezahlt werden, daß aber auch anderseits die R ichtm eister nicht 
durch zu geringe Beträge zur schlechten Arbeit verführt werden. Durch diese 
P rüfung  wird, abgesehen von der M öglichkeit des Eingreifens, auch der Zu­
sam m enhang zwischen den Richtmeistern und dem V orstande gew ahrt. Es ist 
ein Leichtes, sich aus diesen regelm äßigen Schlußabrechnungen in V erbindung 
m it den Berichten ein Bild über die T üchtigkeit der einzelnen Richtmeister 
zu machen. Auch hier gilt sonst im allgemeinen der G rundsatz, daß wir die 
Beamten ihre A rbeit tun lassen und nur eingreifen und uns besonders berichten 
lassen, wenn U nregelm äßigkeiten oder Beanstandungen erfolgen.

VI.
N a c h r e c h n u n g  ( N a c h k a lk u la t io n ) .

Das Schlußglied in der ganzen O rganisation bildet die N achrechnung aller 
ausgeführten  A rbeiten. > Diese N achrechnung bezweckt die Erm ittlung der 
H erstellkosten säm tlicher in die Fabrik gegebenen A ufträge und die Erm itt­
lung der H andlungsunkosten. Sie gliedert sich in die Erm ittlung 

der M aterialw erte (M aterial, Frachten usw.), 
der Lohnwerte (im Betriebe und an den Aufstellungsplätzen), 
der Betrieb- und Unkostenzuschläge, 
der H andlungsunkosten-Zuschläge.

M a t e r i a l  u n d  F r a c h te n .
Die M aterialeintragungen erfolgen:
1. auf G rund des M agazin-Eingangsbuches für alle auf Bestellnummern 

bestellten und eingetragenen G egenstände,
2. auf G rund der M aterialzettel für das vom M agazin entnom mene, auf 

Lagervorrat befindliche M aterial.
Dazu komm en die Frachten sow ie die Rechnungsw erte über Gegenstände, 

welche nicht durch das Magazin gegangen, sondern unm ittelbar nach dem 
B estellungsort gesandt w orden sind.

Die auf Bestellnummern bestellten G egenstände w erden bei der Nachrech­
nung  nach der Rechnung bew ertet, in welche die Bestellnum mer stets mit 
eingetragen wird.

Die M aterialzettel w erden nach dem Preisbuch, die Frachten nach dem 
Frachtenbuch bew ertet.

L ö h n e .
Sämtliche gezahlten Löhne w erden aus den Lohnheften herausgezogen und 

in das Lohnauszugbuch laufend nach der Bestellnum mer eingetragen. Von 
h ier aus w erden sie, nach W erkstätten geordnet, in die N achrechnungsbücher 
übertragen.
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B e t r i e b s u n k o s t e n .
Die Erm ittlung der B etriebsunkosten ist so gedacht, daß jede W erksta tt 

eine Fabrik für sich bildet. Es sind daher für jede einzelne W erkstatt be­
stim m te N um m ergruppen festgelegt, um die U nkosten am M onatschluß g e ­
trennt zu erhalten.

U nter B etriebsunkosten sind zu verstehen:
G ehälter für M eister und W erkstattbeam te, A bschreibungen auf G ebäude, 

A bschreibungen auf M aschinen und W erkzeuge, R eparaturen  an G ebäuden, 
kostenlose Ersatzlieferungen und Instandsetzungen an M aschinen, M obilien, 
W erkzeugen; ferner Kosten für M odelle, Versuche, im Betrieb nötige M aterialien, 
wie Putzw olle, Öl, Besen usw., für Kraft, Licht, H eizung usw.

Den erm ittelten U nkosten w erden die produktiven Löhne gegenüberge­
stellt, so daß sich die notw endigen Zuschläge fü r die E rm ittlung der Selbst­
kosten daraus ergeben.

H a n d lu n g s u n k o s t e n .
D er Zuschlag für die H andlungsunkosten w ird jährlich nach dem Ver­

hältnis der G esam tunkosten zum Jahresum satz festgelegt. Zu den H andlungs­
unkosten gehören die G ehälter, sow eit sie nicht Betrieb und A ufstellung be­
treffen, die Provisionen, die Kosten für Reklame, Reisen usw . W enn d ie  
erm ittelten B etriebsunkosten und H andlungsunkosten  in einem bestim m ten 
Verhältnis zu den baren Auslagen, d. h. zu M aterial und Löhnen, zuge­
schlagen w erden, so ergeben sich die Selbstkosten. Da die H öhe der Selbst­
kosten durch Lohnerhöhung oder L ohnerm äßigung und durch S teigen o d e r 
Fallen der U nkosten schw anken, so  w ar es notw endig, daß  Selbstkosten- 
Preisbücher angelegt w urden, um diese Zuschläge dem jew eiligen S tand ent­
sprechend annähernd richtig angeben zu können.

D er H auptzw eck der N achrechnung ist die durchaus zuverlässige Bestim­
mung der Selbstkosten, und zw ar derart, daß dadurch eine dauernde P rü fung  
auch darüber ausgeübt w ird, daß die gleichen A rbeiten nicht verschieden in 
den H ersteilpreisen ausfallen und daß V orberechnung (V oranschlag) und N ach­
rechnung übereinstim m en. Die von der N achrechnung erm ittelten Selbstkosten 
sind nur den V orstandsm itgliedern, den P rokuristen  und A bteilungsvorstehern 
zugänglich, dam it sie bei der V eranschlagung feststellen können, w iew eit im 
äußersten Falle bei Preisnachlässen gegangen w erden kann. Selbstverständlich 
wird, wenn sich durch Beschaffung von neuen M aschinen, durch U m änderung  
von M odellen, durch V ereinfachung der H erstellung, durch E inrichtung von 
M assenfabrikation diese Preise ändern, den A bteilungen entsprechend K enntnis 
gegeben.

Die Selbstkosten w erden laufend festgestellt. W ir w issen infolgedessen 
bei A bgabe eines A ngebotes genau im voraus, m it w elchem  V erdienste w ir 
bei den einzelnen G egenständen gerechnet haben. W enn uns oft en tgegen­
gehalten wird, daß w ir im V ergleich zu anderen m it uns im W ettbew erb  stehen­
den G esellschaften zu teuer sind, so erg ib t sich daraus fü r uns zw eierlei:

1. W ir haben eine billigere H erstellung der Erzeugnisse, sei es durch 
veränderte A rbeitsverfahren, sei es durch V erbesserung der Bauart, sei 
es durch Ersparung an M aterial zu bew irken,
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2. w ir erkennen aber auch im heißen W ettbew erb oft genug aus dieser 
scharfen Berechnung, daß unsere M itbew erber vielfach Preise abgeben, 
für die sie die G egenstände nicht herstellen können, daß sie also unbe­
dingt zusetzen müssen, was ja auch oft das Jahresergebnis zeigt.

Es ist im Interesse der G esam tw irtschaft unseres Volkes dringend not­
wendig, daß alle Fabriken eine scharfe Prüfung der Selbstkosten einführen. 
Ist dies nicht der Fall, so w erden W erte im Inland und Ausland hinausge­
w orfen, die nicht w ieder einzuholen sind. Alle Fabriken, die eine ver­
nünftige Selbstkostenberechnung in der einen oder ändern Form  haben, w er­
den sich niem als dazu verstehen können, auf Preise herunterzugehen, wie 
sie o ft von der sogenannten Schleuderkonkurrenz angesetzt werden. Ein 
verantw ortlicher Fabrikleiter kann nur in Ausnahmefällen zu den Selbstkosten 
oder auch einmal unter den Selbstkosten anbieten, wenn es sich darum  handelt, 
neue G egenstände einzuführen oder einen Stillstand der Fabriken w egen Ar­
beitsm angels zu verhindern. Aber es muß wirklich bei dieser A u s n a h m e  
bleiben. W ird an solchen G rundsätzen festgehalten, so w erden auch die oft 
nicht zu erklärenden U nterbietungen bei städtischen und staatlichen Ausschrei­
bungen verm ieden werden.

P a t e n t w e s e n ,  V e r t r i e b  e i n s c h l i e ß l i c h  O r g a n i s a t i o n  d e r  V e r ­
t r e t u n g e n ,  d e r  R e i s e i n g e n i e u r e  u n d  d e r  R e k l a m e .

Ich habe schon erw ähnt, daß wir eine Patentkartei eingerichtet haben. 
A nregung zur A usarbeitung von Patenten oder zur Nachsuchung von M uster­
schutz wird entw eder vom technischen Vorstandsm itgliede dem technischen 
Bureau oder vom technischen Bureau dem technischen V orstandsm itgliede 
gegeben. Die Anmeldungen 'werden dann gem einsam  m it unserm Paten t­
anw alt ausgearbeitet und beim Patentam t eingereicht.

Die Patentkartei enthält:
1. Angaben über Anmeldedatum, Erteilungsdaten nebst Aktennummer, 

Patentdauer, Fälligkeitsterm in, Jahresgebühren, A usführung und Aus­
führungsnachweis, Num m er der V ertragakte und sonstige Bemerkun­
gen, Patentnum m er selbst, außerdem  Namen des Erfinders, Anmelders, 
Besitzers, gegebenenfalls N utzungsnehm ers, sowie eine Übersicht, in 
welchen Staaten Schutz nachgesucht ist,

2. die Eintragungsverm erke und Taxzahlungen,
3. die Zahlungen für N utzung von Patenten.
Die U nterlagen, bestehend aus Beschreibungen, Zeichnungen, sämtlichen 

Erw iderungen des Patentam tes, Taxquittungen und Sonstigem , w erden nach er­
fo lg ter E intragung zu einem A ktenheft vereinigt, mit laufender N um m er ver­
sehen und in ein besonderes Patentbuch eingetragen, welches die allernot­
w endigsten Notizen enthält und übereinstim m end mit der N um m er des Akten­
heftes geführt wird. D iese A ktenhefte w erden in einem besonderen unter 
Verschluß gehaltenen Schrank aufbew ahrt.

Sofern w ir bestehende Patente oder M usterschutze d ritter außenstehender 
Personen zu erw erben beabsichtigen oder uns derartige Erfindungen zur Ver­
fügung gestellt werden, schließen wir V erträge, welche sich an die in „T ech­
nik und W irtschaft“  früher veröffentlichten Patentnutzungsverträge anlehnen2).

2) Vergl. T. u. W. 1909 S. 49 u. f.
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Diese V erträge verteilen gleichm äßig Licht und Schatten auf E rfinder und 
Fabrikanten und regeln die H öhe der A bgaben, A bsatzgebiet, V errechnung 
und dergl.

W ichtig  is t es auch, dauernd über d iejenigen P atentanm eldungen un ter­
richtet zu w erden, die von ändern Firm en herrühren  und in den Bereich 
unserer Fabrikationszw eige fallen. W ir erhalten darum  von unserm  Pa­
tentanw alt Auszüge aus den Patentanm eldungen und A nm eldungen zum G e­
brauchsm usterschutz. Als G egenprüfung, daß nichts übersehen w ird, lassen 
wir von dem  Beamten, d er auch die R eklam e un ter sich hat, den D eut­
schen R eichsanzeiger auf Patentanm eldungen durchsehen. Von dem  tech­
nischen V orstandsm itgliede w erden dann diejenigen A nm eldungen bestim m t, 
von denen w ir uns A uszug oder vollkom m ene A bschrift kom m en lassen. Die 
einzelnen A bteilungen haben zu diesen A nm eldungen ihren B ericht zu ge­
ben und an den V orstand zurückgelangen zu lassen. Auf diese W eise w erden 
w ir vo r Ü berraschungen bew ahrt und können rechtzeitig  E inspruch gegen An­
m eldungen erheben; anderseits überw achen w ir die V orgänge auf unsera 
G ebieten, sow eit sie den W ettbew erb betreffen, und w erden auch rechtzeitig 
auf N euerungen aufm erksam  gem acht, die w ir aufnehm en können. W ir sind 
dadurch stets „im  Bilde“ .

D er V ertrieb ist ebenfalls bei uns streng  g e re g e lt Daß zum H ereinholen 
g roßer A ufträge, zur Ü berw indung von Schw ierigkeiten, zur A nbahnung größerer 
G eschäfte die technischen V orstandsm itglieder in erster Linie Reisen unter­
nehm en, versteh t sich w ohl von selbst. W ir haben an g rößeren  P lätzen V er­
treter, denen bestim m te G ebiete zugeteilt sind. Diese V ertreter sind Beamte, 
die in unsem  Fabriken jahrelang tätig  w aren und in unserm  Bureau bei Ent­
w ürfen und A usführungen, bei den Bauten und w enn m öglich auch noch 
in der Fabrikation  ausgebildet w orden sind. W ir haben grundsätzlich dam it ge­
brochen, sogenannte A genten als V ertre ter anzustellen. U nsere V ertreter 
sollen uns nicht unnütze A rbeit m achen, sondern  sie sollen uns A rbeit ab­
nehm en, sie sollen an O rt und Stelle alle nötigen technischen E rklärungen geben, 
sollen kleinere Entw ürfe und K ostenanschläge selbst ausarbeiten  können,
sollen g rößere Entw ürfe und K ostenanschläge, die sie von unsern W erken
aus erhalten, technisch und kaufm ännisch zu vertreten  im stande sein. H ier­
durch wird an Zeit gew onnen u n d  an A rbeit gespart. Ist es notw endig, daß 
fü r besondere Fabrikationszw eige, bei größeren  Besprechungen Einzelerklärun­
gen gegeben w erden, die der betreffende V ertreter nicht voll beherrschen 
kann, so w erden ihm die notw endigen K räfte von unsern W erken aus zur 
V erfügung gestellt, oder er kom m t zu uns, um die A ngelegenheit eingehend 
zu besprechen und sich die nötige A nw eisung über B ehandlung des G e­
schäftes geben zu lassen. W ährend w ir in früheren Jahren  von den Plätzen,
w o w ir Agenten hatten, nichts w eiter hörten, als daß w ir zu teuer seien und 
nachlassen m üßten, und daß  um gehend ein Ingenieur kom m en m üsse, um 
A ufnahm en zu m achen, Entw ürfe zu vertreten, A ufklärungen über einzelne 
A usführungen zu geben, ist jetzt in den V ertrieb Ruhe gekom m en. W ir 
veranstalten in entsprechenden Zw ischenräum en Z usam m enkünfte m it un ­
sern V ertretern, in denen sie alle W ünsche und Erfahrungen, die sie im Laufe 
d e r Zeit gew öhnen haben, Vorbringen, in denen notw endige M aßnahm en und  
A bänderungen besprochen w erden und die technische Fabrik leitung auch
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w ieder durch Besichtigung der Fabriken Aufklärung über alle N euheiten, N eu­
konstruktionen und sonstige Fortschritte gibt. Auch hierbei w erden alle die 
M aßregeln besprochen, die zur U nterstützung unserer V ertreter im Kampfe 
mit dem W ettbew erb notw endig sind.

Außer diesen an festen Plätzen sitzenden V ertretern bereist eine Anzahl 
erster Ingenieure verschiedene G ebiete und verschiedene Teile des Auslandes. 
Dort, wo w ir V ertreter haben, gehen sie m öglichst H and in H and mit diesen 
oder halten sie über alle V orkom m nisse auf dem Laufenden. W ie oben er­
wähnt, sind unsere V ertreter fest angestellte Beamte m it festem Jahresein­
komm en.

Im überseeischen Ausland haben wir nicht nur Verbindung durch das Tech­
nische Bureau deutscher M aschinenfabriken, sondern auch vielfach im An­
schluß an einheimische H äuser unsere eignen V ertretungen, indem wir eben­
falls bei uns ausgebildete Ingenieure an O rt und Stelle gesetzt haben. Auch
hier hat sich dieses System bew ährt.

Diejenigen Ingenieure, welche von unseren W erken aus regelm äßig reisen, 
stehen im engsten Zusam m enhang mit den technischen V orstandsm itgliedern. 
Ganz abgesehen davon, daß  sie schriftliche Berichte laut G eschäftsordnung 
über ihre Reisen zu m achen haben, finden sofort nach Rückkehr von der Reise 
ste ts eingehende Besprechungen statt.

Ein w esentliches Hülfsmittel zum Bekanntwerden von N euerungen wie 
überhaupt der Erzeugnisse von Fabriken bietet in unserer heutigen Zeit die 
Reklame. W ir haben zu diesem Zweck besonders geeignete Ingenieure aus­
gebildet, die unsere sämtlichen Fabrikationszw eige beherrschen. Unsere Über­
sichten, welche w ir von unserem D essauer, Bayenthaler und Berliner W erk
regelm äßig in bestim mten Jahresabständen herausgeben, sind in der Industrie 
zu r G enüge bekannt. Es w ürde jedoch zu lange dauern, über alle von uns 
ausgeführten N euerungen unsere Kundschaft in Kenntnis zu setzen, wollten 
w ir auf das Erscheinen dieser Übersichten w arten lassen. W ir geben zu 
diesem Zweck im gleichen Form at wie die Übersichten Listen mit laufen­
der N um m er heraus, welche alle N euerungen einzeln behandeln, die seit Ab­
schluß der letzten Übersicht von uns aufgenom m en sind. Diese w erden ent­
w eder in Form  von Beilagen in technischen Zeitschriften zur Kenntnis der tech­
nischen W elt gebracht, oder sie werden an H and unserer K undenkartei ver­
schickt. Diese neuen Listen w erden von dem die Reklam eabteilung leitenden 
Ingenieur aufgestellt und dem technischen V orstandsm itgliede zur Durchsicht 
und G enehm igung vorgelegt. Von dem Eintreffen der gedruckten Listen gibt 
die A ktenverw altung d er Reklam eabteilung Kenntnis, und diese bestim m t dann 
gegebenenfalls nach Rücksprache m it dem V orstand, in welcher Form der 
Versand erfolgen soll, nachdem auch vorher über die Anzahl der zu druckenden 
Listen eine V erständigung erfolgt ist.

Außerdem machen wir von der A nkündigung in technischen Zeitschriften 
ausgiebigen Gebrauch.

Aus der nunm ehr abgeschlossenen Beschreibung der Gesam torganisation 
unserer W erke geh t zur G enüge hervor, wie alles übersichtlich geordnet ist und 
wie die Fäden vom V orstand auslaufen, um w ieder zu ihm zurückzukehren. Es 
kann an H and dieser O rganisation nichts in unsern Bureaus oder W erkstätten

4
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vorgehen, w ovon die V orstandsm itglieder nicht Kenntnis erhalten oder zum
mindesten doch in der Lage sind, sich K enntnis zu verschaffen. Das
ganze System ist durchsichtig und so zugeschnitten, daß einmal alle Fehler
unbedingt zur Kenntnis des V orstandes kom m en m üssen, daß die V orstands­
m itgliedern aber auch anderseits von K leinigkeiten entlastet sind. Bei den 
g roßen A nforderungen, die trotz dieser O rganisation an die V orstandsm it­
g lieder gestellt werden, w ar es w iederum  notw endig, daß sie dafür sorg ten , 
m öglichst ungestört und dam it m öglichst schnell arbeiten zu können. Zum 
schnellen Arbeiten gehö rt die Anlage einer Telephonzentrale, die säm tliche 
A bteilungen und W erkstätten in den einzelnen Fabriken untereinander ver­
bindet, zum ungestörten Arbeiten die E inrichtung einer geordneten  Anm eldung 
von Frem den und von eignen Beam ten bei den V orstandsm itgliedern mittels 
V ordruckzettel, welche diesen durch besonderen Boten zugestellt w erden. Die 
Ü berw achung dieser A nm eldung sow ie die V eran tw ortung  für O rdnung und 
Sauberkeit im V erw altungsgebäude ist einem zu diesem Zweck angestellten 
H ausm eister übertragen.

Eine Einrichtung, die sich außerordentlich bew ährt hat, sei noch erwähnt. 
Es sind dies Briefkasten, die an den Zim m ern unserer V orstandsm itglieder 
angebracht sind. Diese Briefkasten können von innen und von außen ge­
öffnet w erden, von außen nu r durch einen G eheim schlüssel von den Beamten, 
die hierm it be trau t sind. D er Briefkasten is t in zwei Teile geteilt. Von 
außen wird in den einen Teil die eingehende, für das V orstandsm itglied  
bestim m te Post, von innen in den ändern Teil die ausgehende, von ihm 
erledigte P ost und alle Briefe, die unterschriftlich erledigt sind, getan . W ir 
verm eiden hierdurch das fortw ährende Kommen und G ehen der Boten beim 
H ereinbringen und  A bholen von Briefen usw.

Um nam entlich bei Telephongesprächen von außerhalb das technische 
V orstandsm itglied erreichen zu können, ist eine V orrichtung in seinem  Zimmer 
angebracht, die m it der T elephonzentrale in V erbindung steht. D urch Betäti­
gung  verschiedener D ruckknöpfe beim  H erausgehen aus dem Z im m er oder 
beim W iedereintreten w ird die T elephonzentrale benachrichtigt, w o das tech­
nische V orstandsm itglied zu erreichen ist, in welchem Bureau oder in w elcher 
W erkstatt es ist. Die T elephonzentrale w eiß ferner genau, ob der B etreffende 
im H ause ist, oder ob er das H aus schon verlassen h a t  F rü h er w urde nam ent­
lich bei T elephonanrufen von außerhalb im m er nach dem angerufenen Vor- 
standsm itgliede gesucht, und bis es gefunden w urde, w ar die V erbindung 
längst aufgehoben.

So haben w ir versucht, alles derart einzurichten, daß Z eit gespart, unnütze 
A rbeit verm ieden und alle unsere Beam ten vom  ersten  bis zum letzten ver­
an laßt w erden, ih r ganzes Können in den D ienst der G esellschaft zu stellen. 
Daß w ir auf dem W ege im m er w eiterer V ervollkom m nung unserer O rgani­
sation nicht still stehen, und  daß w ir freudig  und  gern  jede N euerung  au f­
nehm en, die dazu beiträgt, den G eschäftsgang zu erleichtern und die A rbeits­
w erte zu erhöhen, braucht nicht besonders gesag t zu w erden 3).

3) Sonderabdrücke dieses A ufsatzes sind von der V erlagsbuchhandlung 
Julius Springer, Berlin N, M onbijouplatz 3, zum Preise von 1,50 M zu beziehen.



DIE W IR T SC H A FTL IC H E  ERSCHLIESZUNQ SIBIRIENS 235

DIE WIRTSCHAFTLICHE ERSCHLIESZUNG SIBIRIENS.
Von OTTO GOEBEL, B erlin -Sch leusingen .

Sibirien hat seinen besonderen C harakter zum Teil dadurch erhalten, daß 
es keine vom M utterlande losgelöste allgemein zugängliche Kolonie, sondern  
abgeschlossen gegen alle anderen Seiten nur von Rußland aus zugänglich w ar. 
Ehe also seine Grenzen an das Japanische M eer reichten, konnte Sibirien, für 
Rußland unverlierbar, zw eihundert Jahre nach der E roberung w eiter schlafen; 
nur vereinzelt zogen sich w irtschaftliche Fäden in das ungeheure G ebiet, 
die mit zwei W orten gekennzeichnet sind: Pelzwerk und Silber, und nur verein­
zelte Russen (V erbannte, Sektierer und wenige Bauern) fanden in Sibirien 
eine zweite Heimat.

E rst gegen 1850 w urde es lebhafter. Die Bauerneinw anderung aus Rußland 
nahm stark zu, die ersten G oldfunde w urden gemacht, und ehrgeizige Beamte 
schoben die Grenzen im Osten gegen China und das Japanische M eer hin 
w eiter vor. Zwischen 1850 und 1900 erreichte Sibirien seine heutigen 
G renzen; das Interesse des M utterlandes erwachte, und das V ordringen bis 
an die Einflußgrenzen Chinas und Japans zw ang zur militärischen M acht­
entfaltung, für deren Bedürfnisse am Ende des 19. Jahrhunderts endlich das 
g roße W erk der Sibirischen Bahn entstand. In diesem Zeitraum  verschoben sich 
auch allmählich die Anschauungen über den C harakter des Landes, und es ist 
heute allgemein bekannt, daß Sibirien nach Klima und Boden in weiten G e­
bieten besiedelbar, stellenweise sogar fruchtbar ist. H eute muß man vor 
Ü bertreibungen w arnen und daran  erinnern, daß zw ar die Fläche Sibiriens 
25 mal so  groß ist wie die des D eutschen Reiches, daß davon aber d er 
sechste Teil alles umschließt, was wirtschaftlich erw ähnensw ert erscheint.

Ein im W esten sich in der Breite von T obolsk bis zum Altai-Gebirge 
dehnender, nach O sten schm aler w erdender Streifen entlang der Sibirischen 
und der Transbaikalbahn, dazu im Lena-, Amur- und K üstengebiet einige 
Besiedelungsoasen, bilden das Sibirien von heute. W as darüber hinausgeht, 
hat geographisches und  ethnographisches Interesse und w eist einige w irt­
schaftliche Anläufe auf, ist aber zur Zeit noch völlig nebensächlich (vergl. die 
Skizze).

D er genannte Streifen, einen bedeutenden Teil fruchtbaren Steppenlandes 
um fassend, hat leidliche klimatische B edingungen. Das Klima hält hier die 
M itte zwischen der Kälte und Nässe der nördlichen W aldgebiete Sibiriens 
und d e r D ürre der Stepp'en des Südens. D er W inter ist zw ar streng, aber 
der Som m er bei genügenden N iederschlägen heiß. Das G etreide reift schneller 
als in E uropa; darin liegt das G eheim nis der A ckerbaufähigkeit Sibiriens.

Die U rbew ohner des Landes sind A ngehörige türkischer, finnischer und 
eigentlich m ongolischer Stäm me. Sie sind Jäger, Fischer und Viehzüchter. Ihre 
Zahl b leibt im ganzen stehen, w ährend die d er R ussen durch G eburtenüber­
schuß und Zuw anderung stark wächst, sodaß das Land immer ausgesprochener 
russischen C harak te r erhält, m it Ausnahme des äußersten Ostens, in dem 
die F rage des endgültigen Besitzes noch in der Z ukunft Schoß ruht. Die 
E inw ohnerschaft Sibiriens, d. h. der Provinzen Tobolsk, Akmolinsk, Semipa- 
latinsk, Tom sk, Jenisseisk, Irkutsk, Jakutsk, Transbaikalien, Amurprovinz,

4*
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Küstenprovinz, Kamtschatka und Sachalin, betrug  nach der letzten großen 
V olkszählung von 1897 rd. 7 Millionen Seelen; für Anfang 1910 schätze ich 
sie auf 11 Millionen, von denen auf das W estbaikalische Sibirien 9 1/ 2 , auf 
das Ostbaikalische l ] / 2 Millionen entfallen. Das W estbaikalische Sibirien ist 
also der bei w eitem  w ichtigere Teil des Landes, was oft verkannt wird. Sprache, 
G esetze, Münzen, M aße sind russisch; von ausländischen Sprachen spielt, 
außer in den Seeplätzen, nur D eutsch eine gew isse Rolle.

V e r k e h r .
Die handelsgeographische Lage Sibiriens ist im ganzen schlecht. N ur 

der W esten ist über den niedrigen M ittel-Ural, die O stküste Sibiriens von 
der Seeseite leidlich bequem  zu erreichen. Die großen Ströme Sibiriens m ünden 
mit Ausnahme des Amur alle in das unzugängliche Eismeer, und auch der 
Am ur m ündet hoch im N orden in ein stürm isches, nebelreiches, flaches und 
von O ktober bis Mai durch Eis geschlossenes Meer.

D aher konnte nu r eine Bahn die Verhältnisse durchgreifend ändern, ln 
Verbindung m it der Bahn haben die Ströme die B edeutung von Z ufuhrstraßen 
rechts und links ins Land hinein angenom m en. Neue Bahnen w erden auch 
w eiterhin die Entwicklungslinien des Landes werden, z. B. die bew illigte 
Tjum en-Om sk- und die Amurbahn. Die w esentlichsten Pläne für andere neue 
Bahnen sind eine V erbindung von der Sibirischen Bahn durch das fruchtbare 
Altai-Vorland nach Russisch-Zentralasien (meiner M einung nach etw a die Linien­
führung N owo-N ikolajew sk (oder Taiga), Barnaul, Biisk, Ust-Kam enogorsk, 
Sergiopol, W em y, Taschkent nehm end) und dann etw a einmal eine Linie 
vom Unterlauf des Ob zu einem Hafen in der Nähe der Petschora-M ündung, als 
einziges M ittel, un ter U m gehung des nördlichen Eism eeres den Riesen­
ström en Irtysch-Ob und Jenissei einen brauchbaren A usweg zum Meer zu 
verschaffen. Die oft erörterte Sibirien-Alaska-Bahn halte ich dagegen für eine 
Phantasterei.

P ost und Telegraph reichen heute bis zu allen wesentlichen O rten hin, 
sogar Kamtschatka soll bald Telegraphenanschluß erhalten. Die Sicherheit 
und Schnelligkeit der Postbestellung ist nicht g ro ß ; viele Firm en senden 
grundsätzlich nach Sibirien nur eingeschriebene Briefe. Infolge der W itterungs­
verhältnisse im Frühjahr und H erbste sind auch viele O rte oft tage- und 
selbst w ochenlang vom Postverkehr abgeschnitten, z. B. N ikolajewsk am Amur. 
Der G rund liegt in dem schlechten Z ustande oder dem gänzlichen Fehlen 
von S traßen; besonders im O sten sind die F lüsse oft die einzigen V erkehrs­
adern, im Som m er für Schiffe, im W inter für Fuhrw erk auf ihrer E is­
decke. Im W esten g ib t es zw ar W ege, aber eine wirklich grundierte  S traße 
auf nennensw erte Entfernungen hat Sibirien überhaupt nicht. D aher sind Ver­
kehrsstörungen in den Ü bergangszeiten überall die Regel.

Die Frachtpreise sind verschieden: auf der Bahn fest, verlieren sie 
schon auf den H auptstrecken der F lüsse je nach W asserstand und Jahreszeit 
ihre G leichm äßigkeit; auf unregelm äßig  befahrenen Flußstrecken und auf 
Landwegen sind sie so verschieden, daß allgemein G ültiges kaum gesag t w erden 
kann. Auf den Straßen und in gänzlich w egelosen G ebieten hängen sie ab 
von Bodengestalt, Bodenart, Bewaldung, Abstand von Bahn und schiffbaren 
Flüssen, Jahreszeit, H aferpreisen und von der G röße der Kolli. Am billigsten 
sind unter sonst gleichen Bedingungen W aren zu befördern, die sich in handliche
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Packungen bringen lassen. Die Last, die man auf den einspännigen W agen 
oder Schlitten befördert, be träg t auf gu ten  W egen im M ittel rd . 500, auf 
schlechten W egen o ft nu r 250 kg. In m anche W ald- und Sum pfgebiete, 
darunter auch solche m it bem erkensw ertem  G oldbergbau, kann man nu r m it 
Schleifen, Packpferden, Kamelen oder Renntierschlitten eindringen; dann sinkt 
die E inzellast bis herun ter zu 100 kg.

Einige Beispiele von B eförderungspreisen:
W agenfahrt für einen Passag ier in zw eispännigem  W agen oder Schlitten 

im D urchschnitt 20 Pfg/km . A ußerhalb der P oststraßen  im O sten teurer 
als im W esten.

Lastfahrt in den Steppengebieten W estsibiriens im D urchschnitt 12 Pfg- 
tkm ; außerhalb der Bestell- und Erntezeit, insbesondere bei gu ter Schlitten­
bahn, m anchm al bis zur H älfte billiger; nach O sten zu teu rer;

Lastfahrt oder Lasttiertransport in die G oldgebirge abseits der g rößeren  
Straßen 0,50 bis 1,00 M /tkm ;

T ranspo rt von ungew öhnlichen Lasten (z. B. D am pfkesseln, schw eren 
Baggerteilen) bis 5 M /tkm.
Fälle, daß g roße Stücke liegen bleiben und verloren gegeben  w erden 

müssen, weil man sie nicht w eiter transportieren  kann, sind in Sibirien 
häufiger vorgekom m en.

F lußtransporte kosten bei norm alem  W asserstande, größeren Frachtm engen 
und genügendem  A ngebot an Schiffsraum :

Talfahrt auf Irtysch und Ob im D urchschnitt 1,2 Pfg/tkm
» » Jenissei » » 2,5
$ » Lena » » 6,0

» Afnuf » » 1,2 »
B ergfahrt stellt sich im ganzen auf das D oppelte. Die F rachten  auf N eben­
flüssen sind höher. Bei Fahrten  außerhalb der verm essenen und m it Zeichen 
versehenen F lußstrecken sind die P reise vo rher n ich t zu schätzen ; fü r solche 
Strecken w erden in der Regel auch keine V ersicherungen angenom m en. Die 
Anlegestellen für F lußdam pfer verfügen n irgends in Sibirien über H ebezeuge, so 
daß g roße Kolli oft besonders zu vereinbarende Ladekosten verursachen.

Die F lüsse sind nur von M itte Mai bis M itte O k tober m it S icherheit 
offen, im U nterlauf o ft für noch kürzere Zeit. Viele als schiffbar bezeichnete 
Strecken sind nu r bei H ochw asser w irklich zugänglich. M it allen diesen 
Verhältnissen hängt es zusam m en, daß nicht nur die T ransportkosten  oft un­
sicher und  ungew öhnlich hoch sein können, sondern daß auch die T ranspo rt­
zeiten lang sind. Schw erere M aschinen auf kom biniertem  Bahn- und F luß trans­
port und zuletzt auf dem  Eis kleiner Flüsse oder auf L andw egen in abge­
legene G egenden zu bringen, erfordert alles in allem oft ein ganzes Jahr.

H a n d e l .
D er H andel Sibiriens scheidet sich in den O rtshandel, die A usfuhr ins 

Europäische Rußland und in die anderen angrenzenden G ebiete (D sungarei, 
M ongolei, M andschurei), in die E infuhr aus diesen, in den Aus- und E in­
fuhraustausch mit dem übrigen A usland und endlich in den T ransithandel.

Im O rtshandel spielen Ackerbau- und  V iehzuchtprodukte, F ische, Branntw ein, 
Bier, Brennholz und Baustoffe die w ichtigsten Rollen. Die E infuhr aus dem 
Europäischen Rußland liefert alle Arten von einfacheren Fabrikaten an
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Textil-, Kolonial-, Eisen- und G alanteriew aren (Lieferer vor allem Moskau, 
Lodz, W arschau, St. Petersburg). Vor dem Zollabschluß der ostasiatischen
Küste lieferte hierhin das Ausland größtenteils auch diese einfacheren W aren.
Je tz t sind die Bedingungen für ganz Sibirien annähernd gleich, und das 
Ausland (Deutschland, die Vereinigten Staaten von Amerika, England, Schweden) 
is t im ganzen auf Spezialmaschinen, W erkzeuge und etwas Q ualitätsw aren 
aller Arten beschränkt.

Z ur A usfuhr in das Europäische Rußland und in das Ausland liefert 
Sibirien Gold, etwas Kupfer, Zinn und dann vor allem Butter, Fleisch, H äute, 
W olle, Haare, Borsten, Pelzwerk, etwas Fische und ins erstere auch gelegent­
lich größere  Posten Getreide.

Aus der D sungarei, M ongolei und M andschurei kommen Vieh und G e­
treide (aus Charbin) für den E igenbedarf Sibiriens und H äute, Wolle, Pelz­
w erk zur W eitergabe ans Europäische Rußland und ans Ausland. Im Durch­
fuhrverkehr spielt Tee die g röß te  Rolle, der jetzt über die Chinesische O st­
bahn, die T ransbaikalbahn und die Sibirische Bahn ins Europäische Rußland 
geht. Von W est nach O st w erden auf dem Landweg in die M ongolei und 
M andschurei nur einige russische W aren (in der H auptsache Textilw aren) 
befördert, ausländische W aren w erden grundsätzlich nicht zugelassen. Da­
gegen  ist der V erkehr ausländischer W aren über W ladiw ostok in die M andschurei 
bisher ungehindert.

Zu beachten ist, daß der Handel zur O stküste Sibiriens der übliche 
Ü berseehandel ist; er wird, was Deutschland betrifft, von großen Ein- und 
A usfuhrhäusern betrieben, die außer in W ladiwostok, N ikolajewsk am Amur 
und Blagow eschtschensk gew öhnlich auch in H am burg Niederlassungen haben. 
W estsibirien aber bis Zum Baikal und auch noch das erste Drittel östlich 
des Baikal haben keine nennensw erten Verbindungen m ehr m it dem Osten, 
sondern  sie m üssen in ähnlicher W eise wie das Europäische Rußland be­
arbeite t werden. M oskau, Petersburg, Lodz und W arschau sind die Ein­
fallstore für diese w ichtigsten sibirischen Gebiete.

D er H andel hatte in Sibirien früher das Eigentümliche, daß sich der 
W arenaustausch einmal im Jahr abspielte, und zw ar auf der M esse in Irbit 
am  O sthange des Urals, die wiederum in Beziehung zur weltbekannten M esse 
in N ischni-N owgorod stand. Diese beiden und manche andere kleinere Messen 
innerhalb Sibiriens sind auch in der G egenw art nicht ohne Bedeutung für 
den sibirischen Handel, sie verlieren aber langsam an Boden. Die Bahn 
h a t den W arenaustausch gleichm äßiger über das ganze Jah r verteilt und 
d en  H andel m ehr und m ehr seßhaft gemacht, ein V organg, der H and in H and 
m it der zunehm enden Spezialisierung d er Geschäfte fortschreitet.

In den größten  Städten unterscheidet sich daher die Art des H andels wenig 
von d er anderw ärts üblichen; in der Kleinstadt herrscht aber im ganzen noch 
die g roße M onopolfirm a, die neben dem G roßhandel mit den Krämern der um­

hegenden Landschaften den Kleinverkauf in einem oft um fangreichen W aren­
hause betreib t und sich gew öhnlich gleichzeitig allerhand kleine Industrien 
angliedert. Im einzelnen Dorfe spielt der D orfkräm er eine ähnliche Rolle. 
In den m eist unbew ohnten Bergw erksgebieten pflegt der G rubenbesitzer den 
ganzen Bedarf für seine A rbeiter aus seinen M agazinen zu liefern; in den 
E ingeborenengebieten endlich herrscht noch der Jahrm arkt oder die die Flüsse
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hinabschwim m ende, m it allen A rten von W aren beladene, bald hier bald do rt 
anlegende Barke. Am meisten spezialisiert und am fortgeschrittensten sind 
der H andel in landw irtschaftlichen M aschinen und die A usfuhr von B utter, 
ln diesen beiden Zw eigen ist auch die g röß te  Zahl von A usländern tätig.

Kredite sind entsprechend den alten M eßgew ohnheiten langfristig. Ein Jah r 
ist häufig, nicht selten aber auch zwei Jahre. F ü r Landeskundige, aber 
auch nur für solche, ist die Sicherheit bei der E rteilung von Krediten g e ­
nügend. Die Banken pflegen in der H auptsache W echseldiskont und Lom­
b ard ; anderer Kredit, z. B. Industriekredit, w ird selten und dann m eist nur 
auf G rund persönlicher Beziehungen erteilt zu Sätzen, die sich einschließlich 
aller N ebenkosten zwischen 10 und 15 vH  zu bew egen pflegen. Die Ver­
kaufpreise von W aren sind in Sibirien trotz der langen U m schlagzeiten und 
der schw ierigen T ransporte  nicht überm äßig, sie steigen aber o ft dann über­
raschend hoch, wenn es H ändlern gelingt, sich ein vorübergehendes oder 
dauerndes Alonopol zu verschaffen, w as in abgelegenen G egenden oft eintritt. 
Die Preise für die A usfuhrw aren, w ie B utter und andere V iehzuchtprodukte 
und R ohw aren, sind durch den oft unvernünftigen W ettbew erb  der Auf­
käufer m eist stark  in die H öhe getrieben  w orden. Die Begriffe von T reu  und 
G lauben sind in Sibirien n ich t im m er den in E u ropa  üblichen gleich, im 
ganzen sind sie aber in B erücksichtigung aller V erhältnisse befriedigend.

Die w ichtigsten H andelsorte sind von W esten  nach O sten
a) für den A llgem einhandel: Omsk, Tom sk, Irkutsk, B lagow jeschtschensk 

und W ladiw ostok, in zw eiter Linie T jum en, Sem ipalatinsk, Bam aul, 
Biisk, Krassnojarsk, Tschita, N ikolajew sk am Amur. G roße Zukunft 
w ird un ter U m ständen N ow o-N ikolajew sk am Schnittpunkte der Bahn 
m it dem O b haben. D as als M eßort w ichtige Irb it liegt noch inner­
halb der V erw altungsgrenzen des Europäischen Rußlands.

b) für besondere H andelszw eige: T jum en, Petropaw low sk, Semipalatinsk, 
(H äute, Felle, Fleisch, W olle, H aare), Kurgan, Omsk, B am aul (Butter), 
Omsk (landwirtschaftliche M aschinen), Biisk, Kjachta (M ongoleihandel, 
W olle), Tobolsk, N ikolajewsk a. A m ur (F ischereiprodukte), Irbit, Irkutsk,. 
Jakutsk, C habarow sk (Rauchw aren) u. a.

I n d u s t r i e l l e  R o h s t o f f e .
Die H auptreichtüm er Sibiriens sind in d er R eihenfolge ihrer W ichtigkeit: 

E rzeugnisse der Landwirtschaft, der V iehzucht, M ineralien, E rträge  des W aldes 
und der Fischerei.

Von M etallen komm en v o r: Gold, Platin, Silber, Nickel, K upfer, Zinn, 
Zink, Eisen, M anganerz, K obalt usw., von anderen  B odenschätzen: Kohle,. 
G raphit, Schwefel, Salz, Asbest, Glimmer, N aphtha, Farberden , edle Steine, 
selbstverständlich auch T on , Kaolin, M arm or und ähnliches. Z urzeit befinden 
sich in schon länger bestehendem  geregeltem  A bbau : Gold, Kupfer, Eisen, 
Kohle und Salz. In V ersuchsabbauten oder ganz neu angelegten  Betrieben 
gew innt man Zinn, A sbest, N aphtha, Farberde. Die übrigen B odenschätze sind 
en tw eder in früheren Jahrzehnten gelegentlich ausgebeutet oder es sind nu r 
unabbauw ürdige Spuren festgestellt w orden. Es ist aber nicht zu vergessen, 
daß Sibirien geologisch  b isher erst sehr oberflächlich durchforscht w orden  
ist; tiefer reichende B ohrungen z. B. fehlen gänzlich. W ohl arbeiten all­
jährlich etw a vier von der H auptbergverw altung  in P etersburg  ausgesandte-
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geologische Expeditionen in Sibirien; die zugew iesenen Arbeitsgebiete sind 
aber so groß , d aß  sich die Erforschung bisher eigentlich nur auf den geologi­
schen A ufbau im G roßen bezieht. Etw as genauer untersucht sind nur einige 
der bekanntesten Gold- und Kohlenvorkom men. Überraschungen sind daher 
insbesondere in den unw egsam en W aldgebirgen entlang der chinesischen 
Grenze, in d e r w eiteren U m gebung des Baikalsees und im ganzen N ordosten 
nicht ausgeschlossen. Es g ib t G ebiete von tausenden von Q uadratkilom etern, 
die höchstens einmal von einem eingeborenen Jäger oder einem räuberischen 
G oldsucher betreten w orden sind.

Von H olzarten kommen in größeren Beständen Kiefer, Fichte, Lärche, 
sibirische Zeder, Birke und Espe vor; häufig ist auch die W eide. W enn 
außerdem  die Amur- und Küstenprovinz Eichen, N ußbaum  und andere w ert­
vollere Laubholzarten zeigt, so handelt es sich dabei doch m eist um kleine 
Exem plare, so daß die Laubholzvorkom m en m ehr wissenschaftliche als prak­
tische Bedeutung haben.

W as Landwirtschaft, Viehzucht, Jagd, Fischerei und Ähnliches an indu­
striellen Rohstoffen liefern, sind G etreide, Hanf, Flachs, Sonnenblum ensam en, 
M utterkorn, H äute, Felle, W olle, Haare, Borsten, Knochen, Horn, Talg, Därme, 
edles Pelzwerk, Daunen, Federn, Moschus, Tran, Fischbein, Fischhaut, Zeder­
nüsse, M am m utelfenbein u. a.

Die Bodenschätze sind über das ganze Land verteilt; nur die Provinz 
Tobolsk ist daran arm. Von alters her den größten  Ruf als Fundstätten 
haben der Altai nebst den anliegenden Teilen der K irgisensteppe und die 
Provinz Transbaikalien. Nach der V ielseitigkeit der Funde sind diese beiden 
G egenden auch bis zur G egenw art von keinem anderen G ebiete Sibiriens 
übertroffen w orden; w as aber Reichtum und N achhaltigkeit der einzelnen 
Vorkomm en betrifft, so stehen sie hinter anderen Bezirken Sibiriens zurück. 
In dieser Beziehung scheint insbesondere der Kusnetzker Alatau, der zwischen 
Tom und Jenissei von der chinesischen Grenze bis nahe Tom sk reicht, 
bem erkensw ert zu sein.

(Schluß folgt.)

AUSBILDUNG VON LEHRLINGEN
bei GEBRÜDER SULZER in  W interthur und L udw igshafen a. Rh.

Durch die der Lehrlingsausbildung allgemein entgegengebrachte Aufmerk­
sam keit w ird die R eform bedürftigkeit der bestehenden Verhältnisse an sich be­
kundet. Im V ordergrund des Interesses steht die F rage nach der richtigen 
W ahl der zu treffenden M aßnahm en, zu deren B eantw ortung das Studium der 
bestehenden Bildungsstätten am besten beitragen dürfte. Im Nachstehenden 
sei daher die L ehrlingsausbildung einer Firma geschildert, welche der Er­
ziehung und A usbildung ihrer A rbeitskräfte von jeher große Aufmerksamkeit 
en tgegengebracht hat.

A u f n a h m e b e d i n g u n g e n .
Als V orbedingung zum Eintritt in die Lehre wird in der Regel der Besuch 

der Volks- und M ittelschule bis zum 15. Lebensjahr einschließlich verlangt.
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Der U nterricht in der V olksschule dauert 6 Jah re ; an ihn schließt sich die 
sog. Sekundarschule m it 3 Jahren an. D er U nterricht der Sekundarschule 
um faßt neben den sprachlichen Fächern (D eutsch und Französisch) und den 
allgem einen Fächern (Geschichte, G eographie, N aturkunde usw.) insbesondere 
auch die G ebiete der Algebra, B uchführung, G eom etrie und Physik.

O r g a n i s a t i o n .
Es w erden Lehrlinge ausgebildet in den folgenden B etriebsabteilungen: 

G ießerei Schmiede
Kernmacherei K esselschmiede
Modelltischlerei Kupferschmiede
D reherei Zeichenbureau
Schlosserei allgemeine V erwaltung

Die Lehrzeit ist auf 4 Jahre festgesetzt, einschließlich einer P robezeit von 
3 M onaten. Eine A usnahm e machen die Kernmacher, bei denen die Lehrzeit 
nur 3 Jahre beträgt. Die Lehrlinge der M odelltischlerei m üssen vor Beginn der 
Lehrzeit m indestens ein Jah r in der G ießerei tä tig  gew esen sein.

Über das W esentliche des Lehrvertrages g ib t das folgende Form ular 
Aufschluß.

1.
tritt von heute an für . . .  Jahre bei Gebr. Sulzer in die Lehre zur Er­
lernung

2. Er verpflichtet sich, fleißig und pünktlich an der A rbeit zu sein, und 
hat sich den gegenw ärtigen und künftigen V erordnungen der Lehrherren 
zu unterziehen.

3. Ein Lehrgeld ist nicht zu bezahlen, dagegen  w erden von dem V erdienste 
des Lehrlings zahltäglich 10 vH  zurückbehalten und am E nde der Lehr­
zeit m it Zinsen von 5 vH  p. a. ausbezahlt, nachdem  er seine durch 
diesen V ertrag übernom m enen V erbindlichkeiten erfüllt hat.

4. W enn der Lehrling im T agelohn arbeitet, so  erhält er:
. . . .  Cts. pro  Stunde im ersten Jahr,
. . . .  „ „ „ „ zweiten „
. . . . , ,  ,, „ ,, dritten ,,
. . . .  „  „ „ „ vierten „

5. Die A rbeit kann auch im Akkord vergeben w erden, dem sich jeder 
Lehrling unterziehen muß, und w obei er je nach seinem Fleiße m ehr 
oder w eniger verdienen kann.

6. D er Lehrling ist verpflichtet, w ährend seiner Lehrzeit die Fortb ildungs­
schule gem äß den von den Lehrherren erlassenen V erordnungen zu 
besuchen.

7. U ngehorsam , T rägheit, öfteres unentschuldigtes A usbleiben, sow ie un­
m oralische A ufführung, auch außerhalb  des G eschäftes, berechtigen die 
Lehrherren zu sofortiger E ntlassung des Lehrlings. In solchem  Fall, sow ie 
auch, wenn er vor Ablauf der bedungenen Lehrzeit sich aus der Lehre 
entfernen sollte, verliert der Lehrling jeden A nspruch auf den zurück­
behaltenen Lohn, w elcher in den im G eschäft bestehenden U nterstü tzungs­
fond für A rbeiter fällt.

8. Es ist dem  Lehrling untersagt, ohne ausdrückliche Bewilligung der 
Lehrherren irgend einem V ereine beizutreten  oder anzugehören.
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9. Sollten G esundheitsverhältnisse dem Lehrling die Fortsetzung des Be­
rufes nicht gestatten, was ärztlich beglaubigt w erden muß, so wird er 
entlassen und ihm zwei Dritteile des zurückbehaltenen Lohnes ausbe­
zahlt; der Rest fällt in den U nterstützungsfond für Arbeiter.

10. Die Eltern oder Vorgesetzten des Lehrlings

übernehm en die Verpflichtung, für dessen Lebensunterhalt, W ohnung 
und Kleidung zu sorgen und ihn nötigenfalls mit E rnst zu seinen Pflichten 
anzuhalten.

11. Die ersten drei M onate der Lehrzeit w erden als Probezeit betrachtet, 
w ährend welcher die Lehrherren und der Lehrling jederzeit berechtigt 
sind, von gegenw ärtigem  V ertrage zurückzutreten.

In D oppel ausgefertig t und unterzeichnet:
Die Anzahl Lehrlinge der verschiedenen Abteilungen (alle 4 Jahrgänge zu­

sam m engenom m en) beläuft sich auf durchschnittlich 20 bis 30 vH der in die­
sen Abteilungen beschäftigten gelernten Arbeiter. Es treten som it durchschnittlich 
jedes Jahr etw a 5 bis 71/ 2 vH ausgelernte Lehrlinge in den Arbeiterstand über.

Die Lehrlinge erhalten von Anfang an einen bestim m ten Lohn, der für die 
verschiedenen A bteilungen verschieden hoch bem essen ist. E r beläuft sich 
im ersten Jahre je nach der Abteilung auf 10 bis 18 Cts für 1 Stunde und steigt 
die folgenden Jahre bis zum vierten, w o er je nach der Abteilung 18 bis 34 Cts 
beträgt. A ußerdem  w ird einer beträchtlichen Zahl von Lehrlingen G elegen­
heit geboten, schon vom zw eiten Jah r ab im Stücklohn zu arbeiten und da­
durch den V erdienst wesentlich zu steigern.

Die A rbeitzeit der Lehrlinge ist die gleiche wie für die Betriebe selbst. 
Sie beträg t in den W erkstätten 57 W ochenstunden, w ährend die Zeichen­
lehrlinge im Somm er 50, im W inter 47 Stunden wöchentlich arbeiten.

Für die m eisten Abteilungen erfolgen die Anmeldungen zur Lehrlingsaus­
bildung in reichlichem oder doch genügendem  M aße; nur in der Schmiede, 
Kesselschmiede und besonders in der G ießerei m acht sich ein Rückgang be­
merkbar.

Ein V erband von Gesellschaften, Behörden und Firm en in W interthur 
hat sich un ter dem Namen „Lehrlingspatronat“  dazu vereinigt, rat- und hülfs- 
bedürftigen jungen Leuten die passende Lehre zu erm öglichen und sie in jeder 
H insicht zu unterstützen.

P r a k t i s c h e  A u s b i l d u n g .
Die Lehrlinge der verschiedenen Fächer bleiben da, wo ihre Zahl es 

rechtfertigt, in der Regel ein Jah r von den eigentlichen Betrieben getrennt unter 
einem besonderen M eister vereinigt, der ihnen die ersten H andfertigkeiten bei­
bringt. A lsdann durchlaufen sie die verschiedenen A bteilungen ihres Faches 
und werden dabei in der Regel V orarbeitern unterstellt. Ihre Arbeiten werden 
in bezug auf saubere Ausführung, Abnahm ekontrolle usw. genau so behandelt 
wie die der gelernten Arbeiter.

Die Maschinen- und Bauschlosserlehrlinge haben w ährend der Lehrzeit G e­
legenheit, je 6 W ochen in der Schmiede und Rohrschlosserei zu arbeiten. Den 
D reherlehrlingen ist G elegenheit geboten, einige Zeit in der Schmiede zu ar­
beiten. Den Zeichenlehrlingen w ird gestattet, sich w ährend einiger M onate 
in den W erkstätten zu beschäftigen. Leistungen, Fortschritte und sittliches

5*
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Betragen der Lehrlinge unterliegen einer fortlaufenden Aufsicht. Am Schlüsse 
der Lehrzeit w ird darüber ein Lehrzeugnis ausgestellt. Als A nsporn erhalten 
Lehrlinge mit gu ten  Leistungen zu W eihnachten schon vom ersten Jahr ab 
Auszeichnungen in Form  von Büchern oder H andw erkzeug, z. B. Schublehren, 
Reißzeuge, Füllfederhalter, W asserw agen u. a. m.

T h e o r e t i s c h e  A u s b i l d u n g  ( W e r k f o r t b i l d u n g s s c h u l e ) .

Seit dem Jahre 1882 bestand in W interthur eine gew erbliche Fortbildungs­
schule, welche den Lehrlingen an W ochenabenden und Sonntagvorm ittagen 
G elegenheit zu theoretischem  und Z eichenunterricht bot. Die Einschreibge­
bühren w urden den Lehrlingen von der Firm a zurückerstattet. Seit 1900 wurden 
die A bendkurse auf den Spätnachm ittag (von 5 bis 6 1/ 2 Uhr) verlegt, und im 
Z usam m enhang dam it w urden säm tliche Lehrlinge der ersten drei Lehrjahre 
verpflichtet, eine Anzahl theoretischer U nterrichtskurse der Reihe nach zu be­
suchen. D abei w urden die E inschreibgebühren und die durch den Unterricht 
w ährend der Arbeitzeit ausfallenden Löhne den Schülern v e rgü te t; außerdem 
leistete die F irm a an die Schule eine angem essene Beihülfe. Seit dem Jahre 
1907 ha t die Firm a den theoretischen U nterricht ihrer Lehrlinge ganz in eigene 
H and genom m en und dafür in einem W ohlfahrtsgebäude in unm ittelbarer Nähe 
des W erkes die nötigen Räumlichkeiten für eine W erkfortbildungsschule ge­
schaffen. H ierdurch konnten Lehrplan und Lehrstoff zw eckm äßiger gestaltet 
und eingeteilt w erden. Der U nterrichtsbetrieb läß t sich nunm ehr straffer 
und zw eckm äßiger gestalten und die Disziplin w eit besser handhaben.

Der U nterricht umfaßt  drei Jahreskurse und ist eingeteilt wie folgt:

1. J a h r e s k u r s .
S o m m e r : W i n t e r :

A n g e w a n d t e s  R e c h n e n A n g e w a n d t e s  R e c h n e n
1 Stunde wöchentlich 1 Stunde wöchentlich

S k i z z i e r e n S k i z z i e r e n
1 Stunde wöchentlich 1 Stunde wöchentlich

2. J a h r e s k u r s .
S o m m e r : W i n t e r :

M a t e r i a l l e h r e M a t e r i a l l e h r e
1 Stunde wöchentlich 1 Stunde wöchentlich

A n g e w a n d t e s  R e c h n e n P h y s i k
1 Stunde wöchentlich 1 Stunde wöchentlich

M a s c h i n e n z e i c h n e n M a s c h i n e n z e i c h n e n
1 Stunde wöchentlich 1 Stunde wöchentlich

3. J a h r e s k u r s .
S o m m e r : W i n t e r :
M e c h a n i k M e c h a n i k

1 Stunde wöchentlich 1 Stunde wöchentlich
D e u t s c h e  S p r a c h e D e u t s c h e  S p r a c h e
1 Stunde wöchentlich 1 Stunde wöchentlich

P h y s i k G e w i n d e r e c h n e n
1 Stunde wöchentlich 1 Stunde wöchentlich 

(für D reherlehrlinge)
A n s c h a u u n g s u n t e r r i c h t A n s c h a u u n g s u n t e r r i c h t
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In den ersten Jahreskurs (Beginn 1. Mai) treten alle Lehrlinge, deren 
Lehrverträge aus den vorangegangenen 12 M onaten datieren. Es werden 
Klassen von höchstens 30 Schülern gebildet, w oraus sich bei dem vorhande­
nen L ehrlingsbestande für jeden Jahreskurs 4 Parallelklassen ergeben.

Die U nterrichtstunden sind auf die V orm ittage von 6x/ 2 bis 7x/ 2 und 11 bis 
12 U hr verlegt (also zu Beginn und Ende der Fabrikarbeitzeit). Der Zeichen­
unterricht findet am Sonnabendnachm ittag statt, der für die A rbeiterschaft frei 
ist, da die W erke um X/ 21 U hr geschlossen werden. Bei Bildung der Klassen 
wird einerseits auf V orbildung und Fähigkeit, anderseits auf den Beruf Rück­
sicht genom m en, dam it der U nterricht dem entsprechend spezialisiert werden 
kann (z. B. im angew andten Rechnen, in der M ateriallehre usw.). Der U nter­
richtsplan ist obligatorisch mit Ausnahme des M aschinenzeichnens, das für 
Zeichner- und G ießereilehrlinge w egfällt; jedoch ist auch für sie das Skizzie­
ren obligatorisch. D er A nschauungsunterricht im dritten Jahreskurs wird in 
G ießerei und W erkstätten unter Zuziehung der betreffenden M eister an Sonn­
abendnachm ittagen erteilt. Auf pünktliche Einhaltung der U nterrichtzeit wird 
streng gehalten ; jede V erspätung oder Versäum nis eines Schülers wird in 
eine Liste eingetragen. Der Lehrkörper besteht zur Zeit aus 10 Ingenieuren 
und 6 Volks- oder M ittelschullehrern. Zeichen- und Schreibmaterialien w er­
den an die Schüler kostenlos abgegeben. F ür die in die Arbeitzeit fallenden 
U nterrichtstunden erhalten die Lehrlinge ihren gew öhnlichen Lohn.

Jeder Lehrling erhält halbjährlich ein Zeugnis über seine Leistungen und 
sein V erhalten. Die so erhaltenen N oten werden im Lehrzeugnis am Schluß 
der Lehrzeit m itberücksichtigt. W ährend der Volksschulferien fällt der U nter­
richt aus.

Der Lehrplan beschränkt sich mit Absicht auf ein M indestmaß von Unter­
richtstoff. Durch zweckmäßige Verteilung der Schüler in die einzelnen Klassen 
können die besser veranlagten und vorgebildeten in der gegebenen Zeit w eiter 
gefördert werden als die w eniger intelligenten. Besonderer W ert wird auf 
das Fach „D eutsche Sprache“  gelegt, da in diesem Punkte die Volksschule 
nicht das erreicht, was gefordert w erden muß. Für fremdsprachlichen U nter­
richt bietet das W interthurer Technikum  durch Abendkurse Gelegenheit.

Die Schule ist mit Sammlungen von Eisenerzen, Hölzern, Modellen und 
M aschinenteilen, m it physikalischen Instrum enten, Bildtafeln für Elektrotech-
nik und Technologie, Lehrbüchern usw. ausgestattet.

Die jährlichen Kosten der Schule sind ungefähr folgende:
V ergütung an die Lehrlinge für ausfallende A rb e itz e it ................  5800 Frs
B esoldung der L e h r e r .............................................................................  6700 „
Schreib- und Z eichenm ateria lien ............................................................. 800 „
Kosten für U nterrichtsräum e, Beleuchtung, Heizung, Reinigung usw. 6000 ,,
V e rs c h ie d e n e s    700 „

zusammen rd. 20000 Frs
oder bei einer Zahl von rd. 330 Lehrlingen, welche die Schule be­

suchen, für 1 Lehrling und J a h r ..........................................  60 „
G ebrüder Sulzer sind der Überzeugung, daß die Schule im jetzigen Um­

fang ihrem Zwecke gu t entspricht und nicht nur den Bildungsgrad der jungen 
Leute hebt, sondern auch einen m erkbaren Einfluß auf ihr allgemeines Be-
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nehm en ausübt. Bisher w ar daher keine V eranlassung, am Lehrplan Änderun­
gen vorzunehm en.

Nach Abschluß der Lehrzeit verbleibt ein g roßer Teil der A usgelernten 
dauernd im G eschäft. In den m eisten Berufen beläuft sich deren Zahl auf 
etw a zwei D rittel der A usgelernten. Eine A usnahm e m achen die G ießer, 
die nach Schluß der Lehrzeit zum größ ten  Teil ausw andern, von denen aber 
später doch eine nam hafte Zahl w ieder zurückkom m t.

Von den Schlosserlehrlingen w endet sich jährlich ein kleiner Teil zur wei­
teren theoretischen A usbildung dem kantonalen Technikum  W interthur zu, um 
später teilw eise w ieder zurückzukehren. In besonderen Fällen erm öglicht die 
Firm a tüchtigen jungen Leuten den Besuch des Technikum s durch V ergünsti­
gungen.

M it einem gew issen A bgang an ausgebildeten B erufsarbeitern ist natur­
gem äß zu rechnen. Die gem achten Erfahrungen w aren jedoch’ n icht derart, 
daß sie verm ocht hätten, die F ortführung  der bisher beschrittenen W ege zu 
beeinträchtigen.

A u s b i l d u n g  v o n  A r b e i t e r n  z u  V o r a r b e i t e r n  u n d  M e i s t e r n .
An der M etallarbeiterschule in W interthur besteh t ein Fortb ildungskurs für 

Ausbildung von A rbeitern des M aschinenbaues zu M eistern, w elcher 20 W ochen 
dauert. Die Beteiligung ist indessen gering, so daß die A rbeiter der Firma 
von dieser E inrichtung n u r geringen G ebrauch m achen und der Nutzen des 
Kurses daher fraglich erscheint.

Die an die M eister zu stellenden A nforderungen sind je nach der Berufs- 
art sehr verschieden. Die Firm a vertritt den S tandpunkt, daß eine gute Schul­
bildung als G rundlage erforderlich ist, im übrigen aber fü r die W ahl der M eister 
in erster Linie Intelligenz, C harakter, L ebenserfahrung ausschlaggebend sind. 
O ft rücken daher Leute in die Stellen von M eistern ein, die eine Z eit 
lang in ausländischen W erken beschäftig t w aren, w o sie g rößere Erfahrungen 
sam meln und einen w eiteren Blick gew innen konnten. O der aber es rücken 
tüchtige M onteure, die längere Zeit d raußen  gearbeite t haben und mit der 
W erkstattausführung sow ohl wie m it den B etriebsanforderungen genau vertraut 
sind, in M eisterstellen auf.

Da eine schulgem äße A usbildung den verschiedenartigen Verhältnissen 
und A nforderungen unm öglich gerech t w erden kann, w ird versucht, den M eister­
stand  in anderer W eise zu heben, z. B. durch V orträge m it praktischen V or­
führungen über N euerungen in der Technik. Im A rbeiterkasino steht ein 
Lesesaal mit zahlreichen Fach- und Zeitschriften zur V erfügung, die auch 
unter den M itgliedern der B etriebsangestellten-V ereinigung um laufen.

Von M eistern oder A rbeitern eingereichte V orschläge oder E rfindungen 
w erden gew issenhaft gep rü ft und, sow eit sie sich als zw eckm äßig erw eisen, 
entsprechend honoriert. Es besteh t die Absicht, in d ieser R ichtung noch w eiter 
als bisher zu gehen, um einen m öglichst starken A nsporn zur erfolgreichen 
A rbeit zu schaffen.

O ft w ird die G elegenheit w ahrgenom m en, tüchtige M eister auf Fachaus­
stellungen zu entsenden m it d er V erpflichtung, eingehenden Bericht über das 
G esehene zu erstatten. Auch ist die Firm a bestrebt, sich die am erikanischen 
E rfahrungen anzueignen. So befinden sich zur Z eit zwei jüngere Ingenieure zur 
W eiterbildung in den V ereinigten S taaten, w o ihnen fü r ein Jah r G elegenheit
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gegeben ist, in verschiedenen W erken praktisch zu arbeiten. Die Firma be­
müht  sich so, amerikanische Fabrikationsweisen, soweit sie für die Verhält­
nisse ihrer W erke geeignet sind, auf den eigenen Betrieb zu übertragen.

W e r k  L u d w i g s h a f e n  a. Rh.
Eine nach den gleichen G rundsätzen geleitete Schule unterhält die Firma 

in ihrer Fabrik Ludwigshafen. Die Lehranstalt ist 1907 gegründet und nach 
einem zuvor erfolgten Ausbau im Mai 1909 von der kgl. Badischen Regierung 
anerkannt w orden, unter der V oraussetzung, daß die Schlußprüfung an der 
städtischen gew erblichen Fortbildungsschule abgelegt wird und der Leiter dieser 
Schule das A ufsichtsrecht behält. Die Schülerzahl (rd. 90) ist auf 3 Klassen 
mit je 4 W ochenstunden verteilt.

Die Schüler in W interthur wie in Ludwigshafen besuchen ausschließlich 
die W erkfortbildungsschule; die Stunden an den städtischen Lehranstalten fallen 
für sie also ganz weg.

BILANZLESEN UND BILANZKRITIK.
Von C. M. LEWIN, Ingen ieur für FabriK organisation in  Berlin.

(Schluß von Seite 179)
Man glaubt häufig in den vorhandenen G eschäftsbüchern genügendes 

M aterial zu haben, um daraus eine übersichtliche Statistik anzufertigen. Auch 
wenn die G eschäftsbücher noch so ordnungsm äßig geführt sind, können sie 
uns keinen Aufschluß darüber geben, was z. B. die Gewicht- oder eine 
sonstige Einheit eines in unserem  Betriebe hergestellten Fabrikates an Roh­
stoffen verschlungen hat, was an A rbeitslöhnen, was an Gener^lunkosten 
aufzuwenden erforderlich war, um dieses m arktfähige Fabrikat herzustellen; 
erst durch system atische Zusam m enstellungen aus den G eschäftsbüchern er­
kennt man z. B. das Verhältnis zwischen Arbeitslohn und Arbeitsleistung, 
die Spannung zwischen Selbstkosten und Verkaufpreise'n, die Steigerung der 
anteiligen P roduktionskosten im Lauf einer Reihe von Jahren usw.

Man muß jedoch stets auf die G leichw ertigkeit der statistischen Zahlen 
sehen, da man sonst zu falschen Schlüssen gelangt. So ergibt z. B. eine aus 
den G eschäftsbüchern eines U nternehm ens aufgestellte Statistik des Steinkohlen­
verbrauches im V erhältnis zu dem erzeugten Gewichte der Produktion fol­
gendes :

n  , , , ,  u  , , K o h l e n v e r b r a u c h
P r o d u k t i o n  K o h l e n v e r b r a u c h  für 100 kg P r o d u k t i o n

1902 4 806 000 kg 65 680 M 1,37 M
1903 4 258 000 » 75 140 » 1,76 »
1904 3 621 000 » 70 900 » 1,96 »

W ollte man aus diesen Zahlen irgend welche Schlüsse auf die W i r t ­
s c h a f t l i c h k e i t  des Kohlenverbrauches im Betriebe ziehen, so wäre das 
verfehlt; die Zahlen bedürfen erst einer Berichtigung, da die Kohlenpreise 
in diesen drei Betriebsjahren sehr stark schw ankten und für die Tonne

1902 15,70 M
1903 13,10 „
1904 12,30 „
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betragen haben. .Man müßte also vorher die Kohlenverbrauchzahlen nach dem 
Wert einer Periode um rechnen und dann erst nach dieser Berechnung den 
Kohlen verbrauch für 100 kg Produktion ermitteln.

Am klarsten werden derartige Zahlenzusammenstellungen immer wirken, 
wenn neben einer reinen Zahlendarstellung darangegangen wird, das Ergebnis 
dieser Statistik graphisch zu verarbeiten. Will man z. B. ein Schaubild von 
der Leistungsfähigkeit des arbeitenden Kapitals in einem L'nternekmen erlangen, 
dann braucht man nur aus den Bilanzen einer Reihe von Jahren die erforder­
lichen in Zusammenstellung III gekennzeichneten Zahlengruppen aus diesen

Z u s a m m e n s t e l l u n g  III.

Geschäftsjahr 1907 190$ 1909

A — Anlageweit . . . . M 2 373 000 2 517 000 4 224 000
B =  arbeitendes Kapital . 3 $60 000 3 950 000 4 094 000
C ) =  Jahresumsatz =  jährl. 

Produktion. . . . 3 963 000 5 1S3000 7 104000
D — Dividende..................... 3 vH = 9 0 0 0 0 4 vH =  120000 5 vH =  150000
E - Reingewinn . . . . 174 $52 223 5S4 297 $37
C 3)— =  Ausnutzung für 1000 M 

Anlagewett...................... 3963000 51S3000 7 164 000
2500-s-2373 23/3 +  2517 2517 -f- 4224

•> 2 ->
=  1620 =  2119 =  2125

zu entnehmen. Die bildliche Darstellung dieser Werte in Fig. 1 zeigt uns 
deudich, wie arbeitendes Kapital, L'msatz und Dividende Zusammenhängen. 
Diese noch wenig verbreitere Art der Darstellung für Bilanzierungs- und sta­
tistische Zwecke verdient wegen ihrer großen Cbersichtiichkeit und Klar­
heit in Industriebetrieben mehr Beachtung als bisher: denn wenn man auch 
die Ergebnisse der statistischen Ermitd ungen nicht an die Öifendich- 
keit bringt, weil hierdurch leicht den .Mitbewerbern innere Betriebsan­
gelegenheiten verraten werden, so werden doch die so gefundenen Zah­
lenwerte für den inneren Dienst eines Betriebes wertvolle Rückschlüsse ge­
statten, insbesondere was die Wirtschafdichkeit des Betriebsprozesses an­
belangt. Nur dadurch wird es möglich sein, Betriebsverbesserungen in die 
Wege zu leiten, etwa vorhandene Fehler und .Mängel zu beseitigen und auf

*) In dem hier betrachteten Betriebe war Produktion und Umsatz fast gleich: 
sonst muß an Stelle des l'msatzes bei Ermittiung der Ausnutzung der An­
lage stets die Produktion zu A ins Verhältnis gebracht werden.

-) Die Leistungsfähigkeit einer Anlage wird, wenn Vergrößerungen oder 
Umbauten vorgenommen werden, in den seltensten Fällen schon im ersten Be­
triebsjahre stark steigen; es erscheint daher zweckmäßig, für A jeweilig die 
M i t t e l w e r t e  aus 2 Betriebsjahren einzustellen. So sind für 1907 die M ene 
aus 1906 (mit 2500000 angenommen) und 1907, für 190$ das Mittel aus 
1907 und 190$ usw. eingestellt.
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diese W eise E rsparnisse zu erzielen. Auf den großen W ert einer genauen Sta­
tistik für die V erbände und Syndikate b raucht nicht besonders hingew iesen 
zu w erden; auch für die Allgemeinheit ist sie von Bedeutung, weil sich 
bei G ründung und beim Aufbau neuer technischer U nternehm ungen Klar­
heit über ihre L ebensbedingungen und über die Lebensfähigkeit schon vor­
her schaffen ließe, wenn eine entsprechende Statistik zur V erfügung stände.

s,-------------------------------------
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Fig. 1.
(Um die in Zusam m enstellung III enthaltenen Zahlenw erte in e i n e  

graphische D arstellung aufnehm en zu können, erscheinen die W erte  für die 
Schaulinien D und E in 25fachem , die für C/A  in 2500fachem M aßstabe.)

Es w ürde an dieser Stelle zu w eit führen, wenn man alle fü r das 
Bilanzlesen und fü r die Bilanzkritik erforderlichen Einzelheiten auch nur in 
Kürze erörtern w ollte; es sei hier nur noch etw as über die G liederung der 
V erm ögensw erte nach volkswirtschaftlichen G esichtspunkten, über Sanierungen, 
über den A ufsichtsrat und seine T ätigkeit gesagt.

In den Lehrbüchern der N ationalökonom en finden w ir die vorhandenen 
V erm ögensw erte einer Bilanz nicht nach w irtschaftlichen und technischen, 
sondern nach rechtlichen G rundsätzen geg liedert; im allgemeinen erscheinen 
dabei die in Industriebilanzen auftretenden Posten der Aktiva wie folgt 
g rupp ie rt:

1. unbew egliche G üter,
2. bew egliche G üter,
3. Rechte,
4. rein wirtschaftliche Güter.
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Zu 1) sind im allgem einen G rundstücke und G ebäude, zu 2) M aschinen, 
W erkzeuge und M odelle, V orräte, zu 3) Patente, N utzungsrechte und das Recht 
zur W eiterführung einer Firma, sow eit durch E rw erb oder E rlangung d er­
selben A ufwendungen gem acht w urden, zu 4) der K undenkreis und nicht ge­
schützte, angekaufte Fabrikationsgeheim nisse zu zählen.

Bei U m w andlung eines ertragreichen P rivatunternehm ens in eine Aktien­
gesellschaft, der am häufigsten anzutreffenden Art der E ntstehung oder G rün­
dung von Aktiengesellschaften, w erden fü r die un ter 3) und 4) angeführten 
Rechte und G üter oft sehr erhebliche Beträge bezahlt, die in den Bilanzen 
nicht im mer in richtiger Form  zum Ausdruck kom m en. S tatt diese m it dem 
tatsächlich h ierfür bezahlten B etrag un ter einem besonderen Sachkonto als 
A ktivposten einzustellen, w ird oft das Immobilien- oder M obilienkonto (auch 
beide) um  diesen Betrag erhöht, in w elchem Falle dann die W ertansätze 
dieser Bilanzposten den tatsächlichen W erten nicht entsprechen. W erden Rechte 
oder w irtschaftliche G üter erw orben, so haben sie als solche in der Bilanz 
zu erscheinen und m üssen in einer Reihe von Jahren durch A bschreibungen 
aus der Bilanz verschwinden. Zu 3) gehören  bei B ergw erksbetrieben z. B. 
G erechtsam e aller Art, Schürf-, M utungs- und K onzessionsrechte; bei sonstigen 
U nternehm ungen V erlagsrechte, Rechte auf B enutzung von W asserkräften usw. 
Daß es sich hierbei o ft um M illionen handelt, kann man häufig genug  aus den 
Zeitungen ersehen. (So w urde z. B. von der D eutschen G asglühlicht-G esell- 
schaft (Auer) über eine Million für Patente, Fabrikationsgeheim nisse und- 
Rechtsverzicht bezahlt; schon nach drei Jahren  aber w ar das Paten tkonto  gänz­
lich abgeschrieben, und auch w ährend d ieser d rei Jahre w urden hohe D ividenden 
verteilt. Bei der G lasblasm aschine von O wen w urden für die Benutzung des 
Patentes in E uropa fünfzehn M illionen bezahlt.)

Eine ganz andere G ruppierung der V erm ögensw erte ist hingegen dann 
erforderlich, wenn nach vergeblichen Sanierungsversuchen der K o n k u r s  
über das V erm ögen einer Firm a verhängt w ird ; beim K onkursprozeß oder 
BankerottverfahVen wird das V erm ögen des zahlungsunfähigen Schuldners durch 
einen K onkursverw alter zu G elde gem acht und der erzielte Erlös unter die 
G läubiger verteilt. D er A ntrag auf E röffnung des K onkursverfahrens m uß bei 
der Aktiengesellschaft erfolgen, w enn die H älfte des A ktienkapitals verloren 
gegangen ist, falls die unverzüglich einzuberufende G eneralversam m lung der 
Aktionäre keine O pfer für eine Sanierung m ehr aufw enden will (H GB § 240 
Abs. 1).

Nach § 124 der K onkursordnung hat der V erw alter ein Inventar und eine 
Bilanz aufzum achen und in diesen Akten die V erm ögensgruppen z. B. nach 
folgenden Titeln zu g liedern:

T i t e l  I T i t e l  111
G rundstücke (Baugrund, W älder, Bergwerk usw .) A ußenstände

T i t e l  II T i t e l  IV
A nlagewerte

mit Untertiteln:
sonstige Rechte

T i t e l  V
SchuldenH äuser (Fabriken, M agazine usw.)

Maschinen
W erkzeuge
G eräte
Modelle
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Sanierungsbedürftig ist ein U nternehm en, wenn seine Schulden das Ver­
m ögen übersteigen, also ein von Jahr  zu Jahr  w achsender G eschäftsverlust vor­
liegt, der, weil er durch vorhandene Reserven nicht mehr gedeckt w erden kann,  
nur durch Heranziehung neuer Geldm ittel zu beseitigen ist. Das Gesetz bietet 
hierfür eine Reihe von M öglichkeiten, z. B. die freiwillige Zuzahlung der 
A ktionäre, ohne daß ihnen dafür besondere Vorteile gew ährt werden, H er­
absetzung des G rundkapitals durch Zusam m enlegung der Aktien in einem 
bestim mten Verhältnis bei gleichzeitiger Ausgabe neuer Aktien bezw. Zuzahlung 
der Aktionäre gegen Ausfolgerung von Vorzugsaktien, Vorzugsaktien mit G e­
w ährung einer V orzugsdividende oder erhöhten Stimmrechtes, G ew innanteil­
scheine usw.

Es bedarf in allen Fällen bei D urchführung einer auf eine innere Reor­
ganisation und Besserung der w irtschaftlichen Lage eines U nternehm ens hin- 
zielenden Sanierung eines sorgfältig  ausgearbeiteten, durchdachten Planes, 
der insbesondere die für eine durchgreifende N eugestaltung erforderlichen 
G eldm ittel genau bestim m t; unvollkomm ene Sanierungen können nur vorüber­
gehend für einige Jahre helfen und führen nach kurzer Zeit zu neuen Sanie­
rungsm aßnahm en oder, falls die Aktionäre für die Bewilligung neuer G eld­
mittel nicht m ehr zu haben sind, zur Zahlungsunfähigkeit und zum Konkurs.

In den letzten Jahren sind w iederholt Banken und Industrieunternehm un­
gen, die es an der notw endigen Schärfe der Kontrolle ihres G eschäftsbetriebes 
haben fehlen lassen, zusam m engebrochen, wodurch zahlreiche Aktionäre mehr 
oder w eniger schweren materiellen Schaden erlitten haben. Nun sind nach 
§ 241 HGB die M itglieder des V orstandes, nach § 249 HGB die M itglieder 
des A ufsichtsrates verpflichtet, die Sorgfalt eines ordentlichen G eschäftsm annes 
anzuwenden, und dazu gehört in erster Linie Einrichtung und A usübung 
einer Aufsicht, die eine Überwachung der Beamten des ganzen Betriebes 
ermöglicht. Dabei ist vom G esetzgeber vorausgesetzt w orden, daß alle vor­
genannten Personen auch zur Ausübung einer solchen Aufsicht befähigt seien; 
daß dies aber nicht immer der Fall ist, lehrt uns die Aufdeckung der Ge- 
bahrungsverhältnisse nach Zusam m enbruch eines Unternehm ens. Und w enn 
man auch manchen Aufsichtsratsm itgliedern die Befähigung zur Überwachung 
des G eschäftsbetriebes n icht wird absprechen können, so fehlt es diesen 
Personen — die oft 10 bis 20, in einzelnen Fällen sogar über 40 Aufsichts­
ratsm andate in ihrer H and vereinigen — an der nötigen Zeit, die für die 
A usübung der ihnen durch das G esetz vorgeschriebenen Pflicht erforder­
lich ist. Damit, daß nach Zusam m enbruch eines U nternehm ens V orstand 
und A ufsichtsrat haftpflichtig gem acht w erden können und auch oft genug 
werden, ist in den seltensten Fällen ged ien t; die Rechtsprechung der neueren 
Zeit hat zw ar in den m eisten Fällen die geltend gem achten Ersatzansprüche 
anerkannt, es ist aber nicht im mer möglich, die Deckung der vollen Schaden­
sum me zu erlangen, weil die ersatzpflichtigen Personen nicht genügend Privat­
verm ögen besitzen, um den Verpflichtungen in vollem Umfange nachzukommen.

W ir finden es daher gegenw ärtig  sehr häufig, daß der Aufsichtsrat, unzu­
friedene A ktionärgruppen, Behörden und Gerichte K ontrollorgane zur Mit­
hülfe heranzieht, und zw ar sind dies neben den früher fast ausschließlich 
verw endeten vereidigten Sachverständigen und Bücherrevisoren die sog. Treu--
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hand- oder Revisionsgesellschaften. Die rasche Entw icklung dieser bis vor 
w enigen Jahren in D eutschland ganz unbekannten U nternehm ungen hat klar 
bew iesen, daß derartige Einrichtungen im W irtschaftsleben eines Industrie­
staates ein unbedingtes E rfordernis sind. A nderseits hat sich aber gezeigt, 
daß diese G esellschaften oft dann versagen, w enn es sich um die Be­
w ertung von Beständen, H alb- oder G anzfabrikaten, sow ie von Anlagen 
handelt; bei B eurteilung dieser Fragen ist gründliches t e c h n i s c h e s  W issen 
schon deshalb unbedingt erforderlich, weil der technische C harakter jedes 
industriellen B etriebsprozesses nu r den technischen Fachm ann befähigt, die 
H erstellkosten in richtiger W eise zu kalkulieren, die P roduktionsbedingun­
gen richtig zu erfassen, Q ualität und A bsatzgebiete der R ohprodukte wie 
d e r Fertigfabrikate kritisch zu prüfen, sowie die A ngem essenheit der Ab­
schreibungen nachzuprüfen und dam it die Frage der A ngem essenheit der 
Buchansätze für die A nlagew erte richtig zu b eu rte ilen á). Da eine A ngliede­
rung  t e c h n i s c h e r  T r e u h a n d g e s e l l s c h a f t e n  an die bereits bestehen­
den Gesellschaften bisher noch nicht durchgeführt ist, selbständige bew ährte 
technische T reuhandinstitu te aber n icht bestehen, behilft man sich zur Zeit 
dam it, neben den Treuhandgesellschaften, w elche die buchm äßige Revision 
durchzuführen haben, geeignete technische Sachverständige heranzuziehen, 
welche die Bilanz technisch und m ateriell zu prüfen haben. U nd so finden wir 
neben dem Vermerk der Revisionsgesellschaften, daß die Bilanz sow ie die 
G ew inn- und V erlustrechnung m it den ordnungsgem äß geführten  Büchern 
einer G esellschaft übereinstim m t, einen zweiten V erm erk:

„D ie W arenbestände w urden hinsichtlich der M enge und der angesetzten 
Preise richtig befunden.

R  N.
Dozent an der Technischen H ochschule in X .“

oder bei einer ändern Bilanz:
„Ich erkläre hierm it die vorstehende Inventuraufnahm e und Bewertung 
für einw andfrei und angem essen.

X. X.
O beringenieur, Gerichtlich vereid ig ter Sachverständiger.“

Die mit der D urchführung der Prüfung betrauten  Sachverständigen entlasten
den A ufsichtsrat in seiner verantw ortungsvollen Tätigkeit, und es w ird, wenn 
einmal der S taat zum Schutz der in der Industrie angelegten Kapitalien in späterer 
Z eit eine A ufsichtsbehörde errichten sollte — etw a in Form  eines staatlichen Auf­
sichtsam tes für das ganze A ktienwesen —, w ohl eine E rgänzung der bisher 
geltenden G esetzesvorschriften nach der Richtung hin erfolgen m üssen, daß 
eine Zwangsrevision jedes A ktienunternehm ens durch kaufm ännische und tech­
nische Revisoren vorgeschrieben wird, wie sie gegenw ärtig  schon in England 
und Amerika vorgesehen ist.

In diesem  Zusam m enhänge seien noch einige Bem erkungen über das T a x -  
u n d  G u t a c h t e r w e s e n  gem acht. Man versteht unter Taxen m ehr oder w eni­
g e r um fangreiche G utachten, die der E rm ittlung des gegenw ärtigen  W ertes 
eines G egenstandes dienen, w obei alle den Z eitw ert beeinflussenden Verhält-

4) N äheres hierüber findet sich in C. M. Lewin: Die Inventarisierung von 
Industrie- und G ew erbebetrieben, Berlin 1910, Selbstverlag.
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nisse zu berücksichtigen sind. Dem Ermessen des T axators ist dabei natur­
gem äß ein g roßer Spielraum für seine W ertansätze gelassen. W ährend er bei 
Taxen, die einer Finanzierung oder Beleihung, einem Kauf oder Verkauf in­
dustrieller und gew erblicher Anlagen dienen sollen, sow ie bei Schadenab­
schätzungen gar keine festen Regeln für deren A nfertigung zu beobachten hat, 
ist er bei der Schätzung von G ebäuden und G rundstücken an gesetzliche Be­
stim m ungen gebunden, die z. B. für Preußen in der Allgemeinen G erichts­
ordnung vom 6. Juli 1793 niedergelegt sind. Dieses für das Taxw esen noch 
immer in Kraft stehende, 117 Jahre alte G esetz soll durch eine neue gesetz­
liche Taxordnung ersetzt werden, welche die Taxation von städtischen Bauten 
und Grundstücken regeln soll und für eine dam it im engsten Zusam m enhang 
stehende Reform der R ealkreditgew ährung5) von größter Bedeutung ist.

Über die grundlegenden G esichtspunkte für die N euordnung des Tax- 
wesens haben b isher nur V orbesprechungen im Landwiitschaftsm inisterium  
stattgefunden. Andere Vorschläge gehen w ieder dahin, s t a a t l i c h e  T a x -  
ä m t e r  ins Leben zu rufen, dam it gew isserm aßen der innere W ert der Taxen 
gew ährleistet erscheint, was bei A nfertigung durch private G utachter oft sehr 
in Frage steht. Doch w ürde die Verstaatlichung des für das W irtschafts­
leben unserer Zeit so wichtigen G utachterw esens deshalb kaum befriedigen, 
weil eine allzustrenge, bureaukratische H andhabung der Vorschriften Platz 
greifen und zu unberechtigten Kreditbeschränkungen führen würde.

Aber auch gegen die heute schon vielfach eingerichteten G u t a c h t e r ­
k a m m e r n  bestehen schwere Bedenken; da diese nur gerichtlich vereidigte 
G utachter und Taxatoren als M itglieder auf nehmen, erfahrene G utachter der 
V ereidigung aber ängstlich aus dem W ege gehen, weil sie nach den äußerst 
niedrigen Sachverständigengebühren nicht arbeiten wollen, sind viele tüch­
tige und erfahrene Fachleute von der M itgliedschaft ausgeschlossen. Nun 
ist es Zweck der G utachterkam m er, Behörden und dritten Personen bei Aus­
wahl geeigneter Sachverständiger behülflich zu sein, und da sie nur ihre 
M itglieder empfiehlt, sind oft die bew ährtesten Fachleute von der Begut­
achtung ausgeschlossen, was dem Beratung Suchenden sicher nicht zum V or­
teil gereichen kann.

Die Unzulänglichkeit des T axw esens ist in aller H erren Länder G egenstand 
w iederholter Klagen, auch in Ländern, wo für den größten  Teil der Begut­
achter, die beratenden Ingenieure und Sachverständigen, die zu festen Ver­
bänden vereint sind, ein E hrenkodex besteht und alle nicht einwandfreien 
Elem ente ferngehalten w erden sollen. Doch kann selbst das strengste Ehren­
gericht es bei anderen V ereinigungen, wie den Anwalts-, Ärzte-, Apotheker-, 
Börsen- und H andelskam m ern, nicht verhindern, daß einzelne M itglieder Ver­
stöße begehen.

Eine N euregelung der G ebührenordnung für Sachverständige (Reichs­
gesetz vom 30. Juni 1878), die als H öchstbetrag 2 M für die A rbeitstunde, 
für jeden T ag  aber auf nicht m ehr als 10 Stunden, 3 M für N achtquartier usw. 
festlegt, w ürde auch zur Folge haben, daß die bisher nicht vereidigten Fach­
leute auf dem G ebiete des Tax- und G utachterw esens eine V ereidigung an-

5) Vergl. auch M atschoß: „Z ur Frage des langfristigen industriellen Kre­
dites“  T. u. W. 1911 H. 1.
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streben und sich den G utachterkam m ern anschließen w ürden; vorläufig aber 
arbeiten sie, gestü tzt auf Em pfehlungen aus Bank- und Industriekreisen, als 
unvereidigte und doch seh r gesuchte unparteiische Sachverständige, die ihren 
Ehrenkodex in ihrem guten  Ruf und in Em pfehlungen angesehener G eschäfts­
häuser haben.

Je m ehr ein Staatsw esen vorw iegend den C harakter des Industriestaates 
annim m t, desto m ehr muß es sich bem ühen, den U nternehm ungsgeist zu 
wecken, der für eine gedeihliche Entw icklung des W irtschaftslebens unbedingt 
erforderlich ist, und an die Stelle veralteter Einrichtungen und G esetze, die 
den gesunden Pulsschlag der Industrie unterbinden, müssen neue, zw eckent­
sprechende M aßnahm en und O rganisationseinrichtungen tre ten ; und das Land, 
das es am besten versteht, kaufm ännische und technische Praxis m it rein 
w issenschaftlicher Erkenntnis zu paaren, wird in dem Kampf um die führende 
Roile auf dem W eltm arkt und in der W eltw irtschaft den Sieg davontragen. 
D er Ingenieur als T räger eines der w ichtigsten Teile unserer gesam ten Volks­
w irtschaft — der G üterherstellung — w ird in diesem  Kam pf eine w ichtige 
Rolle spielen, die zu einer führenden aber nur dann w erden kann, w enn er 
nicht nur die Entw icklung der reinen Technik im Auge behält, sondern auch, 
die w irtschaftliche B edeutung seiner K ulturarbeit erkennend, sich zugleich mit 
der Lösung schw ieriger technisch-w irtschaftlicher und sozialer A ufgaben befaßt. 
W enn die einigen technischen H ochschulen angegliederten neuen A bteilungen 
fü r V envaltungsingenieure die in sie gesetzten E rw artungen erfüllen, dann 
w ird w ohl die Zeit nicht m ehr fern sein, w o der Ingenieur im öffentlichen 
Leben wie in der V olksw irtschaft die Stellung einnimm t, die ihm als Schöpfer 
eines großen Teiles unserer K ultur so lange vorenthalten war.

Z U R  I N D U S T R I E G E S C H I C H T E  D E R  G R A F S C H A F T  M A R K .
Von CONRAD MATSCHOSZ.

Zum G edächtnis der 300jährigen V ereinigung m it B randenburg-Preußen 
hat der P rofessor der G eschichte an der U niversität M ünster i. W . Dr. A. 
M e i s t e r  eine um fangreiche g u t ausgestattete D enkschrift1) herausgegeben, die 
in drei H auptabschnitten  politische Geschichte, V olkskunde und geistiges Le­
ben, sow ie besonders ausführlich auf 410 Seiten die W i r t s c h a f t s g e s c h i c h t e  
behandelt. V or allem interessiert uns hier, w as über die industrielle Entw ick­
lung  dieses H erzens unseres g röß ten  Industriegebietes g esag t w ird. Es sei 
deshalb versucht, aus der Fülle des G ebotenen einiges Bem erkensw erte heraus­
zugreifen 2).

Die Mark bildet heute kein abgeschlossenes W irtschaftsgebiet mehr. U n­
zertrennlich ist sie m it ändern großen Industriezentren zu einem einheitlichen 
Industriegebiet, dem größten  des europäischen Festlandes, zusam m engeschlos­
sen. Die in der Karte eingezeichneten w ichtigsten O rte lassen ohne w eiteres 
erkennen, welche B edeutung heute die Industrie h ier hat. Im N orden finden

Die G rafschaft Mark. D ortm und 1909, V erlag von K. Wilh. Ruhfus.
2) Als U nterlage dienen hierfür besonders die von Dr. A. M eister, Dr. E. 

Vogt, Dr. G. W iebe, Dr. O. M artens und Prof. J. Schmöle verfaßten 
Abschnitte.
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w ir die R iesenbetriebe des Bergbaues und H üttenw esens, im Süden eine 
w eitausgebildete Kleineisenindustrie.
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Grenzen der G rafschaft Mark im Jahre 1791.
Die Anfänge der Industrie lassen sich w eit zurück verfolgen. Schon 

im 13. Jahrhundert konnte die gew erbfleißige Bevölkerung Eisen, Osemund 
(ein besonders zum D rahtziehen begehrtes, weiches, zähes Eisen), Stahl, 
ferner an Fertigw aren Sensen und Panzer ausführen. Noch älter als die 
E isenindustrie w ar die Salzgewinnung. Die Saline Königsborn bei Unna ist 
auch heute noch bekannt. H ier konnte 1797 bis 99 schon eine W attsche 
D ampfm aschine aufgestellt werden, die nicht wenig Staunen und Bewunderung 
erregte. Das G ebiet der ältesten Eisenindustrie um faßte vor allem die O rtschaften 
Lüdenscheid, Altena, Iserlohn und Sundwig. H ier fand man Eisenerze, und 
in unm ittelbarer Nähe der Fundstellen w erden auch die ersten Eisenschmelzen 
gelegen haben. In einfachen Rennfeuern w urde unm ittelbar aus den Erzen 
das Schmiedeisen in Form  der sogenannten Luppe gew onnen, die dann in 
der Schmiede w eiter verarbeitet w urde. Mit dem Luppenfeuer waren deshalb 
m eistens Schmieden verbunden.

Da das H üttenw esen in seinen Anfängen oft ein landwirtschaftlicher 
N ebenbetrieb war, so haben sich auch hier die Bauern vielfach die auf 
ihren Äckern gefundenen Eisenerze nur schmelzen lassen, um das Eisen dann im 
W inter in eigenen Schmieden zu den G eräten zu verarbeiten, die sie brauchten. 
W ir finden aber auch die Einrichtung, daß der „W aldschm ied“ selbst mit 
seinem  Schmiedeisen vom Berg ins Tal zog, um m it seiner transportablen 
H andschm iede in den einzelnen H öfen nach Bestellung sein Eisen w eiter zu 
verarbeiten. Diese „Iserschm itte“  stand auf einem H andkarren und hatte 
einen Blasebalg, der m it dem Fuß getreten wurde.
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Ein w ichtiger neuer A bschnitt in der G eschichte der E isenindustrie tra t 
ein, als es gelang, die W asserkräfte dem H üttenbetriebe nutzbar zu m achen. 
E rst jetzt w urde es möglich, leistungsfähige G ebläseanlagen herzustellen, mit 
deren H ülfe man die T em peratur beim Schmelzprozeß sow eit erhöhen konnte, 
daß man flüssiges Eisen erzielte. Das G ußeisen w ar entdeckt. Die Öfen 
w urden höher, es entstanden die ersten H ochöfen, und indem man das ge­
schm olzene Eisen w eiter in den O fenfeuern zu Schm iedeisen verarbeitete, 
erhielt man in diesen sogenannten Frischfeuern ein viel gleichm äßigeres P ro ­
dukt als früher bei der unm ittelbaren H erstellung des Schm iedeisens aus den 
Erzen. Auch g rößere M engen von Schmiedeisen ließen sich jetzt viel leichter 
als früher herstellen. Jetzt w anderten die E isenhütten in die Täler. Eine 
ausgedehnte W asserw irtschaft bricht sich allmählich Bahn. W ehre zum An­
stauen und Teiche zum Ansamm eln des W assers w erden gebau t. Sehr 
bald wird auch die W asserkraft zum Betriebe des H am m ers herangezogen, 
und die Leistungsfähigkeit der Schmiede wird außerordentlich erhöht. Das 
„O sem und“  genannte Eisen eignete sich vorzüglich zum D rahtziehen. So 
entstand die hoch bedeutsam e m ärkische D rahtindustrie, besonders in den 
Städten Lüdenscheid, Iserlohn, Altena. Die Entw icklung der Industrie ging 
auch damals schon nicht ohne den W iderstand anderer B erufskreise, die sich 
geschädigt fühlten, vor sich. Die vielen W asserkraftanlagen bedrohten  die 
Fischerei und der g roße  Bedarf der E isenhütten an H olz m ußte der F orst­
w irtschaft gefährlich werden. Durch V erbote suchte man die Entw icklung 
einzuschränken.

W ährend sich so im 16. Jah rhundert schon die Industrie zu ansehn­
licher H öhe entw ickelt hatte, brachte das 17. Jah rhundert einen starken V er­
fall. Der jülich-klevische E rbfolgestreit und dann der 30jährige Krieg zer­
störten H andel und G ew erbe. Hä mme r  und H ütten  und die Erzbergw erke 
verfielen. Aus den Jahren 1663 und  1664 liegen Berichte von der trostlosen 
Lage der Industrie vor. Das fing erst an besser zu w erden, als 1666 die 
M ark in brandenburgischen Besitz überging. Der G roße K urfürst suchte 
aus dem Bergischen geeigne te  G ew erbetreibende heranzuziehen ; besonders 
auf Solinger K lingenschmiede w ar es abgesehen. Zollfreiheit, A bgabenfrei­
heit, H ergabe von Bauholz, A nw eisung eines H ausplatzes w aren Mittel, die 
viele anzogen und zur A nsiedelung im Amte W etter veranlaßten . Um das 
neu entstehende G ew erbe zu schützen, w urde auf die E inführung von Klin­
gen aus Solingen hoher Zoll gelegt. 1669 w aren schon so viele Schmiede 
ansässig, daß man gegen neue Z uw anderer nicht m ehr so freigebig  zu sein 
brauchte. U nter dieser staatlichen Förderung  nahm  die K lingenindustrie einen 
solchen A ufschw ung, daß die russische Kaiserin sich bei Friedrich W ilhelm I. 
gegen „lange K erls“  einige Schm iede eintauschte, die Idann diese In­
dustrie nach T ula  verpflanzten. V or allem aber küm m erte sich die neue 
R egierung um den w ichtigsten Z w eig der m ärkischen E isenindustrie, um 
das D rahthandw erk. Die Kunst des D rahtziehens w urde m öglichst geheim  
gehalten, und es w ar streng verboten, diese Betriebe an einen anderen O rt 
zu verpflanzen oder gar nach dem  A uslande zu „v erra ten “ .

Interessant sind auch die M aßnahm en der R egierung, um die w irtschaftlichen 
Krisen nach M öglichkeit auszugleichen. Als es am A nfang des 18. Jah rhunderts 
der D rahtindustrie sehr schlecht ging, wurde durch eine Königliche Kommission
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in Iserlohn eine Stapelgesellschaft gegründet. Der Handel mit der Stapel­
w are w urde M onopol dieser Gesellschaft, die alle W aren bei den P rodu­
zenten aufkaufte und die Erlaubnis erhielt, die Produktion einzuschränken, 
um sich gegen Ü berproduktion zu schützen. Auch an anderen O rten wurden 
ähnliche Stapel eingerichtet und haben segensreich gewirkt. Man erzielte 
jetzt festere Löhne und größere Stetigkeit im Absatz. Der Staat aber griff 
noch w eiter in die industrielle Entwicklung ein. Der für den Drahtzug 
geeignete O sem und war im mer seltener gew orden. Die reicheren D raht­
unternehm er kauften alle Rohstoffe auf, und die ärm eren bekamen kein M a­
terial m ehr zum Verarbeiten. Durch zwei Königliche Reglem ents suchte man 
1754 diesem Übelstand abzuhelfen. Noch vier weitere königliche Vorschriften, 
im selben Jah r erlassen, suchten die Pachtverhältnisse der D rahtbänke, ferner 
das Verhältnis zwischen Fabrikanten, Gesellen und Lehrlingen, auch die Fragen 
über die A blieferung des D rahtes und andere innere A ngelegenheiten ein­
gehend zu regeln. Sechs derartige Vorschriften in einem Jahr, w eiter konnte 
man m it der staatlichen Beeinflussung der Industrie damals kaum gehen!

Auch weiterhin suchte man ausländische G ew erbetreibende nach M ög­
lichkeit heranzuziehen. So kam z. B. die bergische Sensenindustrie durch den 
G roßen Kurfürsten und Friedrich I ins Land. Friedrich II suchte dann vor 
allem auch durch V erleihung von Prämien die Industrie zu fördern. Am
10. O ktober 1764 ließ der große König an alle Kammern schreiben, daß er 
„aus eigener Ü berlegung“  entschlossen sei, „zur A ufm unterung des N ahrungs­
standes, in Sonderheit zur V erbesserung und V erm ehrung der Landesfabriken“  
jährlich eine gew isse Anzahl von Präm ien auszusetzen. In den Z eitungen 
sollte dies veröffentlicht werden. Am 12. Februar 1774 erließ der König 
eine Verordnung, worin es heißt: „Auch hat M agistratus wohl zu bedenken, 
ob in einer oder anderen S tadt ein neues G ew erbe m it Nutzen zu etablieren, 
dieserhalb bei V erm ögenden und entreprenanten Bürgern sich ein Vertrauen 
zu erwerben und sie m ehr und m ehr zur Industrie und Rafinem ent aufzum untern, 
dam it durch neue Anlagen im mer m ehrere Leute G elegenheit gegeben werde, 
sich N ahrung und V erdienst zu schaffen.“  Friedrich I. hatte auch schon den 
G rund gelegt zu einer F a b r i k e n k a s s e ,  aus der U nterstützungen an G e­
w erbetreibende gezahlt werden sollten. An die Kasse sollten alle, die
T itel oder Prädikate wünschten, Beträge einzahlen. F ür den Titel H ofrat w ur­
den 200, für den „R a t“  100 und für den „S ekretär“  50 Reichstaler verlangt.

Von der heu te  alles beherrschenden B edeutung des S t e i n k o h l e n b e r g ­
b a u e s  w ar in früherer Zeit nichts zu bemerken. M an ahnte noch nichts, 
von den m ärchenhaften Schätzen, die in der E rde unter den Feldern des
Landwirtes ruhten. Die älteste N achricht über Steinkohlen in der Mark 
reicht bis in die Anfänge des 14. Jahrhunderts zurück. Das K ohlengraben 
stand dem E igentüm er des G rundes und Bodens vollkommen frei. Der Staat 
machte früher keinerlei Anspruch auf die Kohlen. Eine solche K ohlengrube 
auf einem Acker oder ein Kohlenbruch am Abhang eines Berges rechnete 
noch nicht zu den Bergwerken. In der B ergordnung vom Jahre 1542 wird 
der Steinkohlenbergbau überhaupt nicht erwähnt. E tw as größere Bedeu­
tung gew ann die Steinkohle erst, als die preußische Regierung in den 
30er Jahren des 18. Jahrhunderts anfing, sich um ihn zu kümmern. Von 1766 
an beschäftigte sich die Regierung noch energischer mit der O rganisation,
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der ganzen B etriebseinrichtungen durch Anlage von Straßen usw. So w ar 
denn die durchschnittliche Steinkohlenförderung in der M ark von 61084 t in 
den Jahren 1764 bis 1770 auf 189271 t in den Jahren  1792 bis 1799 gestiegen. 
Zu  Beginn des 19. Jahrhunderts betrug die F örderung  m ehr als 210000 t. 
W ährend es im Jah re  1756 in der ganzen Mark, Kohlen- und Erzgruben zu­
sam m engerechnet, nur 688 Bergleute, darun ter 75 frem de, gegeben hatte, 
stieg die Zahl in den Jahren 1792 bis 1799 auf durchschnittlich 14488. 17o6 
hatte die g röß te  Bergarbeiterzahl in der M ark die G rube „G abe G o ttes“ 
m it 22 A rbeitern. H eute fö rdert eine einzige norm ale Zeche das Vier- bis 
Fünffache des gesam ten m ärkischen B ergbaues im Jahre 1800.

Für Steinkohlen hatte man, solange das H olz noch einigerm aßen preis­
w ert zu kaufen w ar, w enig V erw endung. Auch das Eisen w urde dam als in 
der M ark noch ausschließlich m it H ülfe von H olzkohlen gew onnen. Man 
w ar gegenüber E ngland noch w eit zurück, w o um 1800 schon 97 vH  allen 
R oheisens mit Koks hergestellt w urden. Ebenso hatte man in Schlesien schon 
den ersten K okshochofen in Betrieb gesetzt. Auch in W estfalen begann m an im 
Jah re  1800 V ersuche nach dieser Richtung anzustellen, die jedoch keinen 
Erfolg aufzuw eisen hatten. Es hat noch fast ein halbes Jah rhundert g e ­
dauert, bis in W estfalen auch in der E isentechnik die Steinkohle das Holz 
verdrängt hatte.

W enn man aber damals auch größeren  Bedarf an S teinkohlen gehab t 
hätte, die unglaublich schlechten V e r k e h r s v e r h ä l t n i s s e  hätten den T ransport 
g rö ß ere r M engen doch unm öglich gem acht. Die ältesten S traßen hatten 
rein militärischen Zwecken gedient. Karl der G roße ha t in richtiger E r­
kenntnis, daß die dauernde B eherrschung eines großen  Landes nur m öglich 
sei bei guten Straßenverhältnissen, eine g roße  H eerstraße  gebaut, die von 
D uisburg über Bochum, D ortm und, Soest nach Paderborn  und von da w eiter 
nach H ö x te r führte und noch heu te  führt. D iese in alter Z eit seh r be­
rühm te H eerstraße, der g roße  „H ellw eg“  genannt, stellt eine anerkennens­
w erte  Leistung der alten Z eit dar. Bis ungefäh r zur zw eiten H älfte  des 
1-8. Jahrhunderts hat man sich aber m it diesem  W egebau  g roßen  Stils begnügt. 
Man kann sich denken, wie erbärm lich die Straßen w aren, w enn seit Karl 
dem  G roßen keine w eiteren Fortschritte  gem acht w orden w aren. A nschau­
lich schildert uns d iese W egenot B e r g e r  in seinem  in teressanten  Buch „D er 
alte H arkort“ : „S traßen existierten n ich t; die vorhandenen W ege waren 
von elendster Beschaffenheit und w urden grundlos, sobald man sie w ährend 
des W interhalbjahres infolge größeren  K ohlenverkehrs stärker in A nspruch 
nahm .“  D er S teinkohlenverkehr w ar deshalb  auch im 18. Jah rhundert auf 
die „K ohlentreiber“  angew iesen. Diese M änner w aren E igentüm er einer 
kleinen im W alde gelegenen Kate, die für 3 bis 4 dü rftige  Pferde gerade 
das Futter lieferte. „Mit diesen T ieren zogen sie dann bei T agesanbruch zum 
n ä c h s t gelegenen Steinkohlenbruch, um hier jedes der T iere  m it einem 2x/ 2 
bis 3 Ztr. schw eren K ohlensack zu beladen. G em einsam  m it den Pferden 
se iner N achbarn führte er sie dann gleich einer g roßen  K am elkaraw ane der 
W üste un ter unzähligen Flüchen und Schlägen und bei unerhörtem  Schnaps­
konsum  den m eist m ehrere Meilen entfernten H äm m ern zu, w o der Schmied 
ih rer w arte te .“  D iese uns heute ganz unglaublich scheinenden V erkehrs­
verhältnisse w urden erst durch d ie  in den Jahren 1784 und 1790 hergestellten  
e rs ten  C hausseen etw as besser. Sie w urden m it Recht als gew altiges W erk
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d er dam aligen Zeit angesehen. Aber es dauerte auch dann w ieder ein 
Jah rzehn t, ehe man daran g ing, das Straßennetz w eiter auszubauen. Eine 
¿ ro ß an g e leg te  Entwicklung der V erkehrsverhältnisse sollte erst das folgende 
Jah rhundert bringen.

So bescheiden auch das industrielle Leben am Ende des 18. Jahrhunderts 
w ar, wenn w ir es m it dem heutigen Stande der Entwicklung vergleichen, 
so  bew undernsw ert sind doch die Fortschritte, die in der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts gem acht w urden, wenn w ir sie vergleichen mit dem  
traurigen Verfall, der nach den endlosen Kriegszeiten eingetreten war. G erade 
die Fortschritte im Bergbau knüpfen sich aber unauslöschlich an den Namen 
des g roßen  R eorganisators des preußischen Staates, des Freiherrn v o m  
S t e i n .  Ihn hatte sich d er preußische M inister F reiherr v o n  H e i n i t z ,  
der von 1777 bis 1802 an der Spitze des B ergbaues und der Industrie ge­
standen hatte, ausersehen, um die Mark auch wirtschaftlich zu reorganisieren. 
Heinitz selbst w ar 1780, 1784 und 1797 nach W estfalen gekom m en, um die 
Verhältnisse eingehend kennen zu lernen. Er w ar auch Fachmann, hatte im 
A uslande und im Königreich Sachsen den Bergbau von G rund auf kennen ge­
lernt und sich auch w eiterhin durch Studienreisen stets auf dem Laufenden zu 
halten gew ußt. Konnte er so selbst auch in technischer Beziehung die Ent­
wicklung m aßgebend beeinflussen, so w ar es doch noch ein besonderes Ver­
dienst, daß es ihm gegeben war, eine g roße Anzahl besonders hervorragender 
M änner zu seinen M itarbeitern zu wählen. H ierher gehört auch der G raf v o n  
R e d e n ,  der eigentliche B egründer des oberschlesischen Berg- und H ütten­
w esens. Reden hatte im A ufträge des M inisters 1782 bis 1783 die Mark bereist, 
und das Ergebnis dieser Besichtigungen gab dann dem Freiherrn vom Stein 
V eranlassung zu einer Reihe w ichtiger Reformen, die er schon 1784 in einer 
D enkschrift eingehend niederlegte. Sie bezogen sich vor allem auf die 
N otw endigkeit eines Lohnreglem ents und auf die gute Ausbildung der Berg­
arbeiter. H einitz konnte bei seinem Besuch der Mark im A ugust 1784 
schon  damals dem erst 27jährigen Bergdirektor seine volle Anerkennung 
aussprechen. H ervorzuheben ist hierbei, daß sich auch Stein eine für die 
dam alige Zeit ausgezeichnete technische V orbildung angeeignet hatte und 
seine Aufgabe nicht n u r als V erw altungsbeam ter und Jurist anpackte. H ier 
in dieser Stellung hat Stein seine erste Selbstverw altung eingeführt, in­
dem  er anordnete, daß die K nappschaftsältesten, die bisher vom B ergam t ein­
g esetz t w urden, von den Bergleuten selbst gew ählt w erden sollten. Bei­
nahe 12 Jahre hat Stein an der Spitze der märkischen Bergverw altung ge­
standen. Er h a t auch dafü r gesorgt, daß die Dampfm aschine in den Bergbau 
^ingeführt w urde, und vor allem ließ er sich die H ebung des Verkehrs an­
gelegen sein. Auf seine V eranlassung w urde 1788 mit dem Bau von Kunst- 
straßen begonnen. Schon 11 Jahre später waren rd. 80 km ausgebaut. Wie 
energisch er hier vorging, ist auch daraus zu ersehen, daß er, als ihm 
die G eldbew illigung von seiten der R egierung zu langsam ging, aus seinen 
eigenen Mitteln das Geld zum Bau vorschoß. Um Handel und G ewerbe 
eine freiere B ew egung zu verschaffen, ist er dann erfolgreich für die Ab­
schaffung der Akzise eingetreten, die er durch andere Steuern ersetzte. Die 
Königliche V erordnung vom Jahre 1791 sieht schon eine größere Freiheit 
fü r Handel und G ew erbe vor.

(Schluß folgt.)
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II. DER GELD-, WAREN- UND ARBEITS-MARKT.
Die Kohlenförderung des 

Deutschen Reiches.
D i e - S t e i n k o h l e n f ö r d e r u n g  b e tru g  im  J a ­

n u a r  1911 13527215 (12425893) t ,  o d e r  1 101 322 t 
m eh r als  im  V orjahre. Sie is t  auch  g eg en ü b er 
den  V orm onaten  la n g sa m  w e ite r  g e s tieg en . D er 
s e h r  ru h ig e  A bsatz zw ing t die G ruben, F e ie r­
sch ic h ten  einzu legen , u nd  h ä lt s ie  von  e iner all­
zu  ra sch en  S te ig e ru n g  der K ohlengew innung  ab, 
die an  sich  du rch  d ie E rsch ließ u n g  zah lre ich er 
Z echen im  le tz ten  Ja h re  m öglich  w äre. D er 
s ta rk e  W ettb ew erb , den  die au ß e n steh en d en  p ri­
va ten  u nd  fiskalischen  Zechen dem  K ohlensyn­
d ika t m achen , d au e rt fo rt. D ie B r a u n k o h l e n ­
g e w i n n u n g  b e tru g  im  Ja n u a r  6319544 
(5628361) t, o d er 691183 t  m ehr. S te inkoh len - und  
B raunkoh lengew innung  zu sam m en  b e tru g e n  im  
J a n u a r  19846759 (18054254) t.

Sfe/n'- und Braugkofi/j
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/fo/i/enfönoferurrg /n M/Woneff t

ßraunkok/e

Ein- und Ausfuhr von Stein­
hohle, Einfuhr von Braun­

kohle.
D ie E i n f u h r  v o n T  S t e i n k o h l e  b e tru g  im  

J a n u a r  1911 639941 (603572) t, o d er 3 6 3 6 9 1 m e h r; 
davon  kam en  au s  G roßb ritann ien  521 437 (473 756) t. 
D ie A u s f u h r  v o n  S t e i n k o h l e  s te l lte  s ich  im  
J a n u a r  au f 1953781 (1789986) t, o d er auf 163795 t 
m eh r. G eg en ü b er O k tober, N ovem ber, D ezem ber 
is t  d ie A usfuhr s ta rk  zu rück g eg an g en . Im  e in ­
ze lnen  g in g e n  von  d e r S te in k o h len au sfu h r im

2600
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IffOO
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-  Ste/nkoMenousfukr 
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J a n u a r  nach  B elg ien  335829 (240493) t ,  nach 
F rank re ich  168900 (122837) t, nach  den N ieder­
landen  402 330 (381829) 4, n ac h  O esterre ich -U n­
g a rn  751652 (756236) t, nach  der Schw eiz 114060 
(103240) t ,  n ac h  R ußland  94384 (65555) t. D er 
A usfuhrüberschuß  belief sich  im  J a n u a r  auf 
1313840 (1 186414) t, oder auf 127 426 t  m ehr als 
im  V orjahre. Die E in fuhr von  B r a u n k o h l e  
b e tru g  im  Ja n u a r  555573 (551547) t, o d er 4026 t 
m ehr. A uch sie  is t  s ta rk  gesunken . Die G ründe 
für d ie  rückläufige B ew egung  liegen  hauptsächlich  
in  der dauernden  M ehrerzeugung  heim ischer 
B raunkoh len .

KoHserzeugung und -ausfuhr 
im Januar 1910 und 1911.

Die K o k s e r z e u g u n g  s te llte  sich  im  Jan u a r 
auf 2225037 (1900464) t. o d er auf 324573 t  m ehr. 
D ie von M onat zu M onat s ta rk  g es tieg en e  E r­
zeu g u n g  s te l lt e ine H öchstzah l dar. D ie A u s -
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i u h r  v o n  K o k s  b e tra g  im  Ja n u a r  416803 
(302257) t. H in te r der D ezem berausfuhr, d ie b is ­
h e r  die g rö ß te  w ar, s te h t  s ie  e tw a s  zu rück . D er 
g rö ß te  T e il d e r A usfuhr, näm lich  199142 (131 151) t, 
g in g  nach  F rank re ich , 51134 (22 759) t  n ac h  B el­
g ien , 63461 (50970) t  n ach  O este rre ich -U n g arn , 
28759 (23056) t  n ach  der Schw eiz, 26537 (21940) t 
nach  den N iederlanden.

Die Einfuhr von Eisenerz, die 
Ein- und Ausfuhr von Roh­
eisen im Januar 1911 und 1910.

(S iehe das S chaubild  auf S. 261)
D ie E in fuhr von E i s e n e r z  s te l lte  sich  im  

J a n u a r  auf nu r 264794 (628418) t. D er s ta rk e  
R ü ck g a n g , der b eso n d ers  die E in fuh r au s  
S chw eden  und  Spanien  betrifft, h a t w e ite r  an ­
g e h a lte n ; so  w urden  aus S chw eden  n u r  33221 
(165 486) t ,  au s Spanien  n u r  16069 (232804) t 
e in g e fü h rt, w äh rend  d ie E in fuhr au s  dem  
E u ropä ischen  Rußland 36169 (25124) t  b e trag , 
a lso  11045 t m ehr. A us F rank re ich  g ingen  
im m erh in  125799 (132598) t  ein . A ußer S panien  
u nd  S chw eden  is t auch  die E in fuh r au s Belgien 
m it 4101 (16831) t  s ta rk  g esu n k en . D ieser R ück­
g a n g  der frem den E isenerzein fuhr is t befrem dlich  
und  m üßte  d em n äch s t e ine A bnahm e d e r R oh­
e isen erzeu g u n g  nach  s ich  ziehen, falls n ic h t der 
g roße  Ausfall im  B ezug  au slän d isch er E rze durch  
h eim ische  E rze g ed e ck t w ird. D as le tz te re  is t 
ab e r, w ie nam en tlich  die E n tw ick lung  d e r S iege r­
lä n d er E rzg ruben  in  den le tz ten  M onaten  zeig t, 
ta tsäch lich  d e r F all gew esen . D iese G raben 
m uß ten  im J a h re  1909 ih re  F ö rd e ru n g  noch  um  
40 vH  e in sc h rän k en , k önnen  je tz t a b e r fü r ih re  
E rz eu g u n g  voll U n terkun ft finden, und  auch  die 
n och  im m er an g e h äu ften  V o rrä te  s ind  b e t rä c h t­
lich. D ie E i n f u h r  v o n  R o h e i s e n  b e tru g  im  
Ja n u a r  7473 (7961) t, o d er 488 t w en ige r. Sie is t 
k le iner als  in  irgend  e inem  M on at des  ganzen  
J a h re s  1910, m it A usnahm e des M ärz , in  w el­
chem  sie  sich  auf 6960 t  s te llte . D ie A u s f u h r  
v o n  R o h e i s e n  b e t ra g  59533 (53752) t ,  oder 
5781 t  m eh r. V erg leich t m an  h ie rm it die früheren  
M o n a te , in  denen  d ie A usfuh r an d au ern d  g e ­
s tie g en  w a r ,  um  im  D ezem ber m it 80671 t  eine 
H öchstzah l zu  e rre ic h e n , so  is t  ein  au ß e r­
o rd en tlic h er R ückgang  e in g e tre te n , d essen  U r­
sach en  noch  n ich t völlig  k lar sind . D as H au p t­
land der R oheisenausfuh r w ar B elg ien  m it 38953 
(35118) t ,  w äh ren d  nach  F ran k re ich  8158 (5997) t, 
n ach  E ng land  4179 (4552) t g ingen . N ach den 
V ere in ig ten  S taa ten , die im  J a h re  1910 in sg esam t 
15173 (7248) t  R oheisen  e rh ie lten , is t  im  J a n u a r  
n ic h ts  au sg efü h rt w orden . A uch d ie  A usfuhr 
nach  E ng land  h a t s ich  g eg e n ü b e r den  V orm onaten  
b e träch tlich  verm indert.

Die Roheisenerzeugung 
Deutschlands.

D ie R o h e isen erzeu g u n g  D eu tsch lan d s  b e tru g  
im  J a n u a r  1911 1320685 (1177 574) t, o d er 143111t 
m e h r; im  F eb ru ar w urden  1179109 (1091351) t, 
o d er 87 758 t  m e h r als im  V orjahre erzeu g t. 
D ie R o h e isen erzeu g u n g  s te ig t so m it noch 
im m er. D er J a n u a r  ze ig t e ine  H ö ch s tzah l; bei 
d e r F eb ru are rz eu g u n g  is t auf d ie kurze D auer des 
M onats  h inzuw eisen .
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Die Roheisenerzeugung 
der Vereinigten Staaten von 

Nord-Amerika.
Die R oheisenerzeugung  der V erein ig ten  S taa ten  

b e tru g  im  J a n u a r  1759000 (2390000) t. D ie E r­
zeugung  is t a lso , w ie schon  se it M ärz 1910, 
w e ite r  zu rückgegangen . Im F eb ruar b e tru g  d ie 
R oheisenerzeugung  1794000 (2 430000) t. Im m er­
hin lä ß t s ich  se it ein igen  W ochen eine le ich te  
B esse ru n g  d e r M ark tlage  fes ts te llen . D er S tah l­
tru s t, der noch  A nfang F eb ru ar m it e tw a 56 vH 
se ine r L e istungsfäh igkeit a rb e ite te , is t inzw ischen 
auf 65 vH  h inaufgegangen . B edeu tende A ufträge 
der versch iedenen  E isenbahnen  der V ereinigten 
S taa ten  und Südam erikas auf Schienen sind  
in  neu e re r Zeit an  den  S tah ltru s t g e lang t. Die 
unverkennbare  B esse rung  des am erikan ischen  
E isen m ark tes  sp iege lt s ich  auch  in e in e r lan g ­
sam en  ab e r s te tig en  P re ise rh ö h u n g  w ieder.

Der Versand des Stahlwerks* 
verbandes.

D er V ersand des S tah lw erksverbandes b e tru g  
in  P roduk ten  A im  Jan u a r  404479 (378300) t ,  im 
F eb ru ar 414445 (396846) t. D er V ersand w ar im 
Ja n u a r  um  38182 t k leiner als im  D ezem ber, aber 
um  26179 t  g rö ß e r als  im  en tsp rechenden  Vor­
ja h rm o n a t. Im  F eb ru ar w ar der V ersand um 
17 599 t  g rö ß er als  im  F eb ru ar 1910. Auf H alb­
zeug  entfielen  im  Jan u a r  140253 (133 609) t ,  im  
F eb ru ar 131572 (136996) t, auf E isenbahnm ateria l 
im  J a n u a r  161056 (134290) t ,  im  F eb ruar 157012 
(115 683) t, auf F orm eisen  im  J a n u a r  103170 
(110427) t ,  im  F eb ru ar 125861 (144167) t. D er 
H albzeugversand h a t sich  in den le tz ten  M onaten  
auf ungefähr g le icher H öhe g eh a lten , jedoch im 
F eb ruar e tw a s  v e rrin g e rt; das inländische wie 
auch  das ausländ ische G eschäft lag  befriedigend. 
Von dem  Jan u arv ersan d  g ingen  53000 t in das 
A u slan d , ^während dem  Inlande n u r 87 000 1 
verb lieben . Die A bnehm er ze ig ten  sich  g e ­
neig t, A bsch lü sse  fü r längere  Zeit e inzugehen. 
D er V ersand von E isenbahnm ateria l is t in den b e i­
den e rs te n  M onaten  1911 g eg en ü b er dem  D e­
zem ber zu rü ck g eg an g en , doch hofft m a n , da 
sich  b esonders  der Bedarf der p reußischen S ta a ts ­
bahnen  fü r das J a h r  1911 um  50 bis 60000 t  h ö ­
h e r  als  in  1910 stellt, auf einen  bald igen  E ingang  
der B este llungen . D er A bruf der Kreis- und 
K om m unalbahnen h a t sich  in  den e rs ten  beiden 
M onaten  des neuen  Ja h re s  rech t befried igend 
g e s ta lte t ,  und  auch das A usland h a t te  um fang­
re iche  A ufträge g esan d t. W eniger g ü n s tig  lag 
das F o rm eisengeschäft, in w elchem  e rs t der F e ­
b ru a r w ieder eine h öhere  A uftragziffer brach te . 
D er R ückgang  des V ersandes s e it dem  S ep tem ber 
is t durch  die um  d iese  Zeit schw ächere  B au ­
tä tig k e it b ed ing t.

D er V ersand in  P ro d u k ten  B s te llte  sich  für 
S tabe isen  im  D ezem ber 1910 auf 269578(264 578) t, 
für B leche auf 89906 (75 685) t, für W alzdraht auf 
65 558 (58168) t , fü r G uß- u nd  S chm iedestücke 
auf 44381 (39 820) t, fü r R öhren  auf 13120 (8242) t. 
Im Ja n u a r  1911 b e tru g  d e r V ersand an  S tabe isen  
278759 (267 900) t, an  B lechen 86299 (80455) t, an  
W alzdrah t 64944(56696) t, an Guß- und S chm iede­
s tü ck e n  45 185 (39 944) t, an R öhren  12 918 (7480) t. 
D er G esam tversand  der B -P roduk te  b e tru g  im 
D ezem ber 482 543 (446 493) t, im Jan u a r  488105 
(452 475) t. Im ganzen  Ja h re  1910 s te llte  sich der



264 DER GELD-, WAREN- UND ARBEITSMARKT

V ersand  des S tah lw erk sv e rb an d es  an  P ro d u k ten  
B auf 3380013 (2 9 03127 )t S ta b e ise n , 733105 
(673942) t  W alzdrah t, 981950 (881826) t  B leche, 
128842 (93525) t  R öhren , 526120 (479200) t  G uß- 
u nd  S chm iedestücke . D er G esam tv e rsa n d  an  
R ohstah lgew ich t d e r  P ro d u k te  B b e tru g  im  Ja h re  
1 9 1 0  5 750 030 (5031620) t. E s  h a t a lso  au f allen 
G eb ie ten  ein  b e trä c h tlic h e r  M eh rv ersan d  s t a t t ­
gefunden .

Reichsbank, Bank von England, 
Bank von Frankreich 

im Januar und Februar 
1910 und 1911.

D ie s o n s t im  e rs te n  V ie rte ljah r üb liche G eld­
e r le ich te ru n g  h a t re c h t lan g e  auf s ich  w arten  
la ssen . E rs t  am  26. J a n u a r  h a t d ie B ank  von 
E ng land  ih ren  D iskon t von  41/ ,  auf 4 vH  e rm äß ig t, 
um  dann  M itte  F eb ru a r  auf 3 1/ ,  vH  herab zu g eh en . 
D ie R e i c h s b a n k  zö g e rte  lange , u nd  m it vollem  
R ec h t, da d ie  L age d es  offenen G eldm ark tes  a n ­
fangs n ic h t s e h r  g ü n s tig  w ar u nd  v o r allem  das 
V orhandensein  au s län d isch er G u thaben  ü b e r  die 
w ah re  M ark tlage  le ich t täu sc h en  k o n n te . Im m erh in  
is t  au c h  h ie r  ipi F eb ru a r zw eim al d e r  D isk o n t um  
je  V2 vH , v on  5 auf 4 v H , h e ra b g e se tz t w o rd en . 
M it dem  B eg inn  des n eu en  Ja h re s  h a t  m an  m it 
e iner E rh ö h u n g  des N o ten k o n tin g en tes  v on  472,8 
au f 550 M ill. M  zu  rech n e n  g e h a b t ,  so  daß eine 
B esse ru n g  d er s teu e rfre ien  N o ten re se rv e  s te ts  
u n te r  dem  G esich tsp u n k t e iner E rh ö h u n g  des 
s teu e rfre ien  B e trag es  um  77,2 Mill. M  zu  b e u r­
te ilen  is t .  Im g an z en  lä ß t sich  bei d e r R e ich s­
bank  w äh ren d  d e r M onate  J a n u a r  u n d  F eb ru a r 
e ine n ic h t u n b ed e u ten d e  E n tla s tu n g  d e r W e c h ­
s e l b e s t ä n d e  fe s ts te lle n , die in  d e r e rs te n  J a ­
n uarw oche  n och  1106 (i. V. 1010) Mill. M  b e t ru ­
g en . D as W echse lpo rte feu ille  s te l lte  sich  in  der 
d r it ten  J a n u a rw o ch e  auf 905 (794) MilL M . D ann 
is t  e ine s tä rk e re  E n tla s tu n g  b is  zum  23. F eb ru ar 
auf 831 (787) Mill. M  e in g e tre te n , d e r freilich 
E n d e  des M o n ats  w ied e r e in e  le ich te  S te ig e ru n g  
auf 874 (820) fo lg te . E s  w aren  in  d e r e rs te n  J a ­
n u arw o ch e  1911 fü r 96 M ill. M  m e h r W echse l als 
im  V orjahre v o rh a n d e n , w äh ren d  sich  das  M ehr 
E nde F eb ru ar auf n u r  n o ch  54 MilL M  s te llte . 
D ie E n tla s tu n g  is t a lso  um  rd . 42 Mill. M g rö ß e r  
g ew esen . U m gekeh rt w ar m it d ie se r  E rle ich ­
te ru n g  e ine  V erg rößerung  d e r M e t a l l b e ­
s t ä n d e  v e rb u n d e n , d ie g le ich falls  in  d iesem  
J a h re  b e d e u ten d e r sind  als  im  V orjahr. A nfang 
Ja n u a r  b e tru g en  d ie  M eta llb e stän d e  988 (972) 
MilL M. S ie haben  sich  dann  b is  zum  23. F e ­
b ru a r auf 1212 (1150) M ULM  v erm eh rt, um  in  der 
le tz te n  F eb ru arw o ch e  auf 1138 (1081) Mill. M 
herabzusinken . D ie t ä g l i c h  f ä l l i g e n  V e r ­
b i n  d 1 i c h  k e  i t e n s ind  in beiden  M onaten  du rch  - 
w eg  g e r in g e r  als  im  V orjahre g ew esen . S ie haben 
sich  allerd ings in  beid en  Ja h re n  b is  zum  23. F e ­
b ru a r  von  553 auf 721 (632 auf 813) M ill. M  g e ­
hoben, um  in d e r le tz ten  F eb ru arw o ch e  auf 661 
(735) Mill. M zu rückzugehen . D er N otenum lauf 
w a r m it A usnahm e d e r le tz te n  F eb ru arw o ch e  
e tw a s  g e rin g e r a ls  im  V o rjah re , s ta n d  jedoch  
d u rch w eg  h ö h e r  a ls  in  1909.

Bei d e r B a n k  v o n  E n g l a n d  haben  s ich  d ie 
B a r v o r r ä t e  daue rnd  g em eh rt, u nd  zw ar e rh e b ­
lich  s tä rk e r  als  im  V o rjah re , näm lich  von  31,9 
M ill. £  A nfang Ja n u a r  auf 3 8 ^  MilL £  E n d e  F e ­
b ruar, w äh ren d  1910 e ine  K räftigung  des  M eta ll-
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Deutsche Reichsbank. Bank von England.
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b e s ta n d e s  von  33,7 au l 36,6, 1909 e ine  so lch e  von 
31,2 au l 37,8 Mill. £  zu  v erze ichnen  w ar. D as 
W e c h s e l k o n t o  is t d em en tsp rech e n d  auch  b e ­
d eu ten d  e n t la s te t  w orden . E s  s ta n d  m it 40,4 
Mill. £  (36,2 u n d  35,2 Mill. £  in  den  V orjahren) 
zu  B eginn d es  Ja h re s  re c h t h och  u n d  w ar b is  
M itte  Ja n u a r  auf 27y2 (29,4 bezw . 29,5) Mill. £  
h e rab g e su n k e n . A lsdann  haben  d ie W ech se l­
b e s tä n d e  la n g sa m  zu g e n o m m en ; am  23. F eb ru a r  
b e tru g e n  s ie  30,7 (29,4 bezw . 33,2) M ill £ . D er 
N o t e n u m l a u f  w ar e tw as g e rin g e r als  im  V or­
jahre. D ie S t a a t s g u t h a b e n  s te llte n  sich  im  
F eb ru ar d u rchw eg  b ed e u te n d  h ö h e r a ls  in 1910, 
w äh rend  sich  u m g e k eh rt d ie P r i v a t g u t h a b e n  
s e it B eginn  d es  Ja h re s  s e h r  ra sch  verrin g ert 
haben  u nd  im  F eb ru ar m e is t 3 bis 4 M ill. £  u n te r  
den  vo rjäh rig en  s te h e n . D er g ro ß e  U ntersch ied  
zw ischen  den  R eg ie ru n g sg u th ab en  1911 u nd  1910 
is t  darauf zu rü ck z u fü h ren , daß im  V orjahr in ­
folge d e r schw ebenden  B ud g e tfrag e  keine S teue rn  
e ing ingen , w äh ren d  d er g e rin g e  S tan d  d e r P r iv a t­
g u th a b e n  im  lau fenden  J a h re  m it d e r s ta rk e n  
E m iss io n s tä tig k e it , d ie s e it B eginn  d es  Ja h re s  
am  L ondoner M ark t e in g e tre te n  is t, in  Z usam m en­
h ang  s te h t.

Bei der B a n k  v o n  F r a n k r e i c h  w ar der 
M eta llbestand  ein igen  S chw ankungen  a u s g e s e tz t;  
e r  s te l l te  sich  jedoch  A nfang F eb ru a r um  etw a 
20 Mill. F rs  hö h er als  zu  B eginn des  J a h re s . 
G egenüber dem  V orjahre is t  d e r B arv o rra t um  
275 bis 300 Mill. F rs  g e rin g er. D e r W e c h s e l ­
b e s t a n d  w ar in  d en  m e is te n  T e rm in en  e rh eb ­
lich h ö h er als  im  V orjahre. E r  e rre ich te  se inen  
hö ch s te n  S tan d  am  1. F eb ru a r  m it 1411 (1163) 
Mill. F rs  u nd  g in g  im  Laufe des F e b ru a rs  au f 
1095 (957) Mill. F rs  zu rück . D ie P r i v a t g u t ­
h a b e n  w aren  d u rch w eg  g e r in g e r  als  im  Vor­
jah re , d ie S t a a t s g u t h a b e n  h ö h e r , w äh ren d  
d e r N o t e n u m l a u f  den  vo rjäh rig en  s te t s  ü b e r­
traf, w enn  auch  m a nchm al n u r  um  w en ig e  M il­
lionen . S einen  h ö ch s te n  S tan d  h a t te  e r  am  
5. J a n u a r  m it 5519 (5470) Mill. F rs .

Der Arbeitsmarkt.
Im  J a n u a r  1911 kam en  n ac h  d e r S ta tis tik  d e r  

Z e itsch rift „D er A rb e itsm ark t“ im  V erg leich  m it 
1910 auf 100 offene S te llen  A rb e itsu c h en d e :

1911
m ännl. w eibL zusam m en

Ja n u a r  . . 183,2 83,6 140,1
1910

m ännl. w eibL zusam m en
J a n u a r  . . 209,9 88,23 158,04

D ie V erhältn isse  auf dem  A rb e itsm ark te  sind  
w e ite r  g ü n s tig  geb lieben . D er A ndrang  w ar g e ­
rin g e r  a ls  im  V erg le ichsm onat des V orjah res  u n d  
auch  g eg e n ü b e r  dem  D ezem ber. E in  H au p tg n m d  
fü r d ie  w eite re  B e sse ru n g  w ar d ie  m ilde W itte ­
ru n g , w e lch e  d ie B au tä tig k e it au ß e ro rd e n tlich  
b e g ü n s tig te  u nd  auch  in  d en  H ü lfsgew erben  d es  
B augew erbes  e inen  e rh ö h ten  A rbe ite rbedarf zu r 
F o lge  h a t te . E benso  k o n n te n  L andw irtschaft, 
G ärtnere i- und  S ch iffah rtsg ew erb e  info lge d e r  
m ilderen  W itte ru n g  m ehr B esch ä ftig u n g  g eb en  als 
im  V orjahre. D ie L age d es  K oh lenbergbaues  w a r  
ung le ichm äßig . S ie w u rd e  g ü n s tig  d u rch  die 
A u ss tan d b ew eg u n g  in  B elg ien  bee in fluß t, w elche 
d ie d e u tsc h e n  G ruben  zu  e in e r S te ig e ru n g  d e r  
E rz eu g n isse  fü r den  H au sb ran d  v e ran laß te , 
w äh ren d  s ie  a n d e rse its  info lge des  lähm enden  
W itte ru n g se in flu sses  sp ä te r  m erklich  n ach g ab . 
In d e r  E isen - u nd  M e ta llin d u strie  i s t  d e r  B e­
sch äftig u n g sg rad  u n g efäh r d e r g le iche  w ie in  
d en  V orm onaten  geb lieben . In d e r T e x tilin d u s trie  
u nd  im  B ek le idungsgew erbe  h ie lt d ie  M a ttig k e it 
w e ite r  an .
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III. M IT T E IL U N G E N
AUS LITERATUR UND PRAXIS; BUCHBESPRECHUNGEN.

INGENIEUR-STANDESFRAGEN. 
BILDUNGSWESENo

Die Volkswirtschaftslehre an den 
Technischen Hochschalen.

In einer kurzen Erörterung über die 
Bewertung der deutschen Techniker, 
ihrer Lebensarbeit und ihrer Hoch­
schulbildung ist die Neue Preußische 
Zeitung (Nr. 20 vom 12. Januar) auf 
die Frage eingegangen, ob es richtig ist, 
die Staatswissenschaften (Volkswirt­
schaftslehre und Finanzwissenschaft) 
auch auf Technischen Hochschulen zu 
betreiben. Das Blatt kommt zu dem 
Ergebnis, daß man wohl die Zweck­
mäßigkeit von Belehrungen wirtschaft­
licher Art auch an Technischen Hoch­
schulen nicht bestreiten könne, daß 
aber »der Versuch, die Hochschulen 
auf diesem Gebiet als gleichberechtigt 
und gleichwertig mit den Universitäten 
binzustellen, von vornherein mit aller 
Entschiedenheit abgelehnt werden 
müsse, wenn nicht eine unheilvolle 
Zersplitterung die Folge sein soll.*

Die Gleichberechtigungund die Gleich­
wertigkeit, von der in den letzten Jahren 
so oft die Rede war — besonders in 
den Technikerverbänden — besteht also 
nach Ansicht der Kreuzzeitung in Wirk­
lichkeit nicht. Die Techniker, welche 
nur an Technischen Hochschulen stu­
diert haben, können deshalb auch auf 
den genannten Wissenschaftsgebieten 
den Universitätsstudenten nicht gleich­
gestellt werden. Techniker sind über­
haupt dort, wo es sich nicht um den 
herkömmlichen Begriff des »Techni­
schen« handelt, minderwertig. Tech­
niker sind eben Techniker — so soll 
das heißen. Die Bestrebungen der 
Techniker fangen an, unbequem zu 
werden.

Die Kreuzzeitung spricht von Rivalität 
mit den Universitäten, nur weil auch 
die Technische Hochschule der zwin­
genden Notwendigkeit folgend ihren 
volkswirtschaftlichen Unterricht stärker 
zu betonen beginnt. Das ist eine Not­
wendigkeit, die sich aus ihrer Aufgabe 
ergibt und die in geringerem Grade 
seit langem, seit Jahrzehnten, schon

besteht. Fast alle Technischen Hoch­
schulen haben jetzt Ordinarien für all­
gemeine, für theoretische und für prak­
tische Volkswirtschaftslehre, an einigen 
Hochschulen sind Finanzwissenschaft, 
Geldwirtschaft und verwandte Fächer 
vertreten, fast überall sind mehrere 
Lehrpersonen tätig. In vielen Hoch­
schulen sind Seminare errichtet, und 
überall herrscht ein ernstes und eifriges 
Bestreben, Tüchtiges zu leisten.

Das ist keine Rivalität, die bekämpft 
werden müßte, denn eine möglichst 
gute wirtschaftliche Bildung des Tech­
nikers liegt im eminenten Interesse des 
ganzen Landes. Und was würde es 
helfen, wenn etwa die preußischen 
Hochschulen hinter den anderen deut­
schen Hochschulen zurückstehen wür­
den?

Die Kreuzzeitung sagt auch, das in 
Rede stehende Unterrichtsgebiet ge­
bühre »zweifellos« den Universitäten. 
Das ist unrichtig — ebenso unrichtig 
wie etwa eine Behauptung, die Physik 
gehöre zweifellos an die Universitäten. 
Die Hochschulen und die Wissenschaf­
ten können nicht stehen bleiben, und 
der Unterricht, auch der Hochschul­
unterricht, muß sich nach den Bedürf­
nissen der Zeit richten. Würde wohl 
die Kreuzzeitung auch von einer »un­
heilvollen Zersplitterung« reden, weil 
an der Universität und gleichzeitig an 
den Technischen Hochschulen die Wis­
senschaft der Chemie gepflegt wird; 
weil auch die Technischen Hochschulen 
für dieses Gebiet viele Ordinarien 
und zahlreiche Dozenten, Assistenten 
usw. unterhalten; weil auch an 
den Technischen Hochschulen große 
und teure Laboratorien für Chemie 
gebaut werden? Mit den Staats­
wissenschaften ist es gar nicht anders 
als mit den Naturwissenschaften. Sie 
müssen neben ihrer Heimstätte an der 
Universität auch intensiver — nicht 
nur als Hülfswissenschaften oder als 
Bürgerkunde — an der Hochschule für 
angewandte Naturwissenschaften ge-
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pflegt werden. Auch die Staatswissen­
schaften sind oder werden zu einem 
guten Teil angewandte Naturwissen­
schaften. Die Wirtschaftslehre lehnt 
sich wohl noch fest an die Geistes­
wissenschaften, sie muß aber schon 
den einen Arm nach der Technik 
strecken und insbesondere Energieum­
setzung und Gütererzeugung in ihren 
Kreis ziehen.

Die Volkswirtschaftslehre kann ohne 
die neuen Hochschulen und ihre 
Lehre überhaupt nicht mehr vorwärts­
kommen. Den Handelshochschulen, 
die mit kräftigem sicherem Schritt ins 
Leben getreten sind, hält man doch 
auch keine Rivalität oder Kräftezer­
splitterung vor. Und hier ist doch weit 
mehr noch von dem vertreten, was an­
geblich den Universitäten gebührt. Die 
Handelshochschulen haben neben dem 
wirtschaftlichen auch umfangreichen 
juristischen Unterricht (Staatswissen­
schaften nach süddeutscher Begriffs­
bildung).

Freilich müssen die Technischen 
Hochschulen sich immer ihrer vor­
nehmsten Aufgabe bewußt bleiben, 
Techniker (Fachtechniker) zu bilden. 
Aber auch dieser Begriff Techniker, die 
Berufsaufgaben und die Lebensziele 
vieler, die auf Technischen Hochschulen 
studieren, sind doch nicht unwandel­
bar. Wäre es denn wirklich so unheil­
voll, wie die Kreuzzeitung meint, wenn 
die Techniker sich auch mit Staats­
wissenschaften beschäftigen? Wäre es 
wirklich der technischen Ausbildung 
schädlich, wenn die jungen Leute im 
Zusammenhänge mit ihren Ingenieur­
wissenschaften auch Staatswissenschaf­
ten studieren? An den Universitäten 
empfiehlt man den jungen Studenten, 
welche die Rechte studieren oder stu­
dieren wollen, sehr eindringlich, daneben 
auch andere Wissenschaften zu studie­
ren. Dabei ist die offizielle Studienzeit 
hier weit kürzer als an Technischen Hoch­
schulen. Was der Universitätsstudent 
kann, kann auch von den Studierenden 
einer Technischen Hochschule erwartet 
werden.

Die in der Kreuzzeitung vertretene 
Ansicht ist weit verbreitet; sie bedarf 
schon deshalb einer gewissenhaften 
Beachtung von Seiten aller derjenigen, 
welche Höherwertung technischer In­
telligenz und eine bessere Verwertung 
des technischen Könnens fördern wollen.

Prof. F ranz, Charlottenburg.

Das Gesetz über die Pflichtfortbildungs- 
schule.

Die in der Thronrede bei Eröffnung 
der gegenwärtigen Tagung des preußi­
schen Landtages angekündigte weitere 
Ausgestaltung des Fortbildungsschul- 
wesens, »das die wirtschaftliche För­
derung des heranwachsenden Ge­
schlechtes zum Ausgangspunkt für seine 
sittliche Erziehung nimmt«, hat nun­
mehr Gestalt bekommen in einem Ge­
setzentwurf, den der Handelsminister 
am 6. März dem Landtag vorgelegt hat.

Der Kern der Vorlage liegt in der 
Einführung der gesetzlichen Pflicht zur 
E rrich tu n g  und zum Besuch von 
Fortbildungsschulen. Die reichsgesetz­
lichen Bestimmungen der Gewerbeord­
nung kennen in beiden Beziehungen 
keinen allgemeinen Zwang. Die Ge­
meinden und die Körperschaften des 
Handwerks und des Handels sind da­
nach befugt, Fortbildungsschulen zu 
errichten. Die Gemeinden und die 
weiteren kommunalen Verbände kön­
nen durch statutarische Bestimmungen 
die Fortbildungsschulpflicht für alle 
männlichen gewerblichen Arbeiter (Ti­
tel VII der G.-O.) und für weibliche 
Handlungsgehilfen und Lehrlinge unter 
18 Jahren einführen; ebenso können 
die Handwerkskammern und die In­
nungen die Lehrlinge zum Besuche 
der Fortbildungsschule verpflichten. Die 
Errichtung von Fortbildungsschulen und 
die Einführung der Schulpflicht steht 
also völlig im Ermessen der genannten 
Selbstverwaltungskörper. Die Ausdeh­
nung des Schulzwanges ist aber gleich­
zeitig beschränkt auf diejenigen Arbei­
ter, die unter Titel VII der Gewerbe­
ordnung fallen; zum Schulbesuch kön­
nen also nicht verpflichtet werden z. B. 
die in den Bureaus der Rechtsanwälte, 
der Versicherungsunternehmer beschäf­
tigten jnngen Leute, die jugendlichen 
Arbeiter der Eisenbahnverwaltung, der 
Reichspost u. a.

Wegen der Einführung der allge­
meinen Fortbildungsschulpflicht ver­
weist die Gewerbeordnung auf die 
Landesgesetzgebung. Während meh­
rere mittel- und süddeutsche Staaten 
zum Teil schon in den siebziger Jahren 
besondere Fortbildungsschulgesetze er­
ließen, hat Preußen bisher davon Ab­
stand genommen. Gleichwohl hat sich 
auch in Preußen das Fortbildungsschul­
wesen günstig entwickelt. Die Zahl 
der Schulen ist im letzten Jahrzehnt 
von 1288 auf 2209 gewachsen, und
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zwar ist unter der nachdrücklichen Ein­
wirkung der Behörden die Zahl der 
Pflichtschulen von 946 auf 2083 ge­
stiegen, während die freiwilligen Schu­
len von 342 auf 126 gesunken sind. 
Trotzdem besuchen in Preußen noch 
41 vH der jugendlicher Arbeiter keine 
Fortbildungsschulen.

Ueber die Notwendigkeit einer ge­
wissen öffentlichen Erziehungsarbeit 
an der Jugend in der Zeit zwischen 
Schule und Waffendienst besteht kein 
Zweifel. Immerhin ist ein schrittweises 
Vorgehen bei der gesetzlichen Einfüh­
rung der allgemeinen Fortbildungs­
schule durchaus geboten. Unter die­
sem Gesichtspunkte hat sich der Ge­
setzentwurf auf folgende Hauptforde­
rungen beschränkt:

Zur Errichtung von Fortbildungs­
schulen sind Gemeinden mit 10000 und 
mehr Einwohnern verpflichtet,

zum Besuche dieser Schulen die in 
solchen Gemeinden in öffentlichen oder 
privaten Diensten beschäftigten m än n ­
lich en  Personen unter 18 Jahren;

Gemeinden mit geringerer Einwoh­
nerzahl bleibt die Errichtung von Fort­
bildungsschulen und die Einführung 
der Schulpflicht freigestellt.

Die Gemeinden können für weib­
liche Arbeiter unter 18 Jahren die Schul­
pflicht durch statutarische Bestimmun­
gen einführen.

Damit ist die Handhabe gegeben, 
die gesamte männliche und weibliche 
Jugend bis zum Alter von 18 Jahren 
zum Schulbesuch zu verpflichten.

Um eine Abwanderung von Fortbil­
dungsschulpflichtigen in nahe gelegene 
kleinere Gemeinden zu vermeiden, soll 
diesen durch Beschluß des Bezirksaus­
schusses die Verpflichtung zur Errich­
tung einer Fortbildungsschule auferlegt 
werden können. Für nahe gelegene 
Gemeinden und Gutsbezirke — z. B. 
in Gegenden mit stark entwickelter In­
dustrie —, die zusammen mehr als 
10000 Einwohner zählen, ist die Mög­
lichkeit der Bildung eines Zweckver­
bandes zur Errichtung von Fortbil­
dungsschulen vorgesehen.

Die Schulpflicht soll sich über 3 Jahre 
erstrecken; sie kann aber auch für 
Schüler, die innerhalb dieser Zeit das 
Schulziel nicht erreichen, ausgedehnt 
werden, höchstens aber bis zum Schluß 
des Schulhalbjahres, in dem der Schü­
ler das 18. Lebensjahr vollendet. Wich­
tig ist die Bestimmung, daß Arbeits­

losigkeit der jungen Leute eine Befrei­
ung vom Schulbesuch nicht zur Folge 
hat. Entsprechend den Bestimmungen 
der Gewerbeordnung können die von 
Innungen und anderen Körperschaften 
eingerichteten und erhaltenen Schulen 
als Ersatzschulen anerkannt werden. 
Von der Schulpflicht sind befreit öffent­
liche Beamte, Dienstboten, Gehülfen 
und Lehrlinge in Apotheken und die 
Bergarbeiter; für die letzteren ist eine 
besondere gesetzliche Regelung in Aus­
sicht genommen. Vom Schulbesuch 
können solche jungen Leute befreit 
werden, die nachweisen, daß sie die 
Kenntnisse und Fertigkeiten besitzen, 
die das Lehrziel der Forbildungsschule 
bilden. Eine teilweise, aber grundsätz­
lich nicht völlige Befreiung wird z. B. 
angebracht sein bei den jungen Leuten, 
die die wissenschaftliche Befähigung 
zum einjährig-freiwilligen Militärdienst 
besitzen.

Die wöchentliche Pflichtstundenzahl 
soll 6 betragen. Sie kann durch statu­
tarische Bestimmung erhöht oder mit 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde auf 
4 ermäßigt werden. Der Pflichtunter­
richt ist auf die Werktage und auf die 
Tagesstunden von 7 Uhr morgens bis 
8 Uhr abends zu legen. Auf einen 
Nachmittag dürfen für den einzelnen 
Schüler nicht mehr als 4 Unterricht­
stunden fallen. Ausnahmen, z. B. die 
Verlegung des Unterrichtes auf den 
Sonntag, sind nur mit Genehmigung 
der Aufsichtsbehörden zulässig.

Interessant ist die Begründung, die 
für die Bestimmung über die Schulzeit 
gegeben wird: »Nach dem Grundge­
danken des Gesetzes ist die Fortbil­
dungsschulpflicht eine unmittelbare Fol­
ge des Eintritts in ein Dienstverhältnis 
und der Fortbildungsschulunterricht eine 
notwendige Ergänzung der praktischen 
Lehre. Die Gewerbegesetzgebung des 
Reiches geht darauf aus, die jugend­
lichen Arbeiter vor übermäßiger Aus­
nutzung ihrer Arbeitskraft zu schützen. 
Legt das Gesetz dem jugendlichen Ar­
beiter in Anknüpfung an das Arbeits­
verhältnis eine Schulpflicht auf, so muß 
die Unterrichtzeit so gelegt werden, 
daß sie nicht zu einer Mehrbelastung 
des jugendlichen Arbeiters führt, denn 
jeder Unterricht verspricht nur dann 
Nutzen, wenn die Schüler frisch und 
aufnahmefähig sind. D ie U n te r r ic h t­
ze it is t  d a h e r g ru n d s ä tz lic h  in 
die A rb e itz e it zu legen.«
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Der Lehrplan ist absichtlich nicht in 
das Gesetz aufgenommen, um ihn dem 
Fortschritt der Wissenschaft und Tech­
nik anpassen zu können. Der Gesetz­
entwurf hebt jedoch besonders hervor, 
daß zu den Aufgaben der Fortbildungs­
schule auch die s ta a tsb ü rg e r lic h e  
E rz ieh u n g  und der U n te rr ich t in 
k ö rp e rlic h e n  U ebungen  gehören. 
Von vielen Seiten wird es als ein Vor­
zug des Entwurfes bezeichnet, daß er 
den verbindlichen Religionsunterricht 
nicht einführen will. Man ist der An­
sicht, daß der Religionsunterricht den 
Frieden der Schulen und die Einheit­
lichkeit des Schulbetriebes stören und 
nur das Gegenteil der beabsichtigten 
Wirkung erreichen würde.

Die Arbeitgeber sind verpflichtet, den 
Arbeitern die zum Schulbesüch erfor­
derliche freie Zeit zu gewähren und 
sie zum pünktlichen und regelmäßigen 
Besuch anzuhalten. Sie müssen die 
schulpflichtigen Arbeiter spätestens am 
vierten Tage nach ihrem Eintritt in das 
Dienstverhältnis beim Schulleiter an­
melden und spätestens am vierten Tage 
nach dem Austritt abmelden.

AufGrund des Gesetzes vom 1. August 
1909 können die Arbeitgeber zu Bei­
trägen für die Fortbildungsschulen 
herangezogen werden, und zwar in ge­
werblichen Betrieben für jeden Schüler 
bis zu 10 M, in kaufmännischen bis zu 
30 M jährlich. Von vielen Seiten wird 
der Wunsch erhoben, daß diese Bei­
träge fortfallen und der Unterricht un­
entgeltlich erteilt werden soll.

Die Industrie erhebt vor allem Wi­
derspruch gegen die Ausdehnung der 
dreijährigen Schulpflicht auf die unge­

lernten jugendlichen Arbeiter und gegen 
die Bestimmung, daß der verbindliche 
Unterricht auf die Werktage von 7 Uhr 
morgens bis 8 Uhr abends gelegt wer­
den soll. In der großgewerblichen 
Tätigkeit werde das zeitweilige Fehlen 
der ungelernten jugendlichen Arbeiter 
insbesondere dann Störungen verur­
sachen, wenn sie, wie das vielfach der 
Fall ist, als Kolonnenarbeiter beschäf­
tig! sind. In solchen Abteilungen dürfe 
kein Glied fehlen, wenn nicht die ihnen 
obliegenden Betriebsaufgaben unter­
bunden werden sollen. Man werde 
daher in Zukunft davon absehen müs­
sen, überhaupt jugendliche Arbeiter 
einzustellen.

Die K onferenz d er p reu ß isch en  
H an d w erk sk am m ern  hat sich nicht 
nur mit dem Inhalte des Entwurfes völlig 
einverstanden erklärt, vielmehr noch 
zahlreiche Wünsche geäußert, die über 
die von der Regierung vorgeschlagenen 
Bestimmungen weit hinaus gehen. Es 
sei eine reichsgesetzliche Regelung der 
Fortbildungsschulpflicht anzustreben. 
Die Schulpflicht soll nicht nur in Ge­
meinden mit 10000 und mehr Einwoh­
nern, sondern überall da, wo eine Fort­
bildungsschule leistungsfähig erscheint, 
mindestens aber in Gemeinden, die 
5000 und mehr Einwohner haben, ein­
geführt werden. Für Handwerkslehr­
linge soll- die Fortbildungsschulpflicht 
grundsätzlich auf die ganze Dauer der 
Lehrzeit ausgedehnt werden. Der Un­
terricht soll für die gelernten Arbeiter 
getrennt von den ungelernten erteilt 
werden. Der fachliche Unterricht soll 
möglichst durch Handwerker vermittelt 
werden. W. H ellm ich.

WIRTSCHAFTSWISSENSCHAFT UND -POLITIK.
Vorgehen der Regierung gegen den 

Elektrizitätstrust in den Vereinigten 
Staaten. Das Justizamt der Bundes­
regierung hat beschlossen, gegen die 
General Electric Co., die Westinghouse 
Electric and Manufacturing Co. und 
17 kleinere Gesellschaften das Verfah­
ren wegen Verletzung des Sherman- 
Antitrustgesetzes zu eröffnen. Die an­
geblich gesetzwidrigen Kartelle der in 
Frage kommenden Gesellschaften, auf 
die 95 vH der elektrotechnischen Pro­
duktion entfallen, sollen aufgelöst und 
gegen die verantwortlichen Beamten 
oder Leiter soll Anklage erhoben 
werden. Das erste gerichtliche Ver­

fahren wird sich gegen den amerikani­
schen Glühlampenring richten, der sich 
zum Teil aus den erwähnten Gesell­
schaften zusammensetzt. Die hierzu 
gehörigen Firmen werden beschuldigt, 
durch Vereinbarungen den Preis der 
elektrischen Glühlampen auf einer be­
stimmten, ungewöhnlichen Höhe ge­
halten und den freien Wettbewerb 
auch durch andere Mittel unterbunden 
zu haben.

Außerdem sollen 16 weitere Ankla­
gen erhoben werden, von denen sich 
jede auf einen besonderen Teil der 
Herstellung bezieht. Die Bundesre­
gierung ist der Ansicht, daß alle Ver­
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einigungen, die dem erwähnten Glüh­
lampenringe ähnlich sind, das Sherman- 
Gesetz verletzen. Die hauptsächlich an­
gegriffene General Electric Co. behauptet 
dagegen, daß ihre Vereinbarungen mit 
anderen Firmen durch die Bestimmun­
gen des Patentgesetzes geschützt 
werden.1)
Gesetzentwürfe gegen Eisenbahnerstreiks 

in Frankreich.
Der große Ausstand auf den französi­

schen Eisenbahnen im verflossenenjahre 
hatte den Ministerpräsidenten Briand 
zur Ausarbeitung mehrerer Gesetzent­
würfe veranlaßt, die einen Streik auf 
den Eisenbahnen und damit zusammen­
hängende schädigende Handlungen ver­
hindern sollen. Diese Entwürfe haben 
auch jetzt noch nach dem Abgange 
Briands erhebliches Interesse.

Der erste der drei von Briand am 23. 
Dezember 1910 der Kammer vorgelegten 
Gesetzentwürfe will für die Eisenbah­
nen, die amtlich als solche von allge­
meinem (d. h. nicht nur örtlichem) In­
teresse charakterisiert sind, den Erlaß 
einer Angestelltenordnung und die Er­
richtung von Angestelltenausschüssen 
vorschreiben, alle entstehenden gewerb­
lichen Streitigkeiten einem Zwangs-

J) Elektrotechnische Zeitschrift 9. Fe­
bruar 1911.

einigungs- und -Schiedsverfahren unter­
werfen und demgemäß den Streik voll­
ständig verbieten.

Der zweite Gesetzentwurf will durch 
Abänderung des Art. 20 des Eisenbahn­
polizeigesetzes vom 15. Juli 1845 den 
Eisenbahnbetrieb vor Störungen sichern. 
Dieser Artikel bedroht mit Freiheit­
strafe lediglich die Lokomotivführer und 
Bremser, die ihren Posten auf einem 
fahrenden Zuge verlassen; er soll jetzt 
ausgedehnt werden auf alle für den 
Zugverkehr verantwortlichen Angestell­
ten, auch wenn sie außerhalb des fah­
renden Zuges ihren Posten haben.

Der dritte Gesetzentwurf lichtet sich 
gegen das Sabotage genannte, bei dem 
letzten Eisenbahnausstande von man­
chen Streikenden geübte Verfahren, Be­
triebsmittel usw. unbrauchbarzu machen. 
Der Art. 443 des französischen Straf­
gesetzbuches beschränkt seine Strafan­
drohung auf das Verderben von Waren 
und von Stoffen, die zur Fabrikation 
dienen, und ermöglicht, außer den 
Tätern selbst nur die Mittäter und 
Anstifter im engen juristischen Sinne 
der Artikel 59 und 60 des Strafgesetz­
buches zur Verantwortung zu ziehen.

Der neue Entwurf versucht alle Akte 
der Sabotage und auch die Aufforde­
rung dazu zu treffen.

(Nach Reichsarbeitsblatt Jan. 11.)

INDUSTRIE UND BERGBAU; AUSSTELLUNGSWESEN.
Die Erdölindustrie Rußlands.

Nach den Angaben der russischen 
Zeitschrift für Bergwesen betrug die 
gesamte Erdölausbeute Rußlands im 
Jahre 1908 8 737 020 t (Rohöl). Von 
dieser Menge entfielen auf die Oel- 
felder Kaukasiens 8 670 480 t, auf die 
Provinz Ferghana Russisch - Turke- 
stans 45 550 t und auf die Pro­
vinz Transkaspien Russisch-Turkestans 
20 990 t. Der Bezirk Baku Kaukasiens 
liefert fast 95 vH der Gesamt­
gewinnung Rußlands. An zweiter 
Stelle steht der Bezirk Grossny im 
Terek-Gebiet. In den übrigen Bezirken 
Kaukasiens werden nur unbedeutende 
Erdölmengen gewonnen. Gebiete der 
Erdölgewinnung in Russisch-Turkestan 
sind die Insel Tscheleken südöstlich 
der Hafenstadt Krassnowödsk am öst­
lichen Ufer des Kaspischen Meeres, 
der Nafta-Dagh im nordwestlichen Teil 
Transkaspiens unweit der Eisenbahn­

station Balla-Ischem und die Quellen 
zu Tschimion in der Provinz Ferghana. 
Das Rohöl der Insel Tscheleken und 
aus den Quellen des Nafta-Dagh wird 
in den Fabriken Bakus, das von Tschi­
mion in einer einheimischen Fabrik 
auf Leuchtöl usw. verarbeitet.

Von der Erdölmenge des Jahres 1908 
entfielen 7 815 317 t auf den Bezirk 
Baku, 852279 t auf den Bezirk Grossny 
des Terek - Gebietes und nur 2884 t 
auf die übrigen Bezirke Kaukasiens 
(Daghestan, Kuban, Tiflis und Jelissa- 
wetpol). Bei Baku wird das Erdöl 
auf den 4 Hauptfeldern Ssabuntschi, 
Romani, Balachani und Bibi Eibat für 
den Großbetrieb gewonnen und in 
den Fabriken der »Schwarzen Stadt« 
auf Leuchtöl usw. verarbeitet. Es be­
steht dort aber auch ein Kleinbetrieb 
zu Binagadi, dessen Felder im Jahre 
1908 77 287 t Erdöl lieferten. Von 
7 738 030 t Erdöl des Großbetriebes
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wurden 7 433 165 t aus Brunnen ge­
schöpft, 165 016 t aus Springquellen 
gewonnen, 90142 t aus den Abzug­
gräben der Springquellen aufgesammelt 
und 49 707 t teils geschöpft, teils er- 
bohrt, aber nur für Heizzwecke ver­
wendet. Für den Betrieb der Maschinen 
dient auch das auf den Oelfeldern zu 
Ssurachani und Amiradshan gewonnene 
Naturgas.

Zur Verarbeitung des Rohöles be­
standen im Jahre 1908 89 Fabriken in 
Kaukasien, davon allein 84 im Bezirk 
Baku, 13 in Nordrußland, 29 in Mittel­
rußland, 7 in Südrußland und 1 in der 
Provinz Ferghana Russisch-Turkestans, 
zusammen 139 Fabriken, die 1440 830 t 
Leuchtöle, 292 560 t Schmieröle, 
3 792 900 t Rückstände (Masut) für 
Heizzwecke und 146110 t sonstige Er­
zeugnisse (Paraffin, Vaselin usw.) her­
stellten. Ausgeführt wurden 513 300 t 
Leuchtöle, 169 860 t Schmieröle, 23 330t 
Benzin, Gasolin usw., 9170 t Paraffin 
und Vaselin, 16 330 t Rückstände (Ma­
sut) für Heizzwecke und 470 t Rohöle1) 
Neben unbedeutenden Mengen von 
Benzin, Gasolin, Schmierölen usw. 
werden jährlich 1200 bis 1500 t Leucht­
öle nach Rußland eingeführt.

Nach den Angaben der russischen 
Zeitschrift für Bergwesen betrug die 
Erdölausbeute Rußlands2):
1900 10 378 790 t 1905 7 554 270 t
1901 11 562 540 .  1906 8 169 550 .
1902 11 111 160 . 1907 8633230 .
1903 10 415 570 » 1908 8 737 020 .
1904 10 888 270 .

Die größte Erdölmenge wurde 1901 
erzielt. Seitdem hat der Ausbruch be­
deutend abgenommen. Im Jahre 1905 
beeinflußten Unruhen und Arbeitsein­
stellungen die Gewinnung. Die allge­
meine Abnahme wird auf die begin­
nende Erschöpfung der Bakuer Quellen 
zurückgeführt. Eine völlige Erschöp­
fung der Bakuer Quellen ist indessen 
in absehbarer Zeit nicht zu befürchten, 
weil sich die ölführende Zone über 
die weitere Umgebung Bakus hinaus 
erstreckt und dort noch neue Quellen 
erschlossen werden können. Im übrigen

■) Angabe der Zollabteilung für 1907.
2) einschließlich der aus den Ab­

zuggräben der Springquellen aufge­
sammelten und der teils aus Brunnen 
geschöpften, teils aus Springquellen 
gewonnenen, aber nur für Heizzwecke 
verwendeten Erdölmengen.

verfügt Kaukasien in ändern Bezirken 
über anscheinend große Erdölvorkom­
men, beispielsweise in der Umgebung 
des Städtchens Maikop im Kuban­
gebiete, wo im August 1909 in nur 
rd. 75 m Tiefe eine mächtige Spring­
quelle erbohrt wurde, die gewaltige 
Erdölmengen lieferte. Das Erdölvor­
kommen bei Maikop ist geologisch 
noch wenig erforscht worden. Man 
vermutet, daß die Erdölzone einen 
schmalen Streifen von etwa 45 km 
Länge bildet. Zahlreiche Unternehmer, 
unter diesen englische Gesellschaften 
mit großen Anteilsummen3), haben in 
der Umgebung Maikops Landflächen 
erworben und veranstalten dort jetzt 
Mutungen auf Erdöl. Das Erdölvor­
kommen von Maikop liegt nur etwa 
95 km nördlich des Hafens von Tuapse 
(am Schwarzen Meer). Im Bau be­
griffen ist eine Eisenbahn, die Maikop 
nach Norden mit der Station Armavir 
der Rostow-Wladikawkaser Eisenbahn, 
nach Süden mit dem Hafen von Tuapse 
verbinden wird. Ein andres Erdöl­
vorkommen ist in der Umgebung der 
Stadt Anapa am Schwarzen Meer nörd­
lich der Hafenstadt Noworossisk be­
kannt geworden. Auch im äußersten 
Norden des Europäischen Rußlands, im 
Flußgebiete der Uchta (Zufluß der 
Petschora), kommt Erdöl vor4).

Elektrizitätsversorgung und ihre Kosten 
mit besonderer Berücksichtigung des 
Elektromotors. Von Dr. R. Es w e i n ,  
Dipl.-Ing. BeHin 1911. Franz Siemenroth, 
M 3,—.

Die Schrift ist ein Beitrag zur Kennt­
nis der wirtschaftlichen Seite der 
Elektrotechnik, der in Würdigung ihrer 
Bedeutung für unsere gesamte Volks­
wirtschaft heutzutage ganz besonderes 
Interesse entgegengebracht wird. Nach 
einer hauptsächlich die geschichtliche 
Entwicklung der Anwendung der Elek­
trizität behandelnden Einleitung kommt 
der Verfasser zunächst auf die Selbst­
kosten der Elektrizitätswerke für die 
Erzeugung elektrischer Energie zu 
sprechen. Die Selbstkosten werden

3) beispielsweise die Maikop Areas 
Ltd. mit einer Anteilsumme von 
600 000 £, die Maikop Oilfields Eastern 
und die Maikop Oil Petroleum Pro­
ducers mit je 425 000 £, die Scottish 
Maikop Oil Wells mit 105 000 £ und 
andre.

4) Vergl. auch T. u. W. 1910 S. 362 u. f.
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durch die Nachfrage beeinflußt. Der 
sogenannte Ausnutzungsfaktor spielt 
hierbei die Hauptrolle, besonders bei 
Werken, wo die veränderlichen Kosten 
im Vergleiche zu den festen sehr 
gering sind, wie z. B. bei Wasser­
kraftanlagen. Es wird bei hohem Aus- 
nulzungsfaktor nicht nur der Anteil der 
festen Kosten für die Energieeinheit 
niedriger, sondern es werden auch die 
veränderlichen Kosten nicht unwesent­
lich beeinflußt. Der Ausnutzungsfaktor 
wird größer und damit die Wirtschaft­
lichkeit der Elektrizitätswerke gesteigert 
bei Abgabe von Strom für Bahnen, 
Heiz- und chemische Zwecke. Für die 
Erzeugungskosten der Energie sind all­
gemein gültige Zahlen nicht aufzustellen, 
da sie von sehr vielen Umständen ab­
hängig sind. Es hat also eine Berech­
nung der Selbstkosten immer von Fall 
zu Fall zu geschehen. Sie teilen sich 
in feste (Anlage-) und veränderliche 
(Betriebs-) Kosten, welche ihrerseits 
wieder in verschiedene Posten zerfallen, 
ln Erkenntnis der hohen Bedeutung 
der Tariffrage für die Rentabilität der 
Elektrizitätswerke geht der Verfasser 
sehr ausführlich an Hand von Bei­
spielen auf sie ein. Ein guter Tarif 
soll die eigenartigen Produktionsver­
hältnisse der Elektrizität berücksichtigen 
und dabei einfach und übersichtlich 
sein, so daß es auch dem Laien leicht 
ist, sich in ihn einzuarbeiten. Es wer­
den die verschiedensten Tarife ange­
führt und an Hand von Zajjlenangaben 
kritisch beleuchtet. Eine der wichtigsten 
wirtschaftlichen Fragen bilden gegen­
wärtig die Rentabilität der Ueberland- 
zentralen und die Kosten der Energie, 
welche sie liefern. Neben den be­
deutenden, in industriereichen Gebieten 
durch Zusammenschluß öffentlicher und 
privater Werke entstandenen Ueber- 
landzentralen findet man heute viele, 
die sich der gesellschaftlichen Unter­
nehmungsform der Genossenschaft be­
dienen, die an anderer Stelle noch 
näher erörtert wird. Eine besondere 
Erhöhung der Wirtschaftlichkeit läßt 
sich durch Energieaustausch unter 
mehreren Werken, durch Deckung der 
Spitze eines Werkes mittels fremder 
Kraft erreichen. Ferner sind Angaben 
von Interesse über die Verhältnisse 
einiger Ueberlandzentralen, bei denen 
auch auf die von diesen abgeschlossenen 
Verträge eingegangen wird. Daß nicht 
allen diesen Zentralen eine glänzende

Rentabilität beschieden ist, besonders 
bei hauptsächlicher Versorgung land­
wirtschaftlicher Betriebe, ist eine nicht 
zu bestreitende Tatsache, weshalb es 
bei einer Neugründung, besonders bei 
Beteiligung der Gemeinden oder bei 
Heranziehung sonstiger öffentlicher 
Gelder, von größter Wichtigkeit ist, mit 
entsprechender Vorsicht zu Werke zu 
gehen und alle in Betracht kommenden 
Umstände eingehend zu prüfen. Außer 
den Ausgaben für die verbrauchte 
elektrische Energie erwachsen dem 
Kleinabnehmer noch die Kosten für 
Installation und Anschluß seiner Anlage, 
deren ungefähre Höhe in verschiedenen 
Zahlentafeln festgelegt ist. Im letzten 
Abschnitt wird der wirtschaftliche Ein­
fluß des Elektromotors in Hausindustrie, 
Handwerk und Landwirtschaft an Hand 
verschiedener Beispiele betrachtet und 
nachgewiesen, daß er unter bestimmten 
Verhältnissen sehr wohl bedeutende 
Ersparnisse gestattet, eine Verall­
gemeinerung der Ergebnisse aber nicht 
immer angängig ist.

Dipl.-Ing. W a lte r  R e iß e r, 
Charlottenburg.

Ueber elektrische Zählmaschinen für 
statistische Zwecke hat sich im ver­
gangenen Jahre der Präsident des 
Kaiserlichen Statistischen Amtes Dr. 
van der Borght auf einer Studienreise, 
insbesondere in Amerika, eingehend 
unterrichtet Die Köln. Ztg. schreibt 
hierzu:

Die Tätigkeit der elektrischen Zähl­
maschinen macht man sich am besten 
Idar, wenn man sie in drei Gruppen 
teilt: in Zählmaschinen, Sortiermaschinen 
und mechanische Addierwerke. Die 
Zählmaschine hat die Aufgabe, eine 
größere Zahl von Unterscheidungs­
merkmalen zu gleicher Zeit ersichtlich 
zu machen und die auf die einzelnen 
Unterscheidungsmerkmale entfallenden 
Einheiten zu zählen. Es ist das eine 
Aufgabe, die namentlich in der Bevölke­
rungsstatistik, in der Berufsstatistik, in 
der Kriminalstatistik und anderen Zwei­
gen der Statistik erwächst, wo eben 
jede Zählkarte nur eine Einheit darstellt. 
Die Sortiermaschine hat die Karten 
nach verschiedenen Gesichtspunkten 
auseinanderzulegen, ohne sie abzuzäh­
len, so daß man Karten verschiedener 
Art zusammenfindet. Die Addierwerke 
haben auf völlig mechanischem Wege 
Mengen und Größen aufzurechnen, wie 
das beispielsweise in der Handels-
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Statistik geschehen muß. In allen drei 
Fällen ist es jetzt gelungen, völlig 
mechanisch tätige Maschinen von außer­
ordentlicher Leistungsfähigkeit herzu­
stellen. Ihnen liegt der technische 
Gedanke zugrunde, der im Jacquard- 
Webstuhl verwandt ist. Anstatt also 
Zählkarten auszuschreiben, werden 
Kartenstücke mit Löchern versehen, 
von denen jedes einem bestimmten 
Unterscheidungsmerkmal entspricht; zu 
•diesen Löchern gehen Stifte, die dann 
in bestimmter Weise den elektrischen 
Strom schließen und dadurch ent­
weder das Zählwerk oder das Sortier­
oder Addierwerk in Tätigkeit setzen. 
Ausgegangen ist die Erfindung dieser 
Maschinen von dem Amerikaner 
Hollerith, der ursprünglich Zählma­
schinen derart baute, daß über eine 
Hartgummiplatte mit einer bestimmten 
Anzahl von Vertiefungen, von denen 
jede einen Quecksilbersatz enthielt, 
eine Platte mit Stiften lief, die nun 
durch die Löcher gingen und durch 
das Eintauchen in das Quecksilber den 
Strom schlossen und das Zählwerk in 
Bewegung setzen. Diese Maschine ist 
inzwischen wesentlich vervollkommnet 
und zu großer Leistungsfähigkeit ge­
bracht worden, so daß selbst bei Aus­
lösung der Stiftplatten mit der Hand 
in der Stunde über 2000 Karten durch 
die Maschine durchlaufen können, und 
zwar derart, daß eine größere Reihe 
-von Unterscheidungsmerkmalen zu 
gleicher Zeit auf die Zähluhren über­
tragen wird. Es liegt begründeter An­
laß zu der Annahme vor, daß eine 
weitere Verbesserung dieser Maschinen 
in der Richtung möglich ist, daß das 
Eingreifen der menschlichen Hand auf 
das Einlegen größerer Kartenmengen 
beschränkt wird; die Maschine wird 
also völlig selbsttätig arbeiten und da­
bei ungefähr 20 000 Karten in der 
Stunde bewältigen können. Die Sortier­
maschine arbeitet ebenfalls mit durch­
löcherten Karten in entsprechender 
Weise und kann stündlich 12 000 Karten 
in die verschiedenen Sortierkasten 
werfen. Die mechanischen Addierwerke 
können schon jetzt auf vier und mehr 
gleichzeitig nebeneinander arbeitende 
und für fünf- und mehrstellige Zahlen 
geeignete Addierapparate eingerichtet 
werden, wobei wiederum die mensch­
liche Mitwirkung auf die jeweilige Zu­
führung größerer Kartenmengen be­
schränkt bleibt. Im übrigen arbeiten

diese Werke vollständig mechanisch 
und können 10 000 Karten in der Stunde 
aufaddieren, und zwar gleichzeitig in 
allen vier Addierapparaten.

Das Zusammenarbeiten von Sortier- 
und Addiermaschinen hat offenbar eine 
besondere Bedeutung für die großen 
Aufgaben der Statistik, in denen eine 
beschränkte Zahl von großen Gruppen 
zu unterscheiden, gleichzeitig aber auch 
Mengen irgendwelcher Art aufzurechneu 
sind; denn es liegt der Gedanke nahe, 
den handelsstatistischen Betrieb auf 
einer ähnlichen Vereinigung von Ma­
schinen aufzubauen, und dieser Gedanke 
wäre namentlich da zu beachten, wo 
das Urmaterial der Handelsstatistik in 
irgend einer Form einer Zentralstelle 
zur Verarbeitung zufließt. In Deutsch­
land wird heute die Handelsstatistik so 
fertiggestellt, daß die Zahlstellen über 
ein- und ausgehende Sendungen auf 
Grund der ihnen zugehenden urschrift­
lichen Papiere Eintragungen in Formu­
laren machen, die dem Kaiserlichen 
Statistischen Amte regelmäßig zugehen 
und dort zerschnitten, sortiert und aufge­
rechnet werden, und zwar mit Additions­
maschinen mit Handbetrieb. Es scheint 
nicht ausgeschlossen, daß sich er­
möglichen ließe, den bisherigen Gang 
der Bearbeitung so umzugestalten, daß 
sich eine schnellere Bearbeitung mit 
den erwähnten Maschinen durchführen 
ließe, und zwar mit weniger Fehler­
quellen und mit einem geringeren Be­
darf an Zeit und Arbeitskräften. Die 
Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit 
der beschriebenen Maschinen ist so 
groß, daß ihnen die Handkraft nicht 
beikommen kann. Da die Verwaltungs­
statistik doch nicht Selbstzweck, sondern 
Mittel zum Zweck ist, und es Ziel einer 
sparsamen Verwaltung sein muß, mit 
möglichst geringen Betriebskosten aus­
zukommen, so hat die Frage der An­
wendung von Zählmaschinen, deren 
Studium der Präsident des Reichs­
statistischen Amtes sich unterzogen hat, 
ohne Zweifel eine große Bedeutung 
für die künftige Gestaltung des tech­
nisch - statistischen Betriebes. Es ist 
bezeichnend, daß in Amerika eine große 
Zahl von Eisenbahnen, Versicherungs­
gesellschaften u. a. sich in ausgiebigem 
Maße der statistischen Maschinen be­
dient und wegen des damit eintreten­
den geringeren Bedarfes an Personal 
auch finanzielle Vorteile hat. Bei Ein­
führung der Zählmaschinen im reichs-
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statistischen Betriebe würde sich der 
weitere Vorteil ergeben, daß die Han­
delsstatistik bedeutend früher heraus­
kommen könnte als heute, so daß die

bekannten grünen Hefte, auf die die Zei- 
tungs- und Handelswelt stets schmerz­
lich wartet, schon im ersten Drittel des 
Monats würden erscheinen können.

HANDEL UND VERKEHR.
Deutsche Unternehmen in der Türkei;

Bagdadbahn.
Im Anschluß an die ausführlichen 

Darlegungen Dr. Richard Hennigs im 
Februar- und Märzheft dieser Zeitschrift 
über die Bestrebungen zur Erschließung 
Mesopotamiens, Kleinasiens und Per­
siens sei hier wiedergegeben, was der 
Geschäftsbericht der Deutschen Bank 
über deren Beteiligung an türkischen 
Verkehrsunternehmen enthält.

»Unsere Eisenbahn-Unternehmungen 
in der Türkei hatten ein gutes Jahr zu 
verzeichnen. Dank einer glänzenden 
Ernte in Kleinasien, aber auch infolge 
der freieren Bewegung unter dem neuen 
Regime, hoben sich die Steuereingänge, 
wie auch die Eisenbahn-Einnahmen, 
während sich die Zuschläge der türki­
schen Regierung zu den garantierten 
Einnahmen der Bahnen entsprechend 
verminderten. Im Falle der Makedo­
nischen Eisenbahn-Gesellschaft erhielt 
die Regierung für das Berichtsjahr, an 
Stelle der früher erheblichen, allmählich 
entbehrlich gewordenen und verschwun­
denen Subventionsrechnungen einen 
nennenswerten Gewinnanteil.

»Die Anatolische Bahn-Gesellschaft 
wird wiederum 5 vH Dividende ver­
teilen und in der Lage sein, ihre durch 
drei vorangegangene Mißjahre ge­
schwächten Reserven aufzufüllen. Das 
Rohmaterial sowie die Speicher- und 
Hafenanlagen in Haidar-Pascha ver­
mochten kaum dem großen Verkehrs­
bedürfnis während der Erntemonate zu 
genügen. Ein von uns geführtes Kon­
sortium unternahm im Berichtsjahre die 
Konvertierung der öprozentigen Obli­
gationen der Gesellschaft von über 150 
Millionen Frs auf 4V2vH; die Opera­
tion wurde mit vollem Erfolge durch­
geführt, und das Syndikat konnte sich 
im neuen Jahre auflösen.

»Die Bewässerung der Ebene von 
Konia an der ersten Teilstrecke der 
Bagdadbahn schreitet rüstig voran. Die 
türkische Regierung hat uns mit den 
Vorstudien zur Lösung einer ähnlichen, 
noch größeren Aufgabe in der kiliki- 
schen Ebene betraut. Während im

Deutschen Reiche rund der vierte Teil 
des Bodens mit Wald bestanden ist 
und deshalb völlige Mißernten kaum 
zu befürchten sind, drohen dem türki­
schen Bauern abwechselnd Regenman­
gel und Ueberschwemmung; nur durch 
künstliche Bewässerung kann diesem 
Uebelsiande wirksam begegnet und das 
auf große Strecken verödete Land wie­
der fruchtbar gemacht werden.

»Die Bagdad-Baugesellschaft nahm 
die Ausführung ihrer Aufgaben an ver­
schiedenen Punkten auf; von Bulgurlu, 
dem jetzigen Endpunkte der Bagdad­
bahn, wurde die Strecke über den Tau­
rus vorgetrieben, und die Schienen 
haben den höchsten Punkt des Gebir­
ges bereits überschritten; von Adana, 
in der kilikischen Ebene, wird nach 
Westen auf den Taurus zu und nach 
Osten gegen den Amanus gebaut. Da­
gegen konnte der Bau von Aleppo aus 
erst im letzten Vierteljahr des Berichts­
jahres begonnen werden, weil die Be­
hörden immer wieder Aenderungen an 
der Linienführung wünschten, so daß 
die endgültige Linie erst 2 ‘/j Jahre nach 
Abschluß des Vertrages über den Wei­
terbau festgestellt werden konnte. Die 
4prozentige Ottomanische Bagdad-An­
leihe Serie II wurde im Berichtsjahre mit 
gutem Erfolg emittiert, und die Bahn­
gesellschaft verfügt jetzt bei uns über 
ein bedeutendes Guthaben, das erst in 
zwei weiteren Baujahren erschöpft sein 
dürfte. Die Eisenbahn - Gesellschaft 
Mersina-Tarsus-Adana war sowohl in­
folge des allgemeinen Aufschwunges 
in der Türkei als auch durch den Bag­
dadbau bis an die Grenze ihrer Lei­
stungsfähigkeit beschäftigt.

»Die Betriebsgesellschaft der orien- 
lischen Eisenbahnen nahm ottomani­
sche Nationalität an und verlegte ihren 
Sitz nach Konstantinopel; sie hat über­
aus erfreuliche Einnahmen zu ver­
zeichnen.«

Ende März sind nun auch die Ver­
träge über den Weiterbau der Bagdad­
bahn bis Bagdad sowie über die Zweig­
linie von Osmanije nach Alexandrette
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vom Großwesir und dem Vertreter der 
Bagdadbahngesellschaft unterzeichnet 
worden. Die Strecke Bagdad-Persischer 
Golf, für die der Bagdadbahngesell­
schaft die Konzession schon erteilt war, 
wird den neuesten Abmachungen zu­
folge von einer unter türkischer Regie 
stehenden ottomanischen Gesellschaft 
gebaut werden, und zwar unter inter­
nationaler Beteiligung, wobei jedoch 
ausbedungen worden ist, daß der An­
teil des deutschen Kapitals an dieser 
Gesellschaft nicht geringer sein soll, 
als der Anteil irgend einer anderen 
fremden Nation.

Der Abschluß von Geschäften mit China.
Fabriken, welche in China ein Ab­

satzgebiet haben oder ein solches 
suchen, sollten sich, wie die »Nach­
richten für Handel und Industrie« auf 
Grund eines Berichtes des Kaiserlichen 
Konsulates in Hongkong mitteilen, zur 
Abschließung von Geschäften heute 
mehr denn je nach Möglichkeit der 
Vermittlung des deutschen Kommissio­
närs bedienen, der durch seine in China 
befindliche eigene Firma die Verhält­
nisse der chinesischen Käufer und die 
Absatzmöglichkeit in jedem Zweig 
und an jedem Platze fortgesetzt beob­
achten und sich unterrichten kann.

Als nach dem Jahre 1900 Ostasien 
in den Vordergrund des Interesses trat, 
waren mehrfach europäische Firmen 
dazu übergegangen, für Ostasien Kollek­
tivreisende anzustellen, die dann teils 
durch Vermittlung am Ort ansässiger 
Kommissionsfirmen mit Gewalt Ge­
schäfte zu machen suchten, teils auch 
sich gezwungen sahen, um überhaupt 
Abschlüsse zu machen, mit den kleinen 
und kleinsten Chinesenläden in Ver­
bindung zu treten. In diesem Falle 
mußten sie sich dazu verstehen, dem 
Schuldner die Ladescheine gegen eine 
90 Tage-Sichttratte, deren Eingang sie 
selbst der Bank verbürgen mußten, aus­
zuhändigen. Da jedoch in Hongkong 
und China noch kein Gesetz besteht, 
nach dem chinesische Firmen ihre Ge­
schäftsteilhaber eintragen lassen müssen, 
so verschwinden bei Vermögensverfall 
stets die wirklich verantwortlichen Teil­
haber, und die Gläubiger haben dann 
das Nachsehen. Es kann also vor 
einem Arbeiten unmittelbar mit Chi­
nesen nur gewarnt werden. In den 
letzten Jahren ist man denn auch wohl 
infolge schlechter Erfahrungen von dem 
Hinaussenden eines Reisenden, der un­
mittelbar Geschäfte abschließen soll, ab­
gekommen. Es dürfte sich in den aller­
seltensten Fällen bezahlt gemacht haben.

GELD-, BANK» UND BÖRSENWESEN.
Die deutschen Großbanken im Jahre 1910.

Die Abschlüsse der deutschen Groß­
banken für das Jahr 1910 haben das Ver­
trauen, das man in die Weiterentwicklung 
unserer Riesenkreditinstitute gesetzt 
hatte, im wesentlichen erfüllt. Das 
günstige Ergebnis ist nicht zum ge­
ringsten der ruhigen und stetigen Ent­
faltung unseres Wirtschaftslebens zu 
verdanken. Rein äußerlich betrachtet 
haben sich die Gewinne der Banken, 
soweit sie in den verteilten Dividenden 
zum Ausdruck kommen, auf der Höhe 
des Vorjahres gehalten. Allein die Dis­
konto-Gesellschaft und die National­
bank für Deutschland schütten mit 
10 bezw. 7 vH eine um 1/i vH höhere 
Dividende als im Vorjahr aus, und das­
selbe gilt für die Mitteldeutsche Credit- 
bank, die mit ihrer jetzigen Dividende 
von 6V2 vH gegen 6 vH den Stand des 
Jahres 1908 zurückerobert. Alle übri­
gen Banken haben an der Dividende 
des Vorjahres festgehalten, wenn sich 
auch der Bruttogewinn fast überall 
gegenüber dem Vorjahr steigern konnte.

Die einzige Bank, deren Bruttoertrag 
hinter dem vorjährigen zurücksteht, ist 
die Berliner Handelsgesellschaft, die 
an der Niederdeutschen Bank beteiligt 
war. Erheblich gestiegen sind auch in 
diesem Jahre wieder die Handlungsun­
kosten infolge der Gehaltaufbesserung 
der Beamten, zum Teil aber auch infolge 
der Ausdehnung der Banken. Daß in die­
sen Ausdehnungsbestrebungen auch im 
laufenden Jahr fortgefahren wird, scheint 
mehr als wahrscheinlich, denn eine 
Reihe von Banken hat beschlossen, 
ihr Kapital zu erhöhen; so die Mittel­
deutsche Creditbank um 6 Millionen M, 
die Nationalbank um 10 Millionen M 
und die Diskonto-Gesellschaft um 30 
Millionen M. Mit dieser Kapitalerhö­
hung tritt sie in die Reihe der 200 Mil- 
lionen-Banken ein 

Die rein geschäftliche Ausdehnung 
der Großbanken hat sich stark gestei­
gert. Man berechnet ihren Umsatz auf 
rd. 390 Milliarden M, oder auf über 50 
Milliarden M mehr als im Vorjahre. 
Hieran nahm allein die Deutsche Bank
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mit einem Umsatz von nicht weniger 
als 112 Milliarden M gegen 102 Milliar­
den M i. V. teil; ihr folgt in raschem 
Schritt die Dresdner Bank mit 84 (70) 
Milliarden M, während sich bei der 
Diskonto-Gesellschaft der Gesamtum­
schlag von 47 auf 53 Milliarden M er­
höht hat, wozu allerdings noch der Um­
satz der Norddeutschen Bank hinzuzu­
fügen ist, so daß sich ein Gesamtum­
schlag von 71 (63) Milliarden M ergibt.

Sämtliche Banken haben im Zinsen- 
und Wechselverkehr wenn auch unter­
einander recht abweichende Mehrge­
winne zu verzeichnen gehabt. Zu Zei­
ten teuren Geldstandes verschiebt sich 
ja auch der Unterschied zwischen Ak­
tiv- und Passivzinsen besonders zu­
gunsten der Banken. Auch auf Provi­
sionskonto wurde im allgemeinen gut 
verdient, dagegen zeigen die Effekten- 
und Konsortialgewinne durchweg eine 
Minderung, die besonders stark bei der 
Darmstädter Bank und bei der Handelsge­
sellschaft hervortritt, während der Rück­
gang der Effekten- und Konsortialge­
winne bei der Diskonto-Gesellschaft 
darauf zurückzuführen ist, daß auf die­
sem Konto im Vorjahr ausnahmsweise 
große Gewinne erzielt wurden. Aber 
auch bei der Deutschen Bank ist ein 
Rückgang der Gewinnergebnisse dieses 
Kontos um über l '/ j  Millionen M fest­
zustellen. Das Jahr 1910 war eben für 
Ausgabe von Aktien usw. wesentlich 
ungünstiger als das Vorjahr, dessen 
glänzende Börsenverhältnisse einen be­
deutenden Anreiz für Neugründungen 
und Kapitalanlagen boten. Immerhin 
sind die Banken mit ihren Ergebnissen 
nicht unzufrieden, die durch gute Ern­
ten, wachsenden Verbrauch der länd­
lichen Bevölkerung, steigende indu­
strielle Erzeugung und lebhaften Eisen­
bahn- und Schiffahrtverkehr günstig 
beeinflußt wurden. Auch die Ordnung 
der Reichsfinanzen hat ihre gute Seite 
gehabt, und ebenso der Umstand, daß 
die Kräfte der Bankwelt nicht durch 
Ausgabe von niedrig verzinslichen hei­
mischen Staatsanleihen in Anspruch 
genommen wurden. Sieht doch allein 
die Deutsche Bank auch heute noch 
ihren Effektenbesitz mit nicht weniger 
als 127 Millionen M Staatsanleihen und 
Schatzwechseln belastet und haben doch 
8 Großbanken bei einem Effektenbesitz, 
der mit über 300 Millionen M zu Buch 
steht, mehr als die Hälfte in festver­
zinslichen Werten angelegt, die immer­

hin kaum mehr als 4 vH bringen dürf­
ten. Die Bankwelt hat den Wunsch, 
daß die Sparkassen mehr Rentenwerte 
zu kaufen gesetzlich veranlaßt und sie 
selbst dadurch entlastet werden, wäh­
rend sie den Vorschlag, die Reserve­
fonds industrieller Aktiengesellschaften 
mit Staatsanleihen zu belasten, für ge­
fährlich hält. Man weist auf das Bei­
spiel Englands hin, dessen Sparkassen 
den Fehler gemacht haben, mit Käufen 
von Rentenwerten nachzulassen, wo­
durch die Kurse der Staatsanleihen ge­
fallen seien.

Die Arbeiterschwierigkeiten in der 
Bauindustrie und im Schiffbaugewerbe 
scheinen nur geringe Spuren in der 
Tätigkeit und im Ergebnis unserer 
Banken hinterlassen zu haben, dagegen 
weisen sie mit Nachdruck darauf 
hin, daß unter der drohenden Reichs- 
Wertzuwachssteuer die Bautätigkeit 
schwer gelitten habe. Ebenso mißt 
man der noch immer starken Verteu­
erung der Rohstoffe und der ungeklärten 
Lage der Verbandsfragen einen hem­
menden Einfluß auf die Gesamtlage 
der Industrie und so mittelbar auf das 
Bankergebnis bei. Die Unsicherheit 
der amerikanischen Wirtschaftsverhält­
nisse, die auf die deutsche Börse 
sehr hemmend gewirkt hat, wird auch 
von der Bankwelt in diesem Sinne ge­
würdigt, wenn man auch anderseits in 
der innerhalb der amerikanischen Indu­
strie erzwungenen Einschränkung der 
Produktion und der dadurch schließlich 
bewirkten Besserung der amerikanischen 
Handelsbilanz eine gewisse Gewähr 
für eine Besserung des europäischen 
Wirtschaftslebens erblickt. Trotz der 
wenig freundlichen Haltung, die Amerika 
uns gegenüber an den Tag legt, nament­
lich in der Schiffahrts-, der Kali- und der 
Zolltariffrage, wird die Großbankwelt 
doch nicht auf die Unterbringung aus­
ländischer Werte in Deutschland ver­
zichten. Man weist darauf hin, daß 
die Zahlen der Emissionsstatistik für 
die wirkliche Belastung des Marktes 
völlig bedeutungslos sind, da sie nur 
die Anzahl der in Deutschland tatsäch­
lich lieferbaren und keineswegs die 
weit geringeren Beträge der mit deut­
schem Geld erworbenen Papiere an­
geben. »Ein Verzicht auf die Erwer­
bung ausländischer Fonds wäre gleich­
bedeutend mit dem Verzicht auf die 
politische und wirtschaftliche Geltung 
Deutschlands als Weltmacht«, urteilt die
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Diskonto- Gesellschaft. In ähnlichem 
Sinne spricht sich die Deutsche Bank 
aus, während die Dresdner Bank dar­
auf hinweist, daß es wohl ein Idealzu­
stand wäre, wenn Deutschland die Vor­
teile einer einflußreichen Stellung auf 
dem Weltmarkt ohne ihre Nachteile 
einheimsen und eine Ausnahme von 
der Regel bilden könnte, daß, wer 
nehmen will, auch geben muß. Sobald 
auch nur entfernte Anzeichen dafür be­
merkt würden, daß auf Deutschlands 
Hülfe zur Befriedigung der Kreditbe­
dürfnisse der ihm befreundeten Länder 
weniger Verlaß sei als auf die stete 
Hülfsbereitschaft von England, Frank­
reich und vielfach auch Nordamerika, 
würde Deutschlands politischer und 
wirtschaftlicher Einfluß, Handel, Schiff­
fahrt und Ausfuhr einen durch die 
mächtigste Flotte nicht auszugleichen­
den Schaden erleiden.

Wie sich in der Industrie die Ver­
einigungen großer Betriebe zu immer 
machtvolleren Gebilden häufen, so ha­
ben auch bei den Banken die Bewe­
gungen auf Zusammenschluß einer- und 
auf Ausdehnung anderseits nicht ge­
ruht. Die Diskonto-Gesellschaft hat mit 
der Errichtung von Zweigniederlassun­
gen in Höchst und Homburg und im 
neuen Jahr in Offenbach und Frank­
furt (Oder) neue Stützpunkte gewon­
nen und hat auch in Berlin und Vor­
orten neue Depositenkassen errichtet. 
Die Dresdner Bank hatte mit Hülfe 
ihrer letzten Kapitalerhöhung die Bres­
lauer Wechslerbank und die Württem- 
bergische Landesbank übernommen 
und neue Niederlassungen in Breslau, 
Liegnitz, Gleiwitz und Bunzlau, sowie 
in Stuttgart, Heilbronn und Ulm er­
öffnet. Im neuen Jahre hat die Dresd­
ner Bank in Frankfurt (Oder) festen 
Fuß gefaßt, im Zusammenhänge mit 
der Zahlungseinstellung der dortigen 
Vereinsbank. Ebenso hat die Dresdner 
Bank Filialen der Oberschlesischen 
Bank in Beuthen, Königshütte und Tar- 
nowitz übernommen und dort einige 
Niederlassungen errichtet, sowie end­
lich in Stettin eine Filiale ins Leben 
gerufen. Es ist bemerkenswert, daß sich 
gerade die Dresdner Bank, die noch vor 
einigen Jahren den Ausbau ihrer Orga­
nisation im Inland für vollendet erklärte, 
nunmehr wieder besonders ausge­
dehnt hat. Bei der Darmstädter Bank 
hat sich die Zahl der Zweiganstalten 
durch Errichtung von Filialen in Mün­

chen und Nürnberg, durch Niederlas­
sung in Fürth und Bamberg vermehrt. 
Weiter errichtete sie eine Filiale in 
Düsseldorf und eine Niederlassung in 
Wiesbaden und nahm ferner alte Pri­
vatbankgeschäfte in ihre Depositenkasse 
Darmstadt auf, um daneben auch ihre 
Berliner Depositenkassen zu vergrö­
ßern. Die Zahl der Depositengelder 
bei den 8 Großbanken (die Handelsge­
sellschaft scheidet hier aus) hat sich 
um 225 Millionen M auf 1566 Millionen 
M erhöht; davon entfallen allein 558 
Millionen M auf die Deutsche Bank. 
Bemerkenswert ist, daß die Berliner 
Handelsgesellschaft für die Unterbrin­
gung ihrer Effekten Anschluß an das 
ausgezeichnete Filialnetz? der Dresdner 
Bank gesucht hat.

Nicht weniger bedeutend als die in­
ländischen Beziehungen haben sich auch 
die ausländischen entwickelt. Die Deut­
sche Bank hat in Konstantinopel weiter 
festen Fuß gefaßt und die Organisation 
ihrer Brüsseler Filiale ausgebaut. Ihr 
Tochterinstitut, die Deutsche Uebersee- 
ische Bank, wird nächstens in Brasilien 
ihre Tätigkeit entfalten. Die Dresdner 
Bank hat durch ihre Vereinigung mit 
der Banque J. Allard & Co. in Paris, 
an der sie sich mit namhaften Aktien­
kapital beteiligt hat, einen wertvollen 
Stützpunkt gewonnen.

Das Auslandgeschäft unserer Banken 
hat sich befriedigend entwickelt, wie 
die Auslassungen der Diskonto-Gesell­
schaft über die Otavi- und Schantung- 
unternehmen, der Dresdner Bank über 
die Orient- und die Deutsch-Südamerika- 
Bank und der Deutschen Bank über 
die Beteiligungen in der Türkei erken­
nen lassen. Weniger freundlich scheinen 
sich allerdings die Petroleumunterneh­
mungen der Großbankwelt zu gestalten. 
Die der Diskonto-Gesellschaft nahe­
stehende Allgemeine Petroleum-Gesell­
schaft verteilte keine Dividende, die 
Deutsche Bank verzichtet auf die Aus­
gabe der Aktien der Deutschen Petro­
leum-Aktiengesellschaft, anläßlich des 
von der Standard Oil Co. hervorgeru­
fenen Petroleumkrieges, während sich 
die Steaua Romana in guter Finanzlage 
befindet. Der Schaaffhausensche Bank­
verein hat bekanntlich durch die Ver­
schmelzung des ihm nahestehenden 
Regatul Roman mit der Gruppe der 
Kgl. Niederländischen Gesellschaft be­
kundet, daß er eine langsame aber doch
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sichere Loslösung seiner Petroleum­
interessen in Rumänien anstrebt.

Die Bilanzen unserer Großbanken 
machen einen stark gespannten Ein­
druck. Die Bilanzsumme stellt sich auf 
73/4 Milliarden M, die Akzepte, Kredi­
toren und Depositen machen rd. 6 Mil­
liarden M aus, oder 858 Millionen M 
mehr als im Vorjahre. Sie sind durch­
weg bei allen Banken gestiegen. Dem 
gewaltigen Zuströmen fremder Gelder 
entspricht bei weitem nicht die Zu­
nahme der flüssigen Mittel. Bargut­
haben, Bankguthaben und Wechsel 
stiegen um 217 Millionen auf 2299 Mil­
lionen M, Reports, Lombards, Waren­
vorschüsse und Wertpapiere um 189 
auf 1859 Millionen M. Das Debitoren­
konto hat sich insgesamt um 447 Mil­
lionen auf 2871 Millionen M gemehrt. 
Die Liquidität hat sich im allgemeinen 
verschlechtert, wenn auch in verschie­
denem Grade, bei der Deutschen Bank 
am wenigsten, nämlich von 65,9 auf 
65,6 vH, bei der Diskonto-Gesellschaft 
von 55,6 auf 49,1 vH, bei der Dresdner 
Bank von 58,2 auf 54,8 vH , bei der 
Darmstädter Bank von 60,7 auf 56 vH, 
bei Schaaffhausen von 46,6 auf 45,9 vH, 
bei der Handelsgesellschaft von 63,4 
auf 58 vH, bei der Nationalbank von 67 
auf 61 vH. Auch in diesen letzten 
Zahlen kommt die bedeutende Aus­
dehnung des Geschäftes zum Ausdruck.

M.
Die Zulassung ausländischer Wert­

papiere an deutschen Börsen hat in 
den letzten Wochen ausgiebig die Par­
lamente beschäftigt. Anlaß hierzu gab 
die Absicht der Berliner Handelsgesell­
schaft, die Aktien eines amerikanischen 
Eisenbahnunternehmens an der Berliner 
Börse einzuführen. Die mit der Rück­
sicht auf den heimischen Geldmarkt 
begründete ablehnende Stellungnahme 
des preußischen Handelsministers ist 
in der Tages- und Fachpresse ein­
gehend und vielfach zustimmend be­
sprochen worden.

In einer soeben erschienenen Schrift 
»Kapital und Staatsaufsicht« (Berlin,
E. S. Mittler & Sohn) weist nun Staats­
sekretär a. D. Dernburg auf das Be­
denkliche des Vorgehens der Regierung 
hin. »Die Frage der Zulassung der 
ausländischen Wertpapiere, so führt er 
einleitend aus, ist kein wesentliches 
Interesse der Großbanken und des 
Großkapitals; es ist das Interesse der 
vielen mittleren und kleinen Kapita­

listen, die von Konsolzinsen allein nicht 
mehr leben können, und das Interesse 
der deutschen Industrie und Arbeiter­
schaft, die ohne diese Finanzierung 
ihrer Produkte durch solche Anleihen 
ihre zur Zahlung unseres Rohmaterial­
bedarfes nötige Exportproduktion nicht 
aufrecht halten können, und der deut­
schen Schiffahrt, die vom Welthandel 
lebt.«

Nach sachverständigem Eingehen auf 
alle einschlägigen Fragen kommt Dern­
burg zu dem Schluß, daß durch den 
von der Regierung beschrittenen Weg 
große nationale Interessen verletzt 
werden, und daß die mühsam errun­
gene Stellung, die sich das geschäft­
liche Deutschland in langer Arbeit er­
worben hat, dadurch gefährdet wird.

Kapitalanlage und Bankverkehr. Von
Dr. R. C aleb . Stuttgart 1910, Muth. 
M 2,—.

Wechselkunde. Von Aug. Schm idt. 
Leipzig 1910, A. Gloeckner. M 1,80.

Calebs »Kapitalanlage und Geld ver­
kehr « will in kurzer und übersichtlicher 
Form alles das, was bei der Vermö­
gensverwaltung und besonders beim 
Kauf und Verkauf von Wertpapieren 
wissenswert und notwendig ist, zusam­
menstellen. Wissenschaftliche Gründ­
lichkeit wird von dem rein praktischen 
Zielen dienenden Buch nicht angestrebt. 
Immerhin muß auch von einer solchen 
Darstellung verlangt werden, daß die 
Angaben, die sie enthält, einwandfrei 
sind. Dies ist nicht überall der Fall, 
so z. B. S. 67, wo unter »Ursachen der 
Wirtschaftskrisen« ohne weitere Erläu­
terung die »Verbesserung und Verbilli­
gung des Transportwesens« genannt 
wird. Daß industrielle Obligationen 
(S. 55 u. 56), weil sie ohne staatliche Ge­
nehmigung nicht als In h a b e r- , son­
dern nur als Namensobligationen aus­
gegeben werden dürfen, dadurch in 
ihrer Unterbringung besonders gehemmt 
seien, trifft nicht zu. Wünschenswert 
wäre auch, daß die Zahlen über den 
Umlauf von Wertpapieren usw. bis auf 
die letzten Jahre ergänzt würden. Falsch 
ist die Angabe S. 95: »Niemand braucht 
Banknoten an Zahlungsstatt anzuneh­
men«. Seit dem 1. Januar 1910 haben 
die Reichsbanknoten gesetzliche Zah­
lungskraft.

S ch m id ts  »Wechselkunde« berück­
sichtigt die einschneidenden Verände­
rungen, die die Wechselordnung vom
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Jahre 1908 in den einschlägigen Be­
stimmungen gebracht hat. Zahlreiche 
Formulare veranschaulichen den Text

FABRIKORGANISATION
Selbstkostcnbercchnung im Maschinen­

bau. Von 3)r.=3nfl. G eo rg  S ch lesin ­
ger. Berlin 1911, Julius Springer. 
M 10,—.

Allmählich bricht sich die Ansicht 
siegreich Bahn, daß es, um ein indu­
strielles Unternehmen gewinnbringend 
zu gestalten, heute nicht mehr aus­
reicht, über gute zeichnerische Ent­
würfe und gute Fabrikeinrichtungen zu 
verfügen, sondern daß es vor allen 
Dingen notwendig ist, mit Hülfe einer 
gut durchgebildeten Organisation die 
Selbstkosten dauernd zu überwachen 
und die Zweckmäßigkeit der zeichne­
rischen Entwürfe und der Werkstatt­
einrichtungen von dem Gesichtspunkte 
der Selbstkosten aus dauernd zu be­
obachten.

Der Verein Deutscher Maschinenbau­
anstalten hat im Jahre 1906 beschlos­
sen, die Frage der Selbkostenberech- 
nung eingehend zu studieren, und zwar 
veranlaßte ihn hierzu die Erwägung, 
daß ein Gesunden der Maschinen­
industrie und ein Heben der Verkauf­
preise, die nach dem Urteil einsichts­
voller Beurteiler vielch unter den 
wirklichen Selbstkosten liegen, nur 
zu erwarten sein könne, wenn jeder 
Besitzer oder Leiter einer Fabrik lerne, 
seine wirklichen Selbstkosten richtig zu 
bestimmen. Das Ergebnis dieser Stu­
dien wurde im Aufträge des mit diesem 
Studium beauftragten Ausschusses von 
Bruinier in einer kleinen Schrift »Selbst­
kostenberechnung für Maschinenfabri­
ken« zusammengefaßt.

Der Verein Deutscher Maschinenin­
genieure ist nun diesem Beispiele des 
Vereines DeutscherMaschinenbauanstal- 
ten gefolgt. Während bei diesem Ver­
eine, dessen Mitglieder zum größten 
Teile Firmen sind, immerhin eigne In­
teressen die Anregung zur Aufnahme 
solcher Untersuchungen gegeben haben, 
hat bei jenem, der sich zum größten 
Teil nur aus persönlichen Mitgliedern 
zusammensetzt, wohl nur das Interesse 
an der die technische Welt zur Zeit sehr 
stark bewegenden Frage zur Unter­
suchung der Selbstkosten geführt. Der 
Verein Deutscher Maschineningenieure 
hat sich den Dank aller beteiligten

und können für den praktischen Ver­
kehr als Vorlage dienen. Sie erhöhen 
die Brauchbarkeit des Buches.

UND -VERWALTUNGo
Kreise dafür verdient, daß er diese 
Frage, die nicht oft und nicht einge­
hend genug behandelt werden kann, 
von neuem angeschnitten hat.

In seinem Aufträge hat Professor 
©r.^Sug. Schlesinger die Frage der 
Selbstkostenberechnung im Maschinen­
bau zum Gegenstände seiner Betrach­
tungen gemacht und seine Untersuchun­
gen in einem 170 Seiten starken Buche 
der technischen Welt jetzt vorgelegt. 
Schlesinger hat sich dieser Aufgabe, 
wie es von einem so erfahrenen Prak­
tiker auf technischem und schriftstelle­
rischem Gebiete nicht anders zu er­
warten war, mit großem Geschick ent­
ledigt. Er gibt in seinem Buche nicht 
lange theoretische Erörterungen über 
das Wesen der Selbstkostenberechnun­
gen, sondern an Hand der den prakti­
schen Verhältnissen entnommenen Vor­
lagen und Vordrucke läßt er vor den 
Augen des Lesers alle die Selbstkosten 
bestimmenden Umstände natürlich sich 
entwickeln. Schlesinger hat hierzu, wie 
man erkennt, seine eigenen in der 
Praxis erworbenen sehr gründlichen 
Kenntnisse der Selbstkostenberechnung 
durch ein eingehendes Studium der 
einschlägigen Verhältnisse einiger Fa­
brikbetriebe erweitert. Sehr anzuer­
kennen ist es, daß diese Fabrikbetriebe 
rückhaltlos ihre Systeme der Selbst­
kostenermittlung aufgedeckt und dem 
Studium und der Veröffentlichung preis­
gegeben haben. Schlesinger sagt mit 
Recht: »Es ist wohl das erstemal, daß 
sich die wichtigsten Firmen eines be­
stimmten großen Fabrikationszweiges 
bereit erklärt haben, ihre Selbstkosten­
ermittlungen einer vergleichenden Kritik 
durch einen Außenstehenden unter­
ziehen zu lassen.«

Es sind dies:
1. Die Vorstände der Wagenfabri­

ken: G. Talbot-Aachen; Breslauer Ak­
tiengesellschaft für Eisenbahnwagen­
bau und Maschinenbau-Anstalt Breslau; 
Gebr. Hofmann, Breslau; van der Zy- 
pen & Charlier, Köln; P. Herbrand, 
Köln; Waggonfabrik Danzig, Danzig; 
Aktiengesellschaft für Fabrikation von 
Eisenbahnmalerial, Görlitz; Gebr. Ga- 
stell, Mainz; P. Podeus, Wismar;
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2. die Vorstände der Lokomotivfa- 
briken: Aktiengesellschaft für Eisen­
bahnwagenbau- und Maschinenbau-An­
stalt, Breslau; Hannoversche Maschi- 
nenbau-A.-G., Hannover; A. Jung, Jun­
genthal; Uniongießerei, Königsberg; A. 
Borsig, Tegel;

3. die Vorstände der Eisenbahn-Werk­
stätteninspektionen: Grunewald; Tem­
pelhof; Markgrafendamm-Berlin,
alles Namen von gutem Klang.

Ich sehe in der Tatsache, daß diese 
Firmen ihre Selbstkostenermittlungen 
zur Veröffentlichung zur Verfügung ge­
stellt haben, einen Beweis dafür, daß 
im Verlauf von ungefähr 10 Jahren auch 
wir Deutsche gelernt haben, daß der 
Einblick, den man als Industrieller dem 
ändern in seine Systeme und Organi­
sationen gewährt, einem keinen Scha­
den bringt, sondern daß sich im Gegen­
teil das Wissen dessen, was richtig ist, 
dadurch verbreitet und infolgedessen in 
diesem Sonderfall auch der andere lernt, 
wie er zu rechnen hat, um seine Selbst­
kosten richtig zu bemessen. Wir n ä ­
hern  uns dadurch der Zeit, in der man 
wenigstens davor sicher sein kann, daß 
die geringen Preise, denen man im 
Wettbewerb begegnet, aus U n k e n n t­
n is  der wirklichen Selbstkosten zu 
niedrig angesetzt sind. Diese Fälle 
sind meines Erachtens h e u te  aber 
leider noch sehr häufig.

Sehr interessant ist es, zu beobachten, 
daß nach den Untersuchungen von 
Schlesinger die Organisationsunter­
schiede bei den einzelnen Firmen sehr 
gering sind; bei einigen decken sie sich 
nach seinen Angaben in einzelnen 
Punkten fast vollständig. Dies ist doch 
wohl ein Beweis dafür, daß diese Sy­
steme sich aus der menschlichen Logik 
heraus entwickelt haben, und daß sie 
die richtige Lösung für die gestellte 
Aufgabe darstellen.

Schlesinger hat den Stoff in zwei 
Teile geteilt, indem er zuerst die pri­
vaten Werkstätten für den Neubau von 
Wagen und Lokomotiven bespricht, 
während er in dem zweiten die Orga­
nisation der Staatswerkstätten für die 
Ausbesserung von Wagen und Loko­
motiven behandelt und mit den privaten 
Betrieben vergleicht.

Namentlich der erste Teil wird für 
alle, die sich für die Selbstkostenauf­
stellungen interessieren, von größtem 
Interesse sein; denn logisch und präzis 
wird jedes einzelne Element entwickelt

und kritisch beleuchtet, und für seine 
rechnerische Festhaltung werden aus 
einem oder mehreren der besprochenen 
Betriebe gültige Muster gegeben.

Der Aufbau dieses ersten Teiles voll­
zieht sich folgendermaßen:

Zu oberst steht die Teilung der Auf­
träge, mit denen sich ein Werk zu be­
schäftigen hat, nämlich die Aufträge 
von Kunden, für das Magazin, für 
eigene Werkeinrichtungen und für In­
standsetzungsarbeiten für das eigene 
Werk.

Sehr lesenswert ist, was Schlesinger 
hier über das häufige Durcheinander­
werfen dieser vier Gruppen sagt und 
wie diese oft Vorgefundene Unklarheit 
auf die Selbstkosten der Kunden- und 
der Magazinaufträge, die doch schließ­
lich den Schornstein rauchen machen, 
verwischend einwirkt.

Es folgt dann die Besprechung der 
Materialbestellung; den Stücklisten und 
Zeichnungen, ihrer Herstellung und 
Aufbewahrung ist ein längerer Ab­
schnitt gewidmet. Sehr eingehend ist 
die Frage der Art der Löhne, ihrer ver­
schiedenen Formen, ihrer Berechnung 
und Festhaltung behandelt. Die Ver­
waltung und Berechnung des Materials, 
Anforderung, Verausgabung, sowie der 
Holzhof, ein für Wagenfabriken beson­
ders wichtiger Zweig, werden eingehend 
besprochen. In einem längeren Ab­
schnitt werden alsdann die einzelnen 
Unkosten in sehr klarer, leicht faßlicher 
Form zergliedert und gruppiert. Nach 
Besprechung des Voranschlages wird 
dann die Zusammenstellung der ge­
samten Herstellungskosten erörtert.

Derselbe Aufbau ist bei der Bespre­
chung der Selbstkostenberechnung in 
den staatlichen Ausbesserungswerk­
stätten angewandt, nur daß hier das 
wichtige Gebiet der Unkosten einen 
viel geringeren Raum einnimmt.

Man kann aus diesen kurzen Anga­
ben bereits ermessen, daß die in Be­
tracht kommenden Umstände eingehend 
behandelt sind, und von den vielen in 
den letzten Jahren veröffentlichten Ab­
handlungen über Selbstkosten stellt sich 
die vorliegende Arbeit meines Erachtens 
infolge der bearbeiteten Fabrikations­
zweige und der Gegenüberstellung ver­
schiedener bewährter Systeme als die 
umfassendste und lehrreichste dar.

Noch ein Wort über die Anwendung 
dieses Buches. Die in ihm geschil­
derten Formen der Organisation kön-
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nen und sollen nicht unverändert An­
wendung auf jedes beliebige Fabrika­
tionsgebiet oder Einzel werk finden; es 
sollen nur Richtpunkte, G e s ic h ts ­
p u n k te , gegeben werden, die frei­
lich für alle Zweige industrieller Be­
tätigung naturgemäß die g le ich en  
sein müssen; dadurch bietet sich die 
Möglichkeit bezw. Notwendigkeit der 
Anwendung und Ausbildung der in 
diesem Buche festgelegten Richtlinien 
für jede industrielle Betätigung. Es

wird sich nur fragen, ob der eine oder 
andere Punkt den anderen Verhältnissen 
entsprechend stärker ausgebildet wer­
den muß, oder gegen andere mehr in 
den Hintergrund treten kann. Die Ge­
sichtspunkte m ü ssen  immer dieselben 
sein. Hoffentlich werden durch eine 
weite Verbreitung und durch eifriges 
Studium dieses Buches in den betei­
ligten Kreisen diese Gesichtspunkte 
immer mehr Geltung gewinnen.

F. N eu h au s, TegeL

KUNST UND TECHNIK.
Eiserne Brucken.

Es ist in dieser Monatschrift wie­
derholt auf die Notwendigkeit hin­
gewiesen worden, für die Konstruk­
tion unserer Ingenieurwerke die For­
derung nach ästhetisch befriedigender 
Formgebung als zwingend anzuerken­
nen, im Unterricht sowohl wie draußen 
in der Praxis des Berufes. Es muß 
einmal eine Zeit kommen, in der das 
Ingenieurwerk, das nicht zugleich schön 
ist, und der Ingenieur, dem Formen­
sinn mangelt, als unvollkommen ange­
sprochen werden. Die Zukunft wird 
diesen Weg nehmen, weil der Fort­
schritt zu den Höhen einer vollkomm- 
neren Stufe ohne starke Betonung ästhe­
tischer Gesichtspunkte nicht denkbar ist 
Die Bewegung, welche jetzt schon durch 
Deutschland geht (getragen durch den 
Deutschen Werkbund, den Bund Hei­
matschutz u. a.), wird auf eine Verfei­
nerung unserer gesamten Umgebung 
und dabei auch auf die der Ingenieur­
bauten hindrängen.

Vereinzelt hat der Gedanke bei un­
seren Ingenieuren schon festen Fuß 
gefaßt Das zeigt auch das eben er­
schienene Buch »Eiserne Brücken-- von 
Karl B ern h ard  (aus dem Sammelwerk 
Deutsches Bauhandbuch, Verlag der 
Deutschen Bauzeitung).

Der Verfasser, Zivilingenieur und 
langjähriger Privatdozent der Techni­
schen Hochschule Berlin, hat zahlreiche 
Bauwerke ausgeführt, bei denen eine 
weitgehende Sorgfalt in der Durchbil­
dung schöner Formen erkennbar ist, z. B. 
die Eisenbahnbrücke über die Havel bei 
Brandenburg, zwei Straßenbrücken über 
die Spree bei Oberschöneweide (vergl. 
Heft 1 d. }.: »Brückentore«, Fig. 28 und 
30), Brücken im Zuge der Heerstraße

Berlin-Döberitz, ferner das Gaswerk 
Rixdorf, Retortenhaus und Behälter- 
turm; auch die bekannte Turbinenhalle 
der AEG, welche Bernhard in Gemein­
schaft mit Prof. Peter Behrens gebaut 
hat, legt Zeugnis davon ab.

Daß Bernhard seine künstlerische 
Ueberzeugung in dem vorgenannten 
Lehrbuch an vielen Stellen zum Aus­
druck bringt, ist besonders erfreulich, 
weil es bisher in der ingenieurwissen­
schaftlichen Literatur an solcher Be­
lehrung gefehlt hat und weil gerade 
die letztere aus der Feder eines prak­
tisch tätigen Ingenieurs ihren Eindruck 
nicht verfehlen wird. Bernhard führt 
seine Hinweise, wie ein Brückenbau­
werk schön zu gestalten sei, in allen 
Teilen seines Buches durch. Bei der 
Besprechung der »Linienführung der 
Gurte eiserner Brücken« sagt er Seite 
237: »Die Erkenntnis, daß in erster 
Linie eine schöne, der Kraftwirkung 
entsprechende Linienführung und nicht 
schmückendes Beiwerk die schönheit- 
liche Wirkung der Eisenbauten be­
stimmt, und daß die Linienführung nur 
in der Hand des Ingenieurs und Stati­
kers liegt, bricht sich langsam und 
stetig Bahn, namentlich auf dem Ge­
biete des Brückenbaues. Nach dieser 
Richtung hin haben die großen Brücken­
wettbewerbe der letzten Jahre in Mann­
heim, Budapest, Bonn, Worms, Har­
burg und Ruhrort fördernd und klä­
rend gewirkt.« Und Seite 249: »Nicht 
immer ist aber die Ersparnis des Stoff­
verbrauches gegenüber der etwaigen 
Zunahme der Herstellungskosten aus­
schlaggebend. In neuerer Zeit wird 
mit Recht verlangt, daß auch das Aus­
sehen der Hauptträger für die Wahl 
des Systems maßgebend sein wird.
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Streitig ist nur der Schönheitsbegriff. 
Dieser kann nur vom künstlerisch ver­
anlagten Ingenieur, der in erster Linie 
die statisch-klare Wirkung des Systems 
voll erfaßt, entschieden werden, nicht 
vom Architekten, sofern er nicht ge­
schulter Statiker ist. Die Gestaltung 
der Hauptträger darf nicht nach philo­
sophischen Schönheitsregeln, sondern 
lediglich nach den Regeln der Inge­
nieurkunst erfolgen«.

An anderen Stellen werden bis ins 
Einzelne gehende Darstellungen ge­
geben, wie die das Auge befriedigende 
Form unter voller Berücksichtigung 
aller anderen Forderungen erreicht 
werden kann, so z. B. über die Stel­
lung der Diagonalen im Fach werk: 
»Nichts stört die ruhige Wirkung eines 
Fachwerkgebildes mehr, als die un­
gleiche Neigung der Schrägen. In einem 
Fachwerk müssen die Dreiecke mög­
lichst ähnlich sein — ein alter ästheti­
scher Grundbegriff (Gleichheit der Pro­
portionen der klassischen Baukunst)« 
(Seite 257).

Ausbildung des Windverbandes, 
Durchbrechung der Fahrbahn durch 
den von tiefliegendem Widerlager auf­
steigenden Sichelträger und viele andere 
Einzelheiten werden besprochen. Ge­
legentlich wird auch auf Ausführungen 
hingewiesen, die, obschon sie zweck­
mäßig und sicher, leicht und billig 
sind, doch unvollkommen sind, weil 
ihnen die Schönheit mangelt. Von der 
Eisenbahnbrücke über die Havel bei 
Caputh sagt der Verfasser Seite 259: 
»So zweckmäßig diese Gesamtanord­
nung ist, so wenig gereicht die Brücke 
selbst der herrlichen Havellandschaft 
am Wildpark zur Zierde. Hier ist 
leider dem trockenen »Materialmini­
mum« des Eisenbahnfiskus jede Re­
gung eines Verantwortungsgefühles für 
die Verunzierung der Landschaft durch 
Ingenieurwerke zum Opfer gefallen.«

Hoffentlich findet der Verfasser Nach­
folger, die ebenso eindringlich predi­
gen: Eisenkonstruktionen müssen bau­
künstlerisch gestaltet werden.

W. F ran z , Charlottenburg.

In Bremen ist vor kurzem ein Brücken­
wettbewerb zum Austrag gekommen, 
der hinsichtlich der Zusammenarbeit 
von Ingenieur und Architekt zu einem 
interessanten Ergebnis geführt hat. Den 
ersten Preis erhielt Fried. Krupp A.-G., 
Rheinhausen-Friemersheim, in Gemein­
schaft mit dem Architekten Prof. E. Högg, 
Direktor des Kunstgewerbemuseums 
zu Bremen, für ihren Entwurf »Ohne 
Maske« (siehe Fig. 1 und 2 und die Texf- 
blattfiguren 1 bis 4). Das Motto spricht 
einen leitenden künstlerischen Gedan­
ken aus: das Eisen der Tragkonstruktion 
zu selbständiger Wirkung kommen zu 
lassen. Der Gedanke kommt darin klar 
zum Ausdruck, daß das architektonisch 
behandelte Beiwerk nirgends zur Ver­
deckung von Schwächen der Ingenieur- 
arbeit verwendet worden ist und da­
durch doch selbst wieder vornehmer 
erscheint. Die Hauptteile der Brücke, 
das eiserne Tragwerk und die eingelegte 
Fahrbahn, zeigen sich von allen Seiten 
auch wirklich als die Hauptsache, ob­
schon hier infolge der Verwendung 
einer Landzunge zwischen den beiden 
Flußarmen als Baustelle für ein großes 
Wirtshaus mit Bootshaus die Gebäude­
masse des letzteren im Bilde dominiert. 
Mit den zurücktretenden kleinen »Tor­
häuschen« und ihrer Angliederung 
(rechtsufrig) an die Wohnhausbebauung 
ist der Uebergang aus der engen bebauten 
Stadtstraße in die freie offene Brücken­
bahn gut durchgeführt. Daß die Gurte 
des eisernen Fachwerkes aus letzterer 
kräftig hervorwachsen, ist gleichfalls 
eine glückliche Lösung1).

Der Entwurf zeigt, daß Brückentore 
überflüssig werden, sobald der Ingenieur 
seine Eisenkonstruktion sehen lassen 
kann. W. F ran z , Charlottenburg.

') Vielleicht wäre es aber doch nötig, 
die Stelle, wo der Bogenträger von 
seinem tiefliegenden Widerlager unter 
der Fahrbahn kommend diese durch­
bricht und nun von oben sichtbar wird, 
zu beachten. Diese Stelle ist nicht be­
deutungslos und verlangt eine wenn 
auch noch so bescheidene Betonung.

Die Kaiserbrücke in Bremen.



T echnik  und W irtsch a ft, 1911. Textblatt zu Franz:
Die KaiserbrücKe in Brem en.
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